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Die hier vorgestellte Untersuchung ist als Beitrag zu einer Sozialberichterstat-

tung über Kinder (vgl. Nauck 1997) konzipiert und entstand vor dem Hinter-

grund einer öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion über die Zunahme

von Kinderarmut in der Bundesrepublik. Ausgangspunkt dieser Diskussion ist

eine Umkehrung der Altersrisikostruktur beim Sozialhilfebezug. Während in

den sechziger Jahren in den alten Bundesländern vor allem ältere Menschen ein

erhöhtes Risiko für den Bezug von Sozialhilfe aufwiesen, sind es in den neun-

ziger Jahren vor allem Kinder, die überproportional häufig Sozialhilfe beziehen

(vgl. z. B. Hauser 1995: 9). Da es sich bei dieser Betrachtung um Maßnahmen

zur Armutsbekämpfung handelt, die in starkem Umfang an institutionelle Re-

gelungen gebunden sind und nicht unbedingt ein gutes Maß für Bedürftigkeit

darstellen (vgl. Voges 1999), soll in dieser Arbeit der Problembereich Kinder-

armut aus der Perspektive der Einkommensverteilung untersucht werden.

Ziel der Studie ist es, Struktur und Wandel der Lebensbedingungen und der

Lebensqualität im Haushaltskontext von Kindern unter 18 Jahren vor dem

Hintergrund ungleich verteilter Haushaltseinkommen zu untersuchen. Nach

einem Überblick zu Konzepten und empirischen Forschungsergebnissen zur

Einkommensarmut bei Kindern, werden eigene Analysen auf der Basis von

Umfragedaten vorgestellt. Dazu wird die Entwicklung der Einkommensun-

gleichheit und Einkommensarmut bei Kindern sowie die Dauer von einkom-

mensschwachen Positionen im individuellen Längsschnitt analysiert. Ein weite-

rer Schwerpunkt liegt bei der vergleichenden Beschreibung der Lebensbedin-

gungen von Kindern in einkommensschwachen Haushalten und deren Verände-

rung. Untersucht werden in diesem Zusammenhang Haushalts- und Familien-

formen sowie verschiedene sozialstrukturelle Merkmale im Haushaltskontext

von Kindern wie Erwerbstätigkeit/Arbeitslosigkeit, Transfereinkommen, Bil-

dung, Wohnen, Gesundheit, soziale Kontakte und Freizeitaktivitäten. In einem

weiteren Teil der Arbeit werden, neben eher allgemeinen Einstellungen, Indi-

katoren des subjektiven Wohlbefindens im Haushaltskontext von Kindern be-
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rücksichtigt. Von Interesse ist in diesem Zusammenhang, ob Kinder, in Abhän-

gigkeit vom Haushaltseinkommen, in unterschiedlichem Ausmaß mit psychi-

schen Belastungen konfrontiert sind. Für die Mütter werden deshalb Einstel-

lungen und Präferenzen in Abhängigkeit von der Einkommensposition darge-

stellt. Weiterhin werden Zufriedenheiten mit verschiedenen Lebensbereichen,

die Zufriedenheit mit dem Leben allgemein sowie weitere Indikatoren des sub-

jektiven Wohlbefindens der Mütter analysiert. Der Untersuchungszeitraum

erstreckt sich auf die Zeit von 1984 bis 1996 und berücksichtigt auch die Ent-

wicklung in den neuen Bundesländern und bei der ausländischen Bevölkerung.

Die Identifikation von Umfang, Dauer und Unterversorgung oder spezifischen

Problemlagen in einzelnen Lebensbereichen eröffnet Ansatzpunkte für gezielte

sozialpolitische Maßnahmen zur Bekämpfung von Einkommensarmut und de-

ren Auswirkungen bei Kindern. Der Gesetzgeber ist mittlerweile verpflichtet

die gesellschaftliche Anerkennung der Kindererziehung zu verbessern. Nach

einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. November 1998, ist der

Aufwand für Betreuung und Erziehung von Kindern, in Angleichung an die

Regelung für Alleinerziehende, generell bei der Besteuerung freizustellen. Der

Staat ist somit zu aufwendigen Maßnahmen zur Anerkennung von Kinderer-

ziehung– und -betreuung verpflichtet. Die Finanzierung dieser familienpoliti-

schen Entscheidung hat weitreichende Folgen für die öffentlichen Haushalte.

Dennoch würden vor allem Haushalte von besserverdienenden Ehepaaren mit

Kindern von der Erhöhung der Steuerfreibeträge profitieren. Die vom Bundes-

verfassungsgericht geforderte gesellschaftliche Anerkennung von Erziehungs-

leistungen würde damit nur unvollständig umgesetzt und bestehende Ungleich-

heiten eher verstärken. Eine Veränderung der Leistungs- und Finanzierungs-

struktur in der staatlichen Familienpolitik, die eine erhebliche Anhebung des

Kindergeldes und die Reduktion anderer kostenträchtiger Maßnahmen, wie

dem Ehegattensplitting bei der Einkommenssteuer, werden in diesem Zusam-

menhang vorgeschlagen (Kirner, Schöb und Weick 1999). Somit könnten vor

allem auch einkommensschwache Haushalte mit Kindern von den kostenträch-
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tigen Maßnahmen profitieren. Auch vor dem Hintergrund dieser familienpoliti-

schen Diskussion, stehen die Analysen in dieser Arbeit.
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In diesem Kapitel werden Aktivitäten und Ergebnisse der Sozialberichterstat-

tung über Kinder in Deutschland präsentiert. Anschließend werden empirische

Armutskonzepte vorgestellt und ein Überblick über Forschungsergebnisse im

Bereich der Einkommensarmut bei Kindern gegeben. Hierzu werden sowohl

international vergleichende als auch deutsche Studien besprochen. Abschlie-

ßend werden im Rahmen einer zusammenfassenden Bewertung Schlußfolge-

rungen für die empirischen Analysen in dieser Arbeit gezogen.

���� .LQGHU�LQ�GHU�GHXWVFKHQ�6R]LDOEHULFKWHUVWDWWXQJ

Eine Auswertung von internationalen Literaturdatenbanken weist einen deutli-

chen Anstieg von Publikationen zur Lebensqualität von Kindern in den neunzi-

ger Jahren nach (Andelman u.a. 1998). Die Aufschlüsselung der Themen zeigt

allerdings, daß es sich hier überwiegend um sehr spezielle Gruppen von Kin-

dern handelt, die im Rahmen medizinischer Interventionen, insbesondere

Krebserkrankungen, durchgeführt wurden. Aber auch in der Sozialindikatoren-

forschung (vgl. Noll und Zapf 1994) ist ein zunehmendes Interesse an den Le-

bensbedingungen und dem subjektiven Wohlbefinden von Kindern zu erken-

nen. Vor allem in den USA wurde mit der Buchreihe „America’s Children“ ein

Berichtsystem für Kinder entwickelt, das auf der Basis eines Sets von Sozialin-

dikatoren Entwicklungstrends über 50 Jahre zu verschiedenen Lebensbereichen

präsentiert (Hernandez 1993) und dessen jüngste Ausgabe auch in der Zeit-

schrift Social Indicators Network News (SINET) besprochen wurde (Land

1998).

Nauck (1997� stellt für Deutschland dagegen resümierend fest, daß es keine

systematische und kontinuierliche Sozialbericherstattung über die Altersgruppe

„Kinder“ gibt, die Lebensbedingungen von Kindern mit erprobten wissen-

schaftlichen Instrumenten regelmäßig und über einen längeren Zeitraum beob-

achtet und über Ergebnisse berichtet. Vor allem das theoretische Konzept und
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das methodische Instrumentarium der Sozialindikatorenforschung (Glatzer und

Zapf 1984; Noll und Zapf 1994) wurden bisher noch nicht für die Etablierung

eines kontinuierlichen Berichtssystems für Kinder in der Bundesrepublik um-

gesetzt (Nauck 1997). Ein grundlegendes Problem ist auch darin zu sehen, daß

sich sowohl amtliche als auch sozialwissenschaftliche Datenbasen nur einge-

schränkt für diese Zwecke nutzen lassen, da Kinder häufig nicht als eigenstän-

dige Bevölkerungsgruppe ausgewiesen werden oder bei Individualdatenbasen

nicht als Untersuchungseinheit definiert werden können. Kinder findet man

eher als Merkmale von Haushalten oder privaten Lebensformen in der Bevölke-

rung.

Im Rahmen der amtlichen Sozialberichterstattung in Deutschland ist mittler-

weile dennoch eine stärkere Ausrichtung auf die Lebensverhältnisse von Kin-

dern zu verzeichnen. Neben den amtlichen Jugend- und Kinderberichten (vgl.

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 1998) wird auch

in den jüngsten Familienberichten der Bundesregierung die Situation von Kin-

dern breiter thematisiert als in den älteren Berichten (Leu u.a. 1997: 82). Nauck

(1997: 171f) kritisiert allerdings, daß diese amtlichen Publikationen auf Bun-

desebene zwar kontinuierlich erstellt werden und auf fachwissenschaftliche

Befunde zurückgreifen, daß ihnen allerdings kein eigenes Indikatorensystem

zur Dauerbeobachtung zugrunde liegt, und daß wechselnde Themen bearbeitet

werden. Dadurch sei eine thematische und methodische Kontinuität der Be-

richterstattung nicht gewährleistet.

Die akademische Sozialberichterstattung in der Bundesrepublik hat sich zwar

bereits zu Beginn der achtziger Jahre mit der Thematik Kinder befaßt, aller-

dings handelte es sich auch hier um eine begrenzte Aktivität. Im Rahmen der

Lebensqualitätsforschung des Sonderforschungsbereichs 3 „Mikroanalytische

Grundlagen der Gesellschaftspolitik“ der Universitäten Frankfurt und Mann-

heim wurde 1980 auch ein Kindersurvey durchgeführt. In übergreifenden Pu-

blikationen der deutschen Sozialberichterstattung, wie dem Band „Lebensqua-

lität in der Bundesrepublik“ (Glatzer und Zapf 1984) und dem Datenreport
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(Statistisches Bundesamt 1997; Statistisches Bundesamt 1994) wurden Ergeb-

nisse des Kindersurveys bzw. die Lebensbedingungen von Kindern allerdings

nicht explizit berücksichtigt, und die Altersgruppe von Kindern wird meist nur

zur Abgrenzung von unterschiedlichen Lebensformen in die Analysen einbezo-

gen1. Auch im System Sozialer Indikatoren für die Bundesrepublik (Noll und

Wiegand 1993) findet man eine kindbezogene Perspektive höchstens am Ran-

de. Allerdings schlägt sich in jüngsten Überarbeitungen dieses Indiaktorensy-

stems auch die Diskussion um Einkommensarmut bei Kindern, durch die Auf-

nahme entsprechender Indikatoren, nieder (Weick 1999).

Erst Mitte der 90er Jahren wurde als Ergebnis des Forschungsprojektes „Fami-

liäre Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen in Ost- und West-

deutschland – eine vergleichende Sozialstrukturanalyse der Kindheit“ der Band

„Kinder in Deutschland“ (Nauck und Bertram 1995) als eine konzentrierte Ak-

tivität zur Initiierung einer Sozialberichterstattung über Kinder veröffentlicht.

Die Analysen dieses Bandes, erschienen in der Publikationsreihe zum DJI-

Familiensurvey, beruhen auf den kumulierten Daten verschiedener Familien-

surveys und weiterer Datensätze (Nauck und Bertram 1995b: 4f), die bei Er-

wachsenen zwischen 18 und 55 Jahren erhoben wurden. Die Daten wurden

kumuliert und so reorganisiert, daß Kinder der Befragten die Analyseeinheit

darstellten (N=22.217). So konnte mit vorhandenen Datensätzen, die ursprüng-

lich nicht für diese Zwecke geplant waren, ein erhebliches Analysepotential für

kindbezogene Fragestellungen genutzt werden.

Der Sammelband von Bertram und Nauck liefert erstmals grundlegende Ergeb-

nisse zu Lebensbedingungen von Kindern in einer Zusammenschau. Im sozial-

strukturellen Bereich werden empirische Analysen zum Phänomen der Ge-

schwisterlosigkeit (Klein 1995a), den Lebensbedingungen von Kindern in Ab-

hängigkeit von der Geschwisterzahl (Nauck 1995b) sowie der Wohnsituation

von Kindern (Joos 1995) präsentiert. Aus der Lebensverlaufsperspektive wer-

den die Erwerbsbeteiligung von Müttern (Lauterbach und Klein 1995; Braun
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und Klein 1995) und Ehelösungen (Klein 1995b) mit Kindern als Untersu-

chungseinheit analysiert.

Einkommensungleichheit bzw. Einkommensarmut wurde in dem Sammelband

aber nur am Rande berücksichtigt. So stellt Joos (1995: 200) fest, daß Adoptiv-

und Pflegekinder in den alten Bundesländern überwiegend in Haushalten mit

höherem Einkommen leben, während Kinder von Alleinerziehenden „in den

knappsten ökonomischen Verhältnissen leben“. Der Band „Children in Ameri-

ca“ (Hernandez 1993), der auch Vorbildcharakter für das deutsche Projekt hat-

te, befaßt sich dagegen ausführlich in mehreren Kapiteln mit Einkommensar-

mut bei Kindern. Ein brisanter Befund ist in diesem Zusammenhang der deutli-

che Anstieg der Kinderarmutsquoten in den USA seit Ende der 70er Jahre.

Analysen des deutschen Projektes zu den Lebensbedingungen von Kindern

zeigen allerdings in anderen Bereichen, daß sozialpolitisch alarmierende Be-

funde der amerikanischen Studie nicht einfach auf deutsche Verhältnisse über-

tragen werden können. Während bei afro-amerikanischen Kindern in den USA

1980 schon die Mehrzahl (80%) in Einelternfamilien ihre Kindheit verbringt

(weiße Kinder: 46%), lebt in Deutschland die Mehrzahl der Kinder in vollstän-

digen Familien (Nauck 1995a: 63). So wuchsen in den alten Bundesländern

76% und in den neuen Bundesländern 69% der Kinder über die gesamte Kind-

heit mit zwei Elternteilen auf.

Die kindbezogene Sozialberichterstattung hielt, neben anderen Schwerpunkten,

auch in den zwei folgenden Bänden aus der Publikationsreihe zum DJI-

Familiensurvey Einzug (Bien 1996a). So werden Untersuchungen zur demo-

graphischen Entwicklung, zu privaten Lebensformen, zur Betreuungssituation

von Kindern und zur Alltagsorganisation in unterschiedlichen Familienphasen

präsentiert. Band sieben dieser Reihe zielt auf die spezielle Gruppe von Kin-

dern in nichtehelichen Lebensgemeinschaften (Bien und Schneider 1998).

Thematische Schwerpunkte sind Entwicklungsformen, Lebensformen, Lebens-

verläufe und soziale Netzwerke. Einkommensungleichheit wird auch in diesem
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Band nicht empirisch untersucht. Subjektives Wohlbefinden von Kindern kann

bei einer solchen Vorgehensweise nicht beobachtet werden.

Die konzentrierten Forschungsaktivitäten in den neunziger Jahren haben eine

erhebliche Verbesserung der Informationslage zu Lebensbedingungen von Kin-

dern in Deutschland mit sich gebracht. Nicht zuletzt die grundlegenden ameri-

kanischen Analysen zu den Lebensbedingungen von Kindern in den USA

(Hernandez 1993), die die Veränderung der Lebensbedingungen in verschiede-

nen Bereichen seit den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts im Focus haben,

gaben hier auch Impulse für die Entwicklung einer deutschen Sozialberichter-

stattung über Kinder. Allerdings ist der Bereich Einkommensarmut bei Kin-

dern, der in der obengenannten US-Studie sogar einen Schwerpunkt darstellt, in

der deutschen Sozialberichterstattung zu Kindern nahezu nicht enthalten. Die

Initiativen zur Berichterstattung über Kinder verdeutlichen aber auch, daß sozi-

alwissenschaftliche Primärerhebungen bei der erwachsenen Bevölkerung auch

ein erhebliches Informationspotential über die Lebensbedingungen von Kin-

dern beinhalten.

������ .LQGHUVXUYH\V�LP�GHXWVFKVSUDFKLJHQ�5DXP

Repräsentative Kinderbefragungen, zur Erforschung der Lebensqualität von

Kindern, gibt es im deutschsprachigen Raum nur selten. Im Kindersurvey des

Sonderforschungsbereiches 3 von 1980 (Lang 1985), der objektive Lebensbe-

dingungen und subjektives Wohlbefinden von 8-10jährigen Kindern, u. a. in

den Bereichen Familie, Schule und Freundeskreis untersuchte, wurden 2048

Schulkinder im Alter von neun bis zwölf Jahren befragt. Neben den Kindern

wurde jeweils ein Elternteil interviewt. Die Studie zeigt, daß das subjektive

Wohlbefinden von Kindern weniger von der gesellschaftlichen Plazierung der

Eltern abhängt als vom unmittelbaren kindlichen „Mikrokosmos“ in Familie

und Schule. Dennoch wird die subjektive Befindlichkeit von Kindern auch von

den Lebens- und Familienformen beeinflußt: Kinder von Alleinerziehenden

und Kinder mit mehreren Geschwistern weisen vermehrt Defizite beim subjek-

tiven Wohlbefinden auf. Gerade in diesen Lebensformen ist allerdings auch das
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Risiko für den Bezug von Sozialhilfe und das Absinken in relative Einkom-

mensarmut besonders hoch (Bien 1996b: 151; Habich und Krause 1997: 524).

Mit dem zunehmenden Interesse an der Teilpopulation von Kindern werden

nun in jüngster Zeit repräsentative Befragungen von Kindern durchgeführt, die

auch subjektive Befindlichkeiten einbeziehen. Eine neuere internationale Be-

fragung von Schulkindern wurde im Rahmen der Studie „Health Behavior in

School-Aged Children – A WHO Cross National Survey“ (vgl. Klocke 1998:

146 ff) in einem Forschungsverbund von 24 Ländern konzipiert. Ein Vergleich

von drei Ländern - Deutschland, Schweden und Schottland, mit Befragungen

aus den Jahren 1993 und 1994 - wurde vorgestellt. Armut konnte bei der

Schülerbefragung (11, 13 und 15 Jahre) nicht monetär erfaßt werden und wurde

deshalb als Unterversorgung in verschiedenen Lebensbereichen gemessen.

Deutsche Kinder in der „Armutsgruppe“ schätzen ihre Zukunft in wichtigen

Bereichen pessimistischer ein als „nicht-arme“ Kinder. Die Differenzen sind

allerdings nur sehr gering. Deutlicher zeigen sich die Unterschiede bei der Ein-

schätzung von Glück. Mehr als doppelt so viele Kinder in der „Armutsgruppe“

(23,7%) als in der „nicht-armen“ Gruppe (9%) geben an nicht sehr glücklich zu

sein. Zwischen Armut und Gewaltanwendung oder Drogenkonsum konnte kein

Zusammenhang identifiziert werden.

Mit Daten des Österreichischen Kindersurveys von 1991, bei dem 10jährige

Schulkinder sowie deren Eltern und Lehrer befragt wurden, konnten auch nur

schwache Zusammenhänge zwischen einkommensschwachen Positionen und

dem subjektiven Wohlbefinden von Kindern identifiziert werden (Bacher

1998). Kinder in einkommensschwachen Haushalten nehmen auf der subjekti-

ven Ebene dennoch häufiger die Geldsorgen in der Familie wahr als in ein-

kommensstärkeren Haushalten, sie fühlen sich deshalb weniger wohl und

schätzen auch die Erfolgsaussichten ihres Handelns geringer ein (Bacher 1998).

Insgesamt erlauben die Kindersurveys zwar subjektives Wohlbefinden bei Kin-

dern direkt zu messen, dennoch sind sie zur Untersuchung der Armutsproble-

matik nur bedingt geeignet. Hier ist zu berücksichtigen, daß diese Studien nicht
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zur Untersuchung spezifischer Deprivationslagen konzipiert wurden (vgl. Wal-

per 1995: 185).

���� .RQ]HSWH�LQ�GHU�$UPXWVIRUVFKXQJ

Die jüngste Verleihung des Wirtschaftsnobelpreises 1998 an A. Sen, der zur

Abgrenzung von Armut und zur Entwicklung von Armutsmaßen Forschungs-

arbeiten durchgeführt hat (vgl. Sen 1985; Sen 1983; Sen 1979;), kann als Indi-

kator für die derzeitige weltweite, soziale, politische und wissenschaftliche

Bedeutung der Erforschung von Armut herangezogen werden. Dennoch gibt es

in der Wissenschaft keinen Konsens darüber wie Armut zu messen ist (vgl.

Piachaud 1992). Die fehlende Eindeutigkeit einer Armutsdefinition ist häufig

auch die Ursache für Kontroversen, die immer wieder in den Medien ausgetra-

gen werden. Auch andere zentrale Begriffe in der Soziologie wie Klasse,

Schicht, Macht oder Herrschaft sind umstritten, allerdings werden diese Kon-

troversen innerakademisch ausgetragen, während der Armutsbegriff aufgrund

seiner sozialpolitischen Tragweite ein breites öffentliches Interesse findet (vgl.

Jakobs 1994). In der Einleitung zum Sonderband „Armut im modernen Wohl-

fahrtsstaat“ der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie (Leib-

fried und Voges 1992) bemerken die Herausgeber zu diesem Problemfeld

(Leibfried und Voges 1992: 13): „Direkter als in anderen Forschungsbereichen

verweist jede Erkenntnis über Armut zugleich auf den politischen Handlungs-

bedarf, diese Erscheinung zu beseitigen.“ Zur Armutsforschung in der deut-

schen Soziologie stellen sie allerdings fest, daß sich die deutsche Soziologie

schwer tat „...ihre Einsichten in Form praktisch verwertbaren Wissens zu ver-

breiten“: Als Ursachen für die unbefriedigende Forschungslage zu Beginn der

neunziger Jahre stellen die Autoren fest: „Theorielastigkeit und Mangel an ein-

schlägigen Daten ergänzten sich – wirkten quer durch die Soziologie, sind also

allgemeine wissenschaftliche Gründe – und führten, was Armut betrifft, fast in

die Nähe von Nichtbefassung.“ Allerdings wurden seit dem Erscheinen dieses

Sonderbandes vermehrt umfassende empirische Studien zur Einkommensarmut

veröffentlicht (vgl. z.B. Andreß 1996c; Habich u.a. 1991; Habich und Krause
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1997; Hauser und Hübinger 1993a, 1993b; Hauser u.a. 1996; Hanesch 1994;

Krause 1992, 1997).

Das öffentliche Interesse an der Armutsproblematik spiegelt sich mittlerweile

auch auf verschiedenen politischen Ebenen wider. Nachdem auf Länderebene

und sogar auf der Ebene von Landkreisen und Kommunen bereits Armutsbe-

richte entstanden sind (vgl. Niedersächsischer Landtag 1998: 7; Koch 1994;

Hauser 1997: 33), soll laut Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokrati-

schen Partei Deutschlands (SPD) und Bündnis90/Die Grünen (1998: 28) auch

ein nationaler Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung erstellt wer-

den. Im Deutschen Bundestag wurden zur Armutsproblematik in den achtziger

und neunziger Jahren bereits große Anfragen an die Bundesregierung gestellt

(Bundestagsdrucksachen 10/5948; 10/6055; 13/1527). Aktivitäten zur Bericht-

erstattung finden sich bis zum Regierungswechsel 1998 nur von der Seite der

Parteien, Gewerkschaften und anderer gesellschaftlichen Organisationen au-

ßerhalb des Parlaments: In Vorbereitung für die Konzeption eines nationalen

Armutsberichts wurde auch eine Expertise aus der akademischen Sozialbe-

richterstattung eingeholt (Noll und Weick 1995).

Anders als bei der Bevölkerungsgruppe von Kindern, die über das Alter abzu-

grenzen ist, gibt es keine offensichtlichen Merkmale anhand derer man „Arme“

abgrenzen kann. „Auf die Frage was Armut ist, gibt es überhaupt keine objek-

tive, wissenschaftlich beweisbare Antwort.“ (Hauser 1997: 19). In der sozial-

wissenschaftlichen Literatur werden zur Identifikation von Armut in der Regel

drei Konzepte verwendet: absolute, relative und subjektiv empfundene Armut

(vgl. hierzu u.a. Hauser 1997; Krause 1997: 13ff; Leibfried und Voges 1992;

Piachaud 1992). Diese Konzepte werden im folgenden vorgestellt. Die Über-

sicht konzentriert sich auf Armutsabgrenzungen über Ressourcen, d.h. es wer-

den Markteinkommen, Unterhaltsleistungen, Vermögen und staatliche Trans-

ferleistungen berücksichtigt (vgl. z.B. Hauser 1997: 20f). Es handelt sich dabei

also um eine weitgehend monetäre Betrachtung. Dieses Konzept wird überwie-

gend in der empirischen Armutsforschung verwendet. Daneben werden auch
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mehrdimensionale Armutsabgrenzungen auf Basis der Lebenslage von Perso-

nen durchgeführt. Hierzu wird die Versorgungssituation bezüglich Ernährung,

Kleidung, Wohnen, Gesundheit, gesellschaftlicher Partizipation u. a. herange-

zogen. Eine Verbindung von Ressourcenansatz und Lebenslagenansatz wird

darin gesehen, daß eine monetäre Armutsabgrenzung vorgenommen wird und

die Versorgungslage der so ermittelten Armutspopulation in den verschiedenen

Bereichen untersucht wird (Leu u.a. 1997: 19). Diese Vorgehensweise orien-

tiert sich an dem Instrumentarium der deutschen Lebensqualitätsforschung

(Glatzer und Zapf 1984; Statistisches Bundesamt 1997: 421ff.).

������ $EVROXWH�$UPXWVNRQ]HSWH

Die absolute Armutsdefinition geht in ihrer ursprünglichen Form von einem

weitgehend physiologisch bestimmten Existenzminimum aus (Rowntree 1922),

das unabhängig vom materiellen Wohlstandsniveau einer Gesellschaft ist. Nach

Hauser (1997: 21f) bedeutet absolute Armut, daß das zum Überleben Notwen-

dige nicht vorhanden ist oder beschafft werden kann und ein längeres Anhalten

dieses Zustandes zum Tod führt. Absolute Armut wird aber auch in einem er-

weiterten Sinne als menschenunwürdiges Dasein in einer Gesellschaft betrach-

tet. Hier wird argumentiert, daß für hochentwickelte Industrieländer die Orien-

tierung eines Armutskonzeptes am Subsistenzminimums nicht mehr adäquat

sei (Leu u.a. 1997:10). So definiert z.B. Sen (1983) Armut nicht unabhängig

von den gesellschaftlichen Randbedingungen. Er fordert, daß zur Armutsab-

grenzung grundlegende Bedürfnisse (basic capabilities) berücksichtigt werden

müssen. Hier wird die Möglichkeit zu reisen, ein Minimum an Nahrung, so-

zialer Beteiligung und das Freisein von sozialer Ächtung genannt. Bei steigen-

dem Wohlstandsniveau in einer Gesellschaft, steigt nach Sen auch die Armuts-

grenze, weil die physischen Notwendigkeiten für das Individuum in der Gesell-

schaft steigen. Das hat bei dieser Betrachtungsweise nach Sen nichts damit zu

tun, daß die Anspruchsniveaus durch soziale Vergleichsprozesse in der Bevöl-

kerung steigen. Der Zusammenhang der Sen’schen Armutsgrenze mit dem

Einkommensniveau ist in Abbildung 1 dargestellt. In absolut armen Gesell-
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schaften liegt die Armutsgrenze über dem Durchschnittseinkommen, mit zu-

nehmendem Wohlstandsniveau steigt sie unterproportional mit dem Einkom-

men an, d.h. mit zunehmendem Wohlstand nimmt der relative Einkommensab-

stand der Armutsgrenze zum Durchschnittseinkommen zu. Die relative Ar-

mutsgrenze liegt dagegen auf der Diagonalen (45°).

$EELOGXQJ���'LH�$UPXWVJUHQ]H�YRQ�6HQ�DOV�)XQNWLRQ�GHV�'XUFKVFKQLWWVHLQNRPPHQV

Quelle: Krämer 1997: 16

Da bei erweiterten absoluten Armutsdefinitionen Vergleichsstandards herange-

zogen werden müssen, die abhängig von gesellschaftlichen Wertvorstellungen

sind, wird eingewendet, daß es sich nicht um absolute Armutskonzepte, son-

dern auch um relative handelt. Aber selbst die Festlegung eines physischen

Existenzminimums kann nicht wertfrei vorgenommen werden und bleibt an-

greifbar (vgl. Piachaud 1992: 65).
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Relative Armut wird in Beziehung zur Wohlstandsverteilung in einer Bevölke-

rung definiert und geht von einer relativen Unterversorgung von Armen aus

(vgl. Hauser u.a.1981; Krause 1992; Piachaud 1992). In neueren Untersuchun-

gen für die Bundesrepublik und auch für die Europäische Union wird überwie-

gend auf relative Armutskonzepte zurückgegriffen (vgl. Hauser 1997: 23). Zur

Abgrenzung von Armut wird dabei meist das bedarfsgewichtete Nettoeinkom-

men oder wie bei einer Studie des Statistischen Amtes der Europäischen Union

die Konsumausgaben als Grundlage verwendet (Hagenaars u.a. 1995).

Erstmals wurde die häufig gebrauchte Armutsgrenze von 50% des Durch-

schnittseinkommens bei Fuchs (1965: 71-91) publiziert. Die Wahl der 50%-

Grenze kann allerdings nicht theoretisch begründet werden (vgl. Krämer 1997:

11). Hier liegt ein grundlegendes Problem der Festlegung relativer Armuts-

grenzen, da es kein theoretisch stichhaltiges Argument gibt, warum ein be-

stimmter Abstand zum Durchschnittseinkommen (z.B. 40%,50%,60%) als Ar-

mutsgrenze gewählt wird (vgl. auch Leu u. a. 1997: 13). Kritisiert wird an die-

sem Ansatz weiterhin, daß er völlig vom Niveau des materiellen Lebensstan-

dards in einer Gesellschaft abstrahiert. Armut kann nach dieser Betrachtungs-

weise nicht durch eine Erhöhung des materiellen Wohlstandsniveaus einer Be-

völkerung, sondern nur durch eine Veränderung der Einkommensverteilung

überwunden werden (vgl. Krämer 1997, Krause 1997: 22ff). So kann es zu dem

Paradox kommen, daß in reichen Industrieländern der Bevölkerungsanteil in

relativer Armut erheblich höher ist als in Entwicklungsländern oder osteuropäi-

schen Transformationsländern mit geringerer Einkommensungleichheit, bei

gleichzeitig deutlich geringerem materiellen Lebensstandard. Der Vorteil rela-

tiver Maße zur Einkommensungleichheit wie der Armutsquote liegt anderer-

seits darin, daß sie Vergleiche über mehrere Zeitpunkte hinweg, unabhängig

von der Preisstabilität oder auch über verschiedene Gesellschaften mit unter-

schiedlichen Einkommensniveaus und Währungen erlauben, da sie die Anfor-

derung der proportionalen Transformation erfüllen (vgl. Diekmann 1995: 565).
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Es wird auch angenommen, daß Personen in relativer Armut eine Ausgrenzung

und Marginalisierung erleben und kaum noch an gesellschaftlichen Aktivitäten

partizipieren können (Hauser 1997:22). Allerdings müßte dieser Zusammen-

hang bei einer rein ökonomischen Messung der Unterversorgung auch explizit

nachgewiesen werden. Das kann einerseits dadurch geschehen, daß der Zu-

sammenhang zwischen einer materiellen Unterversorgung und dem Wohl-

fahrtsniveau in anderen Lebensbereichen betrachtet wird oder aber, daß sogar

eine Armutsabgrenzung auf Deprivationen in verschiedenen Lebensbereichen

zurückgreift.

������ /HEHQVODJHQNRQ]HSW�YHUVXV�5HVVRXUFHQDQVDW]�]XU�$UPXWVPHVVXQJ

Die Messung von absoluter und relativer Armut ist prinzipiell nicht auf mone-

täre Größen beschränkt. Neben dem Ressourcenansatz, der Armut als Mangel

an ökonomischen Mitteln definiert, werden auch andere Armutsabgrenzungen

verwendet. Ein Ansatz, der multiple Deprivationen zur Armutsabgrenzung her-

anzieht, ist das Lebenslagenkonzept: Nicht nur das Einkommen ist entschei-

dend für die Abgrenzung von Armut, sondern die Versorgungslage in verschie-

denen zentralen Lebensbereichen, wie z.B. Wohnen, Gesundheit, Arbeit, Bil-

dung und gesellschaftliche Partizipation (vgl. Townsend 1979; Ulrich und Bin-

der 1992; Hauser und Hübinger 1993a; Hauser und Hübinger 1993b). Eine

Unterausstattung in mehreren dieser Bereiche dient zur Abgrenzung von Ar-

mut.

Problematisch ist beim Lebenslagenansatz insbesondere, daß er noch mehr Ent-

scheidungen, die auf Werturteilen basieren, beinhaltet als der Ressourcenan-

satz. Dies dürfte vor allem im sozialpolitischen Bereich eine erhebliche Ein-

schränkung für die Akzeptanz dieses Ansatzes bedeuten. So stellen Leu u.a.

(1997: 53) dazu fest: „Am gravierendsten für den Lebenslagenansatz ist jedoch

das Problem, daß die Auswahl von Unterversorgungsgrenzen anhand von Min-

destversorgungsniveaus für die jeweiligen Bereiche gesellschaftlich umstritten

sind. Das Schlüsselmerkmal von Armut bleibt daher das Unterschreiten einer

Einkommensgrenze. Einem Lebenslagenkonzept ohne explizite Berücksichti-
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gung von Einkommen fehlt zudem der wichtigste Armutsindikator und der so-

zialpolitische Ansatzpunkt zur Armutsbekämpfung (Glatzer und Neumann

1993)“. Als problematisch erscheint auch die geringe Überlappung der Ar-

mutspopulationen bei Verwendung verschiedener multidimensionaler Ar-

mutsabgrenzungen (Kangas und Ritakallio 1998). Weiterhin wird kritisiert, daß

das Lebenslagenkonzept Selbsteinschätzungen (z.B. Zufriedenheiten) in ein-

zelnen Lebensbereichen nicht ausreichend für die Abgrenzung einer Unterver-

sorgungslage berücksichtigt (Eggen 1998: 31).

Leu u.a. (1997:19f) stellen heraus, daß eine befriedigende theoretische Präzisie-

rung des Begriffs Lebenslage noch aussteht, und daß sich Ressourcen- und Le-

benslagenansatz auch nicht trennscharf voneinander abgrenzen lassen. „Um

sozialpolitische Ziele im politischen Prozeß durchsetzen zu können, ist ein ein-

faches und transparentes Kriterium einem schwer durchschaubaren mehrdi-

mensionalen Ansatz überlegen.“ Die Autoren erachten es allerdings als sinn-

voll, Armut über die Ressource „Einkommen“ zu identifizieren und die Le-

bensumstände von Befragten in verschiedenen zentralen Lebensbereichen de-

skriptiv aufzuzeigen. Entsprechend haben vor allem Untersuchungen in der

deutschen Lebensqualitätsforschung die Unterausstattung im zentralen finan-

ziellen Bereich im Zusammenhang mit objektiven Lebensbedingungen und

subjektivem Wohlbefinden untersucht (Berger 1984a; Berger 1984b; Glatzer

und Hübinger 1990; Schott-Winterer 1990). Eine solche Vorgehensweise er-

laubt es, verschiedene Bevölkerungsgruppen miteinander zu vergleichen, und

vor allem zeigt sie auf, in welchem Umfang Deprivationen in verschiedenen

Lebensbereichen mit der Deprivation beim Einkommen einhergehen. Somit

können auch Ansatzpunkte für gezielte sozialpolitische Maßnahmen aufgezeigt

werden.

������ 6XEMHNWLYH�$UPXWVNRQ]HSWH

Neben der Differenzierung zwischen absoluter und relativer Armut wird auch

zwischen Armut, die von Experten festgelegt wird und subjektiv empfundener

Armut von Betroffen unterschieden (vgl. Krause 1992: 34ff). Kennzeichnend
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für die subjektiven Armutskonzepte ist, daß die subjektive Wahrnehmung zur

eigenen Unterversorgung und unterschiedliche Präferenzen von Betroffenen

zur Armutsabgrenzung mitberücksichtigt werden. Armut wird über die Ein-

schätzung in der Bevölkerung definiert. Relevante Lebensbedingungen werden

bei individuellen Bewertungen der Betroffenen mitberücksichtigt �vgl. Ha-

genaars 1991). Zur Operationalisierung wird in dem an der Universität Leyden

entwickelten Ansatz (vgl. van Praag 1994) nach dem erforderlichen Mindes-

teinkommen für den eigenen Haushalt gefragt. Dieses wird zum tatsächlichen

Einkommen in Beziehung gesetzt. Es wird dann nicht derjenige als arm erach-

tet, der sich selbst entsprechend einstuft, sondern die individuellen Angaben

zum notwendigen Mindesteinkommen werden genutzt, um einen allgemeinen

Schwellenwert zu bestimmen. Anhand einer Schätzgleichung kann dann so-

wohl eine subjektive Armutsgrenze als auch eine subjektive Äquivalenzskala

zur Bedarfsgewichtung bei unterschiedlichen Haushaltsgrößen geschätzt wer-

den. Personengewichte in so ermittelten Äquivalenzskalen und damit auch

Kinderarmutsquoten fallen dabei niedriger aus als z.B. auf Grundlage der Re-

gelsatzproportionen der Sozialhilfe (vgl. Krause 1997: 104ff; Muffels und Dir-

ven 1998). Andreß und Lipsmeier (1998: 38ff) haben Mindest-

einkommensschätzungen für verschiedene Haushalte mit und ohne Kinder für

alte und neue Bundesländer getrennt durchgeführt.

Während in der Lebensqualitätsforschung subjektive Urteile zu den aktuellen

objektiven Lebensumständen erfragt werden, sind bei der subjektiven Armuts-

messung weitaus höhere Anforderungen an die Abstraktionsfähigkeit von Be-

fragten gefordert (Krause 1997: 35). Die subjektive Bewertung für die Ar-

mutsabgrenzung soll nicht für eine reelle, objektive Situation vorgenommen

werden, sondern für eine Extremsituation, die meist nicht der tatsächlichen

Erfahrung der befragten Personen entspricht. Weitere subjektive Armutsdefini-

tionen gehen vom Fehlen von Bedarfsgegenständen aus, die von der Bevölke-

rungsmehrheit als notwendig erachtet werden und die sich Personen aus finan-

ziellen Gründen nicht leisten können (Mack und Lansley 1985; Andreß und

Lipsmeier 1995). Armutsabgrenzungen, die auf subjektiven Einschätzungen in
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der Bevölkerung beruhen, umgehen zwar Expertenurteile, die meist umstritten

sind, trotzdem wird die Validität dieser Meßmethode bezweifelt und die starke

Kontextabhängigkeit der Antworten herausgestellt (Piachaud 1992: 72ff).

������ (LQNRPPHQVDUPXW�LP�LQGLYLGXHOOHQ�/lQJVVFKQLWW

Die sogenannte dynamische Armutsforschung, die individuelle Einkommens-

verläufe zum Teil über mehrere Lebensjahrzehnte analysiert, wurde in erster

Linie in den USA etabliert. Die Panel Study of Income Dynamics (N = 5000-

7000 Familien), die bereits seit 1968 als jährliche Wiederholungsbefragung an

der Universität von Michigan durchgeführt wird (vgl. Buhr und Ludwig 1991:

14ff), gab viele Impulse für Längsschnittuntersuchungen zur Einkommensar-

mut (Ashworth, Hill and Walker 1994; Bane and Ellwood 1986; Duncan 1983;

Duncan 1984, Duncan 1993; Haveman and Wolfe 1995b; Huff 1994). Die

Analysen haben neue Betrachtungsweisen von Armut mit sich gebracht (Wal-

ker 1998). So hat sich gezeigt, daß Arme weder eine ausgegrenzte Gruppe sind,

noch daß sie keinen Kontakt zum Rest der Gesellschaft haben. Armutszeiten

sind meist kurz, aber es ist auch Langzeitarmut und wiederholte Armut zu be-

obachten. Je länger die letzte Armutsepisode zurückliegt, desto geringer ist die

Wiederkehr von Armutszeiten. Sozialpolitisch interessant ist es auch, Ereignis-

se zu identifizieren, die das Risiko erhöhen in Armut abzusinken, aber auch

den Armutsbereich zu verlassen (vgl. Walker 1994).

Neben Paneldaten aus Umfragen haben auch kommunale Sozialhilfestudien in

Deutschland erheblich zur längsschnittorientierten Armutsforschung beigetra-

gen (Buhr 1998; Leibfried u.a. 1995; Olk und Rentzsch 1998). So erweist sich

die Mehrzahl der Sozialhilfebezieher als ”Überbrücker”, die nur wenige Mo-

nate Sozialhilfe beziehen (vgl. Tabelle 1). Kontinuierlicher Bezug über mehrere

Jahre ist dagegen selten. Auch Erweiterungen der amtlichen Sozialhilfestatistik

erlauben es mittlerweile, Auswertungen zur Dauer der Bezugszeiten durchzu-

führen: Haushalte von Ehepaaren mit Kindern z.B. haben in der Bundesrepu-

blik eine durchschnittliche Bezugsdauer von Sozialhilfe von nur etwa 15 Mo-

naten (Seewald 1997: 723). In der deutschsprachigen Literatur werden für die
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Untersuchung individueller Längsschnitte seit Ende der 80er Jahre die Be-

zeichnungen „Verzeitlichung von Armutslagen“ oder auch „dynamische Ar-

mutsforschung“ verwendet (Leibfried u.a. 1995).

Tabelle 1: Sozialhilfe-„Karrieretypen“

Quelle: Dietz 1997: 158

Gegenüber Untersuchungen auf Basis von Sozialhilfeakten, denen nur Infor-

mationen zu Personen mit Sozialhilfebezug und für Zeiten des Bezugs zur Ver-

fügung stehen, kann mit Paneldaten aus Umfragen auch die Zeit vor und nach

dem Absinken in Einkommensarmut beobachtet werden. Damit können die

Problembereiche der Dauer, Wiederholung und der Schwere der Armut (Di-

stanz zur Armutsschwelle) ergänzend zur Verbreitung von Einkommensarmut

betrachtet werden.

Querschnittsanalysen für den Zeitraum ab 1984 zeigen in den alten Bundeslän-

dern für die Gesamtbevölkerung im Trendverlauf eine vergleichsweise hohe

Stabilität der Einkommensarmut sowie anderer Kennwerte zur Einkom-

mensungleichheit (z.B. Gini-Index) auf (vgl. Kapitel 3.2.2; Hauser und Semrau

1990a). Dies bedeutet allerdings nicht, daß auf der individuellen Ebene keine

Einkommensschwankungen über die Jahre hinweg vorliegen, wie dies zum Teil

angenommen wurde. Längsschnittuntersuchungen für die Gesamtbevölkerung

zeigen die erhebliche Dynamik von Auf- und Abstiegen in einkommensschwa-

che Bereiche auf der individuellen Ebene in Westdeutschland (Habich u.a.

1991; Krause 1994; Krause 1997). Diese Ergebnisse basieren auf einer Aus-

zählung von Armuts –und Nichtarmutszeiten (n-times count) über mehrere

Wellen des Sozio-ökonomischen Panels hinweg. In Ostdeutschland ist ausge-
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hend von einer vergleichsweise geringen Einkommensungleichheit 1990 eine

Annäherung an Westdeutschland zu erkennen, wobei die individuelle Ein-

kommensdynamik, zumindest zu Beginn des ostdeutschen Transformations-

prozesses, erheblich höher ist als in den alten Bundesländern (vgl. auch Weick

1995). In einem Zeitraum von neun Jahren waren in Westdeutschland nach

Ergebnissen des Sozio-ökonomischen Panels 70% der Befragten zu keinem

Zeitpunkt und 10% zu drei bis neun Befragungszeitpunkten unter der Armuts-

grenze (Krause 1994). Auch im internationalen Vergleich zeigt sich für Famili-

en in Deutschland eine eher kurze mittlere Armutsdauer mit einem Medianwert

von weniger als zwei Jahren während eines Beobachtungszeitraums von drei

Jahren (Duncan u.a. 1993).

Bei diesen Betrachtungen tritt das Problem auf, die Dauer von Armutsepisoden

zu bewerten. Wann ist von kurzfristiger oder langfristiger Armut zu sprechen

(vgl. Buhr 1995: 52)? Ein Problem besteht auch darin, wiederkehrende Armut

in den Analysen zu berücksichtigen, da bei einem kurzfristigen Überschreiten

der Armutsgrenze ein Zustandswechsel zu beobachten ist, obwohl nach kurzer

Unterbrechung ein erneuter Sozialhilfebezug stattfindet. Eine Möglichkeit die-

se Problematik zu handhaben besteht darin, vorübergehende Unterbrechungen

von Bezugszeiten nicht als Zustandswechsel zu werten. D.h. Zeiten zwischen

zwei Sozialhilfeepisoden werden zur Gesamtdauer hinzugezählt (Buhr 1998:

77; Voges 1999).

Neben der reinen Dauer von Armutsepisoden können verschiedene zeitliche

Muster von Armutsverläufen berücksichtigt werden. Ashword u.a. (1994:

666ff; sowie Walker und Ashworth 1992) stellen eine Typologie von Armuts-

verläufen vor, die nach verschiedenen Autftrittsmustern von Einkommensarmut

unterscheiden (vgl. Tabelle 2). Empirisch zeigt sich bei dieser Einteilung für

Kinder in Großbritannien, daß etwa 10% aller Kinder in einer Kohortenstudie

zu einem Zeitpunkt unter der Armutsschwelle lagen und sich die größte Ar-

mutsgruppe von 16% in wiederkehrender Armut befand. Liegt kein Kohorten-

design vor oder interessiert mehr das Ausmaß der Betroffenheit von Armut in
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einem bestimmten Zeitraum und weniger die genauen Verlaufstypen mit Un-

terbrechungen, erscheint das einfachere und höher aggregierte Maß der Aus-

zählung (n-times-count) geeigneter, um die Armutsbetroffenheit im Längs-

schnitt zu erfassen. Damit sind auch Zeiten wiederkehrender Einkommensar-

mut berücksichtigt und nicht nur die Dauer einzelner Armutsepisoden. Weiter-

hin ist die Vergleichbarkeit zu deutschen Untersuchungen für die Gesamtbe-

völkerung gewährleistet (Goodin u.a. 1996, Habich u.a. 1991, Krause 1994;

Krause 1997).

Eine weitere Perspektive zur Untersuchung zeitraumbezogener Einkom-

mensarmut besteht darin, zusammengefaßte Einkommensarmutsquoten über

mehrere Panelbefragungen zu berechnen. Goodin u.a.(1996) präsentierten für

einen internationalen Vergleich Anteile von Personen, deren durchschnittliche

Äquivalenzeinkommen über fünf Befragungswellen (1985-1989) weniger als

die Hälfte des Medianeinkommens der kumulierten Einkommen über diese

Panelwellen betrug. Diese Quoten liegen niedriger als die zeitpunktbezogenen

Quoten, die aus einer Querschnittbefragung ermittelt wurden. Dabei liegen die-

se zeitraumbezogen Quoten für die Gesamtbevölkerung in Holland mit nur

0,4% besonders niedrig, während Deutschland bei moderaten 5,3% liegt (USA:

16,5%). Bei alleinerziehenden Müttern liegt die kumulierte Quote in Deutsch-

land allerdings bei 25,4%. Dies zeigt, daß alleinerziehende Mütter häufig unter

der mehrjährigen Armutsschwelle liegen. In Holland gelingt es allerdings auch

für diese Personengruppe die kumulierte Quote bei niedrigen 2,2% zu halten

(USA: 61%). Hier erweisen sich die niederländischen Transferleistungen als

äußerst effektiv zur Bekämpfung von Einkommensarmut. Zeitraumbezogene

Quoten, über mehrere Wellen berechnet, stellen ein übersichtliches Maß für

mittelfristige Einkommensarmut (medium-poor) dar, insbesondere im direkten

Vergleich zu Querschnittanalysen, auch wenn die Dynamik von Armutsverläu-

fen damit nur sehr bedingt erfaßt werden kann. Weiterhin können auch Über-

gänge in und aus Einkommensarmut zwischen verschieden Beobachtungszeit-

punkten untersucht werden. Dabei kann differenziert werden, ob bestimmte

Ereignisse dazwischen liegen. Hier hat sich gezeigt, daß insbesondere der Weg-
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fall von Erwerbseinkommen und demographische Ereignisse mit einem Ab-

stieg in Armut zusammenfallen (Hauser und Berntsen 1992)2.

7DEHOOH����7\SRORJLH�YRQ�$UPXWVYHUOlXIHQ�QDFK�:DONHU�XQG�$VKZRUWK�����

Quelle: Dietz 1997: 157

���� .LQGHUDUPXW�LQ�GHU�VR]LDOZLVVHQVFKDIWOLFKHQ�)RUVFKXQJ

Von den neueren umfassenden Armutsberichte für Deutschland (Hauser und

Hübinger 1993a) weist die Studie von Hanesch u.a. (1994) zumindest auch

Quoten zur Einkommensarmut von Kindern für die Jahre von 1990 bis 1993

aus. In einer neueren Einführung in die Soziologie der Armut (Dietz 1997:

142ff) wird das Kapitel Armut und Kindheit nur auf der Basis der Sozialhil-

festatistik empirisch beschrieben. Einkommensarmut wird an dieser Stelle nicht

berücksichtigt. Auch dies ist ein Indikator dafür, daß trotz der kontroversen

Diskussion über die Zunahme von Kinderarmut (Hauser 1995: 9) die Datenba-

sis zu diesem Problembereich äußert schmal ist (vgl. Walper 1997). Da die

Sozialberichterstattung zu Kindern, insbesondere auch im Hinblick auf Ein-

kommensarmut, in starkem Maße von Forschungsaktivitäten in den USA ge-

prägt wurde und auch Aussagen über Entwicklungen in verallgemeinerter Form

in die deutsche Diskussion eingebracht wurden, werden an dieser Stelle zen-
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trale Befunde zu dieser Thematik aus den USA vorgestellt. Ferner wird die

Aufarbeitung von Einkommensarmut bei Kindern im internationalen Vergleich

besprochen. Neben dem Vergleich des Ausmaßes und der Entwicklungstrends

in den verschiedenen Ländern, werden auch Aspekte wie Kaufkraft und wohl-

fahrtsstaatliche Transferleistungen in die Betrachtung einbezogen. Es folgt ein

Überblick zu empirischen Forschungsaktivitäten zur Einkommensarmut bei

Kindern in Deutschland. Auswirkungen unterschiedlicher Operationalisierun-

gen von Einkommensarmut werden jeweils besonders berücksichtigt.

������ .LQGHUDUPXW�LQ�GHU�6R]LDOEHULFKWHUVWDWWXQJ�]X�.LQGHUQ�LQ�GHQ
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In der Sozialberichterstattung über Kinder in den USA (Hernandez 1993; Land

1998) haben die Bereiche Einkommensungleichheit und relative Einkom-

mensarmut einen zentralen Stellenwert, mit Darstellungen zu Entwick-

lungstrends, die sich über einen Zeitraum von 50 Jahren erstrecken (vgl. auch

Walper 1997: 266). Zugrunde liegt ein fester Satz von Sozialindikatoren (vgl.

auch Bradshaw 1998: 335). Die kinderzentrierte Berichterstattung in den USA

hat ein erhebliches Ausmaß an sozialpolitischen Problemlagen aufgedeckt, mit

jüngsten Entwicklungen, die sehr deutlich in Richtung zunehmender Ungleich-

heit gerichtet sind (vgl. auch Cornia und Danziger 1997a). So zeigt sich in den

USA in der Armutsentwicklung seit 1939, nach einer sinkenden Tendenz, ein

erneuter Anstieg des Anteils von Kindern in relativer Einkommensarmut seit

den 70er Jahren. Ein beschleunigter Anstieg der Quoten ist dabei insbesondere

in den 80er Jahren zu beobachten (vgl. Abbildung 2). Relative Einkom-

mensarmut wird dabei definiert als ein Haushaltseinkommen, das weniger als

50% des Medianeinkommens beträgt. Eine Bedarfsgewichtung wurde entspre-

chend der offiziellen Äquivalenzskalen der USA für Armutsberechnungen vor-

genommen�
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Quelle: Hernandez 1993: 245

Daneben wurden noch weitere Bereiche festgelegt, die unterschiedlichen Ein-

kommensdistanzen zum Medianeinkommen entsprechen (< 50%: relatively

poor; 50% bis <75%: near-poor; 75% bis < 150%: middle-class-comfort; ab

150%: luxurious). Nicht nur im unteren Einkommensbereich, auch im oberen

Bereich über 150% des Medianeinkommens ist seit Ende der 60er Jahre auf

Basis dieser Analysen eine Zunahme zu beobachten, während in den mittleren

Einkommensbereichen die Anteile in dieser Zeitspanne rückläufig sind (vgl.

auch Danziger, Danziger und Stern 1997). Auffallend sind vor allem die enor-

men Unterschiede zwischen schwarzen und weißen Kindern. Trotz stetig sin-

kender Tendenz bei der Armutsquote von schwarzen Kindern, lag sie auch zum

Ende des Untersuchungszeitraums noch 30% über derjenigen von weißen Kin-
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dern (1988: 52,6% vs. 22,3%; Hernandez 1993: 265, 271). Auch in den latein-

amerikanischen Bevölkerungsgruppen in den USA lebt etwa die Hälfte der

Kinder in relativer Einkommensarmut. Nicht zuletzt die starke Zuwanderung

dieser Bevölkerungsgruppe in die USA hat zu einer deutlichen Erhöhung der

Quote geführt (vgl. auch Portes und Zhou 1995). Deutschland ist mittlerweile

im internationalen Vergleich eines der wichtigsten Zuwanderungsländer mit

einem Ausländeranteil von mittlerweile etwa 10% in den alten Bundesländern.

Der Eintritt in eine Erwerbstätigkeit erweist sich bei Migranten als langwierig

und häufig erfolglos (Weick 1996b). Der starke Anstieg der Sozialhifeempfän-

gerquoten in der ausländischen Bevölkerung seit 1980 (vgl. Hauser 1997: 32)

zeigt, daß auch in der Bundesrepublik die Armutsproblematik durch die Zu-

wanderung verstärkt wird, und daß somit im unteren Einkommensbereich zu-

mindest ähnliche Problemlagen wie in den USA zu beobachten sind.

������ .LQGHUDUPXW�LQ�GHU�LQWHUQDWLRQDO�YHUJOHLFKHQGHQ�3HUVSHNWLYH

Ausmaß und längerfristige Entwicklungstrends von relativer Einkommensar-

mut bei Kindern in Deutschland wurde bis Mitte der 90er Jahre vor allem im

Rahmen international vergleichender Studien eingehender untersucht. Dabei

wurden verschiedene länderübergreifende Trends beobachtet. In den westlichen

Industrieländern zeigen sich ähnliche Veränderungen in der Struktur der Ar-

mutspopulation seit den siebziger Jahren. Der Anteil von älteren Menschen in

Einkommensarmut ist drastisch zurückgegangen, während er bei Arbeitslosen,

Migranten und Alleinerziehenden erheblich angestiegen ist (Cornia 1997a; Bo-

dy-Gendrot 1995; Hauser und Semrau 1989). Damit sind auch Kinder mittelbar

von zunehmender Einkommensarmut betroffen (vgl. Abbildung 3). Auch in

den osteuropäischen Transformationsgesellschaften sind Kinder überproportio-

nal von Verarmungsprozessen betroffen und nur in geringerem Umfang ältere

Menschen (Cornia 1997b). Veränderungen in den Lebensformen, insbesondere

die Zunahme von alleinerziehenden Elternteilen hat zu einer Zunahme von

Einkommensarmut bei Kindern geführt. Während die sozialen Sicherungssy-

steme bei Verwitwung meist greifen und größere ökonomische Abstiege ver-
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hindern, ist die Absicherung bei geschiedenen oder unverheirateten Müttern

und ihren Kindern deutlich schlechter (Cornia und Danziger 1997b: 15f). Eine

Folge davon ist ein hohes Armutsrisiko bei Kindern von Alleinerziehenden

(vgl. Ruspini 1998).

$EELOGXQJ����3HUFHQWDJH�3RYHUW\�5DWHV�IRU�&KLOGUHQ�DQG�WKH�(OGHUO\�LQ�6HOHFWHG�&RXQ�
WULHV������������

1) fette Linie: Kinder
2) Die präsentierte Grafik für Deutschland beruht offensichtlich auf Berechnungen von Hauser
und Semrau (1989: 19). Die Quelle ist nicht genau angegeben, aber zumindest wird in dem
Kapitel das entsprechende Arbeitspapier zitiert. Grundlage für diese Berechnungen von Hauser
und Semrau (1989) war die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundes-
amtes. Zur Äquivalenzgewichtung des verfügbaren Einkommens wurden die Regelsatzpropor-
tionen der Sozialhilfe verwendet.
Quelle: Cornia 1997a: 57
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Eine neuere Studie von Rainwater und Smeeding (1995), die Einkommensun-

gleichheit und Einkommensarmut bei Kindern in verschiedenen westlichen

Ländern auf Basis�von Individualdaten der Luxembourg Income Study (LIS)

vergleichend betrachtet, konzentriert sich nicht nur auf Armutsquoten, sondern

versucht auch Konsummöglichkeiten und staatliche Transferleistungen in die

empirische Untersuchung einzubeziehen (vgl. auch Bradshaw u.a.1993; Ken-

nedy u.a. 1996; McFate, Smeeding, Rainwater 1995; Förster 1994). Durch die

Verwendung einer harmonisierten Datenbasis für verschiedene Nationen und

die Einbeziehung unterschiedlicher Aspekte der Einkommensungleichheit, lie-

fert die Studie eine breite empirische Basis für die Bewertung von Einkom-

mensarmut bei Kindern. Ergebnisse dieser Studie wurden sowohl in neuen in-

ternational vergleichenden als auch in deutschen Publikationen zur Kinderar-

mut aufgegriffen (Cornia 1997a; Kamerman und Kahn 1997; Weick 1996a;

Krause 1997; Klocke 1998). Ein besonderes Kennzeichen der verwendeten

Armutsabgrenzung besteht darin, daß bei der Berechnung der Armutsquoten

hohe Einsparungsmöglichkeiten bei zunehmender Haushaltsgröße (economy of

scale) angenommen werden�(vgl. Kapitel 3.2.1)3��Dies führt zu vergleichsweise

niedrigen Armutsquoten (vgl. Förster 1994).

Für die alte Bundesrepublik werden in der Untersuchung von Rainwater und

Smeeding (1995) für die Jahre 1973, 1978 und 1983 Quoten relativer Einkom-

mensarmut für Deutschland auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstich-

probe (EVS) durchgeführt: Sie liegen bei 4,0%, 3,2% und 4,8%. Das bedeutet

ein leichtes Antsteigen seit 1978. Ab 1984 wurde das Sozio-ökonomische Pa-

nel als deutsche Datengrundlage der Luxemburg Income Study verwendet.

Ausgewiesen sind die Jahre 1984 und 1989. Auf dieser Datenbasis liegen die

berechneten Quoten mit 6,4% und 6,8% etwas höher als auf Basis der EVS. Im

internationalen Vergleich bedeutet dies eine mittlere Position (vgl.auch McFa-

te, Smeeding, Rainwater 1995, Goodin u.a. 1996, Eurostat 1997). Die Verwen-

dung unterschiedlicher Datenbasen führt selbst für ein Land nicht zu ganz kon-

sistenten Werten. Die Differenz zwischen den EVS- und SOEP-Berechnungen

für zwei aufeinanderfolgende Jahre (1983; 1984) beträgt 1,6%. Somit sind
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beim Wechsel der Datenbasis zumindest keine dramatischen Änderungen in

der Größenordnung zu erkennen. Bei anderen Berechnungen steigt die Ein-

kommensarmutsquote für Kinder beim Wechsel der Datenbasis etwa auf das

Doppelte (Hauser und Semrau 1990b). Insgesamt kann auf Basis dieser Daten

kein Trend zu einem deutlichen Anstieg der Einkommensarmutsquote für Kin-

der identifiziert werden, wenn auch von 1978 bis 1983 ein Anstieg um 1,6% zu

erkennen ist.

Die Analysen zur Armutsentwicklung von Rainwater und Smeeding (1995)

über zwei Jahrzehnte zeigen in den USA, auch im Vergleich zu anderen westli-

chen Industrieländern, einen starken Anstieg der relativen Kinderarmutsquote:

Während in den Vereinigten Staaten zu Beginn der siebziger Jahre noch eine

Quote von 13% zu beobachten ist, liegt sie 1990 bei über 21%. In Kanada wei-

sen die berechneten Quoten zu Beginn der siebziger Jahre mit 15% zwar auch

ein hohes Niveau relativer Einkommensarmut bei Kindern auf, im Gegensatz

zu den USA ist aber im Zeitverlauf sogar ein leichtes Absinken zu beobachten.

Auf der Basis einer Umrechnung der verschiedenen Landeswährungen in

Kaufkraftparitäten zeigt sich, daß in Haushalten von Kindern in den USA im

höchsten Einkommensquintil im internationalen Vergleich auch das höchste

konsumierbare Realeinkommen zur Verfügung steht (Rainwater, Smeeding

1995: 7ff). Deutschen Kindern im höchsten Einkommensquintil steht etwa 80%

des Realeinkommens der entsprechenden US-amerikanischen Gruppe von Kin-

dern zur Verfügung. In einer Rangfolge der untersuchten Länder ist dies der

vierthöchste Wert hinter den USA, Kanada und der Schweiz. Ein anderes Bild

zeigt sich allerdings im untersten Quintil. Hier haben nur Kinder in Israel und

Irland ein geringeres Realeinkommen im Haushaltkontext zur Verfügung als

Kinder in den USA. Haushalten von deutschen Kindern im untersten Quintil

steht ein um 40% höheres Realeinkommen zur Verfügung als in den USA. Dies

stellt für Deutschland in der internationalen Rangfolge auch einen mittleren

Rangplatz dar. Auffallend ist das vergleichsweise hohe Realeinkommen bei

schwedischen und schweizer Kindern im untersten Quintil: Ihnen steht im Ver-
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gleich zu Kindern in den USA sogar ein um mehr als 70% höheres Realein-

kommen zur Verfügung. Damit haben Kinder in der Schweiz sowohl im oberen

als auch im unteren Einkommensbereich einen vergleichsweise hohen materi-

ellen Lebensstandard. Die Verwendung von Kaufkraftparitäten ist auch an-

greifbar, da hier ein gemeinsamer Warenkorb zugrunde gelegt werden muß

(vgl. Sen 1975: 77ff) und sich hier erhebliche Unterschiede beim Konsum und

der Subventionierung verschiedener Leistungen ergeben können. So weist das

Statistische Bundesamt wegen dieser Schwierigkeiten z.B. keine Kaufkraftpa-

ritäten für die alten und neuen Bundesländer für den Beginn der neunziger Jah-

re aus, allerdings werden solche Berechnungen von anderen Autoren auch im

Zusammenhang mit Berechnungen zur Einkommensarmut vorgenommen (Ha-

nesch u.a. 1994: 134).

Im internationalen Vergleich wird auch die Wirksamkeit sozialpolitischer

Maßnahmen zur Armutsbekämpfung vergleichend untersucht. Rainwater und

Smeeding (1995) haben in diesem Zusammenhang versucht, den Einfluß di-

rekter monetärer staatlicher Transferleistungen auf die relative Einkom-

mensarmut bei Kindern empirisch zu erfassen. Dabei haben sie die institutio-

nellen und politischen Vorausstezungen (vgl. Flora 1998; Bahle und Maucher

1998) nicht direkt beobachtet, sondern deren monetäre Auswirkungen auf die

Einkommen der Haushalte. Sie vergleichen die Quoten relativer Einkom-

mensarmut bei Kindern, die nur auf Markteinkommen basieren  mit der Ver-

teilung der gesamten Haushaltseinkommen nach Besteuerung und staatlichen

Transfers (Haushaltsnettoeinkommen) (vgl. auch McFate, Smeeding, Rainwa-

ter 1995; Kamerman und Kahn 1997).
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Country and year of po-
verty calculation

Child Poverty Family Benefit Share in
Social Expenditures
(1990)b

Family Benefit Share of
GDPc

GDP per Capity (1990)d Effects of Government Policye

% of children
poora

Rank
(Lowest
= 1)

% Rank (Highest
= 1)

% Rank (Highest
= 1)

% Rank (Highest
= 1)

Pre-Gov’t
Poverty %

Pre-
Gov’t
Poverty
Rank

Rank
Change

Rate
Change

Australia (1990) 14,0 11 - - - - 15,951 9 19.6 9 -2 -5.6
Canada (1991) 13,5 10 4,0 9 1,0 8 19,120 2 22.5 10 0 -9.0
Belgium (1992) 3.8 4 - - - - 16,405 7 16.2 7 +3 -12.4
Denmark (1992) 3.3 3 14.9 2 5.1 1 16,765 4 16.0 6 +3 -12.7
Finland (1991) 2.5 1 12.6 3 4.3 3 16,453 6 11.5 2.5 +1.5 -9.0
F.R. Germany (1989) 6.8 7 4.8 7 1.3 7 18,291 3 9.0 1 -6 -2.2
Italy (1991) 9.6 8 3.9 10 - 16,021 8 11.5 2.5 -5.5 -1.9
Netherlands (1991) 6.2 6 6.0 6 2.0 6 15,766 11 13.7 5 -1 -7.5
Norway (1991) 4.6 5 10.1 4 3.6 4 15,921 10 12.9 4 -1 -8.3
Sweden (1992) 2.7 2 6.7 5 2.7 5 16,687 5 19.1 8 +6 -16.4
UK (1986) 9.9 9 16.3 1 4.5 2 15,720 12 29.6 12 +3 -19.7
USA (1991) 21.5 12 4.3 8 0.9 9 21,499 1 25.9 11 -1 -4.4
Sources: aRainwater and Smeeding (1995), table 2. Poverty is defined as percenage of children living in households with adjusted disposable incomes less than 50 per cent of
median adjusted disposable income for all persons. Income includes all transfers and tax benefits. bTable 9. cTable 5. dOECD in Figures, 1992 edn.: 24-5. Per capita at current
prices, in dollars, using purchasing power parities. eRainwater and Smeeding (1995), table A-2.

Quelle: Kamerman und Kahn 1997: 111
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Es zeigt sich, daß in den meisten Ländern die Kinderarmutsquoten ohne staatli-

che Umverteilung auf einem hohen Niveau liegen würden. „Other than Swit-

zerland and Germany, all nations have pre-government child poverty rates that

range from 12 percent to 30 percent, indicating that broadly similar poverty

problems face most advanced national governments. What differs is national

governments´ abilities to address these problems.“ (Rainwater und Smeeding

1995: 16). Deutschland hat dagegen auch auf Basis der Markteinkommen eine

Quote relativer Kinderarmut von unter 10%. Rainwater und Smeeding (1995:

17f) bemerken dazu: „As Germany, Norway and Switzerland demonstrate, full

employment at adequate Wages can produce low child poverty rates due to

market incomes thus lessening the percentages of incomes made by transfers.

However, in societies with higher nonemployment and low wages, tax and

transfer benefits are needed to reduce child poverty to acceptable levels for

two-parent families with children.“

Eine besondere Problemgruppe stellen, auch im internationalen Vergleich,

Haushalte Alleinerziehender dar (Ruspini 1998; McFate, Smeeding und Rain-

water 1995). Auch aus der kindorientierten Sicht bei Smeeding und Rainwater

(1995) liegen die Quoten auf Basis der Markteinkommen in den einzelnen

Ländern zwischen 33% und 73%. Eine erhebliche Reduktion dieser Quoten

nach Steuern und Transfereinkommen gelingt vor allem Dänemark, Finnland

und Schweden mit Quoten, die selbst bei dieser Problemgruppe dann jeweils

unter 10% liegen. Die Reduktion findet man besonders deutlich bei Kindern

von alleinerziehenden Müttern. In Dänemark steht z.B. eine Quote von 45%,

die sich aus Markteinkommen ergeben würden, einer Quote von 7,3% gegen-

über, die sich bei Berücksichtigung der staatlichen Transferleistungen ergibt.

Für Westdeutschland liegen die Quoten von Kindern von alleinerziehenden

Müttern vor und nach Umverteilungsmaßnahmen mit 44% und 42% eng bei-

einander4. Sozialpolitische Maßnahmen führen in Deutschland bei Kindern von

Alleinerziehenden, anders als Kindern in vollständigen Familien, nur zu einer

geringen Senkung des Anteils in relativer Einkommensarmut (5,2% vs. 2,3%).

Eine andere Studie, die nicht Kinder als Untersuchungseinheit verwendet und
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kumulierte Einkommen von 1985 bis 1989 zugrundelegt, zeigt das staatliche

Transfersystem in Deutschland dagegen leistungsfähiger in der Armutsbekämp-

fung (Goodin u.a. 1996: 20). Vor den staatlichen Transfers liegt die Armuts-

quote bei 32,4% und nach Transfers bei 25,4%. In Holland kann nach diesen

längsschnittorientierten Berechnungen durch staatliche Transfers sogar eine

Einkommensarmutsquote von 2,2% für alleinerziehende Mütter erzielt werden.

Die Kumulation von mehreren Jahren stellt allerdings eine spezifische Sicht-

weise dar. Andere Berechnungen von querschittsbezogenen Armutsquoten wei-

sen für alleinerziehende Mütter in Holland dagegen einen Wert von 27,6%

(Deutschland 27,9%) aus (Ruspini 1998). Insgesamt zeigt sich im internatio-

nalen Vergleich ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Höhe der Sozial-

ausgaben (als Anteil vom Bruttoinlandsprodukt - ohne Alterssicherung und

Gesundheit) und der Reduktion von Einkommensarmut bei Kindern durch

staatliche Transferleistungen (vgl. Tabelle 3).

Bei internationalen Studien tritt das Problem auf, daß öffentliche Leistungen

für Kinder, die sich nicht direkt beim Bezug der Haushaltseinkommen auswir-

ken, unberücksichtigt bleiben. So werden z.B. indirekte Unterstützungsleistun-

gen für einkommensschwächere Haushalte bei Kindergartenbesuch, Lernmittel

in der Schule, usw. nicht in die Betrachtung einbezogen. Hier können sich un-

terschiedliche sozialpolitische Maßnahmen in den einzelnen Ländern erheblich

auf das frei konsumierbare Einkommen auswirken. Dies ist bei der Beurteilung

der Quoten zu berücksichtigen. Ein weiteres Problem liegt in der eher geringen

Aktualität der Daten. Obwohl die Studien von Rainwater und Smeeding 1995

veröffentlicht wurde, waren die jüngsten (deutschen) Quoten jeweils aus dem

Jahr 1989 (vgl. auch Cornia und Danziger 1997; Goodin 1996). Hier zeigt sich

der erhebliche zeitliche Vorlauf, bis international vergleichende Einkom-

mensanalysen mit harmonisierten nationalen Befragungen durchgeführt werden

können. Nationale Untersuchungen können in der Regel auf aktuellere Daten

zurückgreifen. So konnten auch neuere Analysen auf Basis der Berechnungs-

weise von Rainwater und Smeeding (1995), die Gesamtdeutschland nach der

Wiedervereinigung berücksichtigten, einen Trend zu einem drastischen Anstieg
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der Kinderarmut, wie sie die Sozialhilfedaten vermuten lassen, nicht bestätigen

(Weick 1996a). Allerdings wird auch die Berechnungsweise von Rainwater

und Smeeding scharf kritisiert, was im folgenden noch aufgegriffen wird. Ins-

gesamt liegen die Quoten relativer Einkommensarmut für Kinder beim interna-

tionalen Vergleich – auch bei Anwendung verschiedener Berechnungsverfahren

- im unteren Mittelfeld (vgl. auch Eurostat 1997).

������ (PSLULVFKH�)RUVFKXQJ�]XU�.LQGHUDUPXW�LQ�'HXWVFKODQG

In der Bundesrepublik ist in den neunziger Jahren eine kontroverse Diskussion

zum Umfang von Kinderarmut in den Medien und in der Politik zu beobachten,

die nach der Publikation des „Zehnten Kinder- und Jugendberichtes“ (Bundes-

ministeriums für Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

1998) zuspitzte. Hier war insbesondere die Höhe der Einkommensarmutsquote

von Kindern in West- und Ostdeutschland und auch das Konzept der relativen

Einkommensarmut umstritten. Ausgangspunkt dieser Diskussion waren Ergeb-

nisse der Sozialhilfestatistik, die eine Umkehr der Altersrisikostruktur beim

Sozialhilfebezug aufzeigen. Während in den 60er Jahren vor allem ältere Men-

schen eine hohes Risiko für einen Sozialhilfebezug aufwiesen, sind es in den

90er Jahren Kinder (Hauser 1997: 31f, Seewald 1998).

Tabelle 4 zeigt den starken Anstieg des Anteils an minderjährigen Sozialhilfe-

beziehern in Westdeutschland seit 1980. So lag der Anteil der Sozialhilfebezie-

her 1992 mit 8,8% bei Kindern unter 18 Jahren nahezu doppelt so hoch wie in

der Gesamtbevölkerung. Bei älteren Frauen ist dagegen ein Rückgang der So-

zialhilfequoten seit den 60er Jahren zu erkennen. Auch in den neuen Bundes-

ländern weisen Kinder unter elf Jahren ein hohes Risiko für den Bezug laufen-

der Hilfe zum Lebensunterhalt auf, wenn auch das westdeutsche Niveau noch

unterschritten wird (Nauck 1997: 181).
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Sozialhilfeempfängerquote

weiblich
insges.

0-17 J.

davon

18-24 J. 65 J.u.
älter

männlich
insges.

0-17 J.

davon

18-24 J. 65 J. u.
älter

1963 1.8 1,8 0,4 4,7 0,9 1,7 0,1 1,8
1969 1,5 1,5 0,4 3,1 0,8 1,5 0,1 1,5
1973 1,8 1,9 0,7 3,4 1,0 1,9 0,3 1,7
1978 2,4 3,3 2,0 3,0 1,7 3,2 1,2 1,3
1983 3,0 4,2 3,5 2,6 2,4 4,1 2,4 1,1
1984 3,2 4,7 4,0 2,4 2,6 4,6 2,7 1,0
1985 3,5 5,4 4,4 2,4 3,0 5,2 3,3 1,0
1986 3,8 6,0 4,8 2,4 3,3 5,9 3,3 1,0
1987 3,9 6,5 5,0 2,3 3,5 6,4 3,8 1,1
1988 4,3 7,2 5,3 2,8 3,8 7,0 4,1 1,3
1989 4,6 7,8 5,7 2,8 4,2 7,7 4,8 1,5
1990 4,6 7,9 5,7 2,9 4,4 8,0 5,2 1,6
1991 4,7 8,0 5,6 2,8 4,3 8,0 5,1 1,9
1992 4,9 8,8 6,3 2,9 4,7 8,8 6,4 1,9

Quelle: Hauser 1997: 31

Neben der Veränderung der Altersstruktur der Sozialhilfebezieher ist auch eine

Verschiebung der Nationalitätsstruktur zu erkennen. Seit Beginn der achtziger

Jahre ist der Anteil der ausländischen Sozialhilfeempfänger drastisch angestie-

gen. Die Verwendung von Sozialhilfequoten als Armutsindikator ist aber

durchaus umstritten, da es sich hier um Maßnahmen zur Armutsbekämpfung

handelt, die in starkem Umfang an institutionelle Regelungen gebunden sind

und nicht unbedingt ein gutes Maß für Bedürftigkeit darstellen (vgl. Voges

1999).  Die Sozialhilfestatistik erfaßt nur Personen, die den gesetzlichen An-

spruch auf Leistungen geltend machen. Nicht geltend gemachte Ansprüche

(verdeckte Armut) sowie die Einkommensverteilung in der Gesamtbevölkerung

bleiben bei dieser Perspektive unberücksichtigt.

Relative Einkommensarmut bei der Teilpopulation von Kindern wurde bis

Mitte der neunziger Jahre in der Bundesrepublik nur selten empirisch unter-

sucht. Im Datenreport, der eine übergreifende Publikation der Sozialberichter-

stattung der amtlichen Statistik und der akademischen Sozialberichterstattung
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darstellt, wurden ab 1994 im sozio-demographischen Überblick auch Einkom-

mensarmutsquoten zur Altersgruppe bis 15 Jahren tabellarisch präsentiert (Ha-

bich und Krause 1997; Krause 1994). Auch im Armutsbericht des DGB und

des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (Hanesch u.a. 1994) wird Einkom-

mensarmut bei Kindern nur auf knapp drei Seiten abgehandelt und lediglich

Quoten für die Jahre von 1990 bis 1992 aufgenommen. Diese Analysen basie-

ren auf Daten des Sozio-ökonomischen Panels.

Erst in jüngster Zeit sind umfassendere Publikationen speziell zur Kinderarmut

in der Bundesrepublik erschienen, die sich auch auf repräsentative empirische

Datengrundlagen stützen (Otto 1997; Hurrelmann und Klocke 1998; Mansel

und Neubauer 1998). Verbreitung und insbesondere die Entwicklung von Ein-

kommensarmut bei Kindern werden aber auch hier nur in sehr begrenztem Um-

fang vorgestellt. Zeitpunktbezogene Quoten relativer Einkommensarmut bei

Kindern werden bei Andreß und Lipsmeier (1998) sowie bei Zimmermann

(1998a) präsentiert. Meyer und Joos (1998) sowie Joos (1997) stellen auch Be-

rechnungen von Quoten relativer Einkommensarmut bei Kindern in Ost- und

Westdeutschland für die Jahre von 1990 bis 1995 vor. Weiterhin wird das

Ausmaß von Kinderarmut auch auf der Basis von Sozialhilfedaten thematisiert

(Zimmermann 1998; Buhr 1998; Olk und Rentzsch 1998). Daneben werden

auch sozialräumliche Aspekte und die europäische Perspektive der Verteilung

von Kinderarmut behandelt (Dangschat 1998; Klocke 1998; Dienel 1998).

Weitere Beiträge thematisieren vielfältige Auswirkungen, sozialpädagogische

Fragestellungen, sozialpolitisches Handeln und qualitative Studien zum weite-

ren Problem- und Politikbereich Kinderarmut.

Zimmermann (1998b) präsentiert Quoten relativer Einkommensarmut von

1995, aufgegliedert nach sozio-ökonomischen Merkmalen für alte und neue

Bundesländer auf Basis der Befragung von 1995 des Sozio-ökonomischen Pa-

nels (vgl. auch Zimmermann 1998a) und vergleicht sie mit Daten der Sozialhil-

festatistik. „Die ... aus der Sozialhilfestatistik aufgezeigten Tendenzen der Ver-

armung bestimmter Bevölkerungsgruppen (insbesondere kinderreiche Famili-
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en, Alleinerziehende und in der Folge Kinder und Jugendliche) werden durch

die Untersuchung zur relativen Einkommensarmut nicht nur bestätigt, sondern

verstärkt“ (Zimmermann 1998b: 62f). Einschränkend kann hierzu bemerkt

werden, daß zwar für den Sozialhilfebezug die Entwicklung für Minderjährige

von 1970 bis 1993 aufgezeigt wird, daß allerdings relative Einkommensarmut

nur zeitpunktbezogen für 1995 dargestellt wird. Bei einer 50-%-Schwelle wer-

den für die alten Bundesländer für drei Altersgruppen von Kindern Quoten

zwischen 18% und 22% ausgewiesen und für die neuen Bundesländer zwischen

16% und 17%. Die Differenzierung nach dem Familienstand der Befragten

zeigt das erhöhte Armutsrisiko von Geschiedenen und getrennt lebenden Per-

sonen.

Andreß und Lipsmeier (1998: 43) vergleichen bei der Untersuchung von „Ko-

sten von Kindern“ auch Quoten relativer Einkommensarmut für Haushalte mit

unterschiedlicher Kinderzahl bei Verwendung von drei verschiedenen Äquiva-

lenzskalen. Als Datenbasis wurde der Sozialwissenschaften-Bus III/1996 ver-

wendet. Paare mit drei oder mehr Kindern weisen bei allen Äquivalenzskalen

besonders hohe Armutsrisiken auf. Die Kinderzahl wirkt sich in Ost- und

Westdeutschland unterschiedlich stark auf das Armutsrisiko aus (vgl.Kapitel

3.4.1.1). Joos und Meyer (1998) haben anhand der Daten des Sozio-

ökonomischen Panels auch die Entwicklung der Einkommensarmut bei Kin-

dern als jährliche Zeitreihe von 1990 bis 1995 dargestellt. Daneben werden

auch Informationen zum zeitlichen Verlauf von Einkommensarmut für diesen

Zeitraum ausgewertet (vgl. Kapitel 3.3). Die Quoten in den neuen Bundeslän-

dern nähern sich, ausgehend von einem niedrigen Niveau von 4,7% 1990, im

Untersuchungsverlauf auf 14,2% 1995, an diejenigen der alten Bundesländer an

(vgl. Nauck und Joos 1995; Joos und Nauck 1995; Joos 1997).

Empirische Ergebnisse zur Berechnung des Ausmaßes der Einkommensarmut

bei Kindern werden teilweise kontrovers diskutiert. In einem Beitrag zur Kin-

derarmut in Europa (Klocke 1998: 141f) werden die niedrigen Quoten, die sich

aus der Berechnungsweise von Rainwater und Smeeding (1995) ergeben, kriti-
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siert. Bei der Kritik wird der normative Charakter der Abgrenzung von relativer

Einkommensarmut mit einer Bedarfsgewichtung entsprechend den Regelsatz-

proportionen der Sozialhilfe und einer Armutsabgrenzung relativ zum arithme-

tischen Mittel, wie sie von Hauser in die deutsche Armutsforschung eingeführt

wurde, deutlich (vgl. Krause 1997: 23; Hauser 1995). Klocke macht zur Ar-

mutsabgrenzung in seinem europäischen Überblick widersprüchliche Aussa-

gen. So wird angemerkt, daß die Studie von Rainwater und Smeeding (1995)

die beste Datengrundlage zur Kinder- und Jugendarmut liefere, daß eine Ar-

mutsabgrenzung am Median in einer asymmetrischen Einkommensverteilung

sinnvoll sei, und daß Personen in den oberen Einkommensgruppen in Umfra-

gen dazu neigen würden, ihre Einkommen zu niedrig anzugeben. Dies alles

sind wichtige Gründe nicht das arithmetische Mittel als Maß für den zentralen

Wert zu verwenden (vgl. Kapitel 3.2.1.3; Krause 1997: 22ff). Bei der Verwen-

dung des Medians bleiben z.B. hohe Einkommen (einschließlich Ausreißer) bei

der Armutsabgrenzung unberücksichtigt. Klocke kritisiert dann allerdings, daß

die Armutsquoten bei einer Abgrenzung am Median niedriger ausfielen als bei

der in Europa gebräuchlichen Abgrenzung am arithmetischen Mittel. „Eine

Armutsberechnung entlang des Medians führt also zu einer Unterschätzung der

tatsächlichen Armutsbetroffenheit (so bei Weick 1996)“. Es wird angeführt,

daß einer Kinderarmutsquote von 6,8% für das Jahr 1990 in der Studie von

Rainwater und Smeeding 16% in einem Beitrag im Datenreport (Habich und

Krause 1997) gegenüberstünden.

Da Armut nicht rein wissenschaftlich definiert werden kann und immer norma-

tive Komponenten eingehen (vgl. Leu 1997: 9), gibt es verschiedene Möglich-

keiten Armut abzugrenzen. Methodisch anzumerken wäre weiterhin, daß die

großen Unterschiede bei den aufgeführten relativen Kinderarmutsquoten vor

allem auch von den zugrundeliegenden Äquivalenzskalen zurückzuführen sind.

Insbesondere Kinderarmutsquoten auf der Basis von Äquivalenzskalen mit

starker Personengewichtung erweisen sich als vergleichsweise hoch, und zu-

dem reagieren sie besonders sensibel auf unterschiedliche Maße der zentralen

Tendenz (vgl. Kapitel 3.2.1) So werden die europäischen Standards, die zu
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hohen Kinderarmutsquoten führen, als nicht adäquat betrachtet (Muffels und

Dirven 1998: 248.) Ein weiterer, vergleichsweise geringer Effekt in Richtung

einer niedrigeren Quote ergibt sich daraus, daß bei der Berechnungsweise von

Rainwater und Smeeding das Medianeinkommen nicht über Personen, sondern

über Haushalte als Untersuchungseinheit ermittelt wird und auch Veränderun-

gen des Bedarfs im Lebenszyklus einbezogen werden.

Honig und Ostner (1998) zeigen sich in ihrem Beitrag verwundert, daß bei ei-

ner gesamtdeutschen Berechnung 1995 „nur“ etwa ein Viertel der westdeut-

schen Kinder in Alleinerziehendenhaushalten unter der Armutsschwelle nach

Smeeding und Rainwater leben: „Folgt man Weick, ist Armut sehr viel weniger

als angenommen das Schicksal Alleinerziehender und ihrer Kinder, sondern

betrifft primär solche Haushalte, die trotz Erwerbsanstrengungen beider Eltern

die Armutsschwelle nicht überschreiten konnten.“ Hierzu läßt sich sagen, daß

Alleinerziehende bei verschiedenen Berechnungsverfahren ein besonders hohes

Risiko aufweisen unter die Schwelle relativer Einkommensarmut zu fallen, daß

aber die Mehrheit der Kinder in Einkommensarmut aus „Normalfamilien“ mit

beiden Elternteilen kommt, obwohl das Armutsrisiko deutlich geringer ist��vgl.

Kapitel 3.4.1). Anders als bei der schwarzen Bevölkerung in den USA ver-

bringt in der Bundesrepublik die überwiegende Mehrheit der Minderjährigen

ihre gesamte Kindheit mit beiden Elternteilen. Bereits in Untersuchungen zur

Armutsentwicklung seit den 60er Jahren wird das erhöhte Risiko von Einkom-

mensarmut bei Familien mit mehreren Kindern herausgestellt und eine zentrale

Ursache in unzureichenden staatlichen Transferleistungen gesehen (Hauser und

Semrau 1989: 17). Die Sozialhilfestatistik bietet hier eine andere Perspektive.

Bei der bekämpften Armut überwiegen Kinder von Alleinerziehenden. So be-

finden sich im Kinderdatensatz der Bremer Längsschnittstichprobe von Sozial-

hilfeakten mehr als die Hälfte der ansässigen Kinder mit Sozialhilfebezug in

Alleinerziehendenhaushalten (Buhr 1998: 76). In der gesamtdeutschen Quer-

schnittbetrachtung von 1997 erhält man ähnliche Proportionen: Nahezu die

Hälfte aller Kinder unter 18 Jahren mit Sozialhilfebezug (48,8%) lebt in Haus-

halten von alleinerziehenden Frauen (Presse-und Informationsamt der Bunde-
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regierung 1999: 9). Das ist auch ein Hinweis darauf, daß Alleinerziehende eher

Sozialhilfe beantragen als zusammenlebende Eltern.

Für die Untersuchung von Einkommensarmut bei Kindern im individuellen

Längsschnitt wurden bisher nur vereinzelt Ergebnisse für die Bundesrepublik

vorgestellt. Für Kinder, die nach 1990 in Einkommensarmut absanken (50%

des Medianeinkommens), wurde eine Analyse zur Verweildauer vorgestellt

(Joos und Meyer 1998: 29). Für zeitdiskrete Paneldaten, wird hier ein ereig-

nisanalytisches Modell mit kontinuierlicher Zeitachse berechnet (vgl. Blossfeld

u.a. 1986). Eine Besonderheit liegt darin, daß ein Anhalten der Armutszeiten

solange angenommen wird, bis das Äquivalenzeinkommen höher als 60% des

Medianeinkommens liegt (vgl. Duncan u.a. 1993). Bei einer solchen Vorge-

hensweise liegen nach vier Jahren in Westdeutschland noch zwei Drittel und in

Ostdeutschland etwa die Hälfte der Kinder unter der Armutsschwelle. Ein Pro-

blem liegt in der fehlenden Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit anderen

grundlegenden Ergebnissen zum Armutsverlauf für die erwachsene Bevölke-

rung (Habich u.a. 1991, Krause 1994, Krause 1997).

������ /lQJHUIULVWLJH�(QWZLFNOXQJVWUHQGV�EHLP�$QWHLO�YRQ�.LQGHUQ�LQ

HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�LQ�GHQ�DOWHQ�%XQGHVOlQGHUQ

Neben den besprochenen internationalen Studien gibt es nur wenige Befunde

zur längerfristigen Entwicklung von Einkommensarmut für Kinder unter 18

Jahren. Einige Analysen reichen allerdings bis in die sechziger Jahre zurück

(Semrau 1990; Hauser und Semrau 1989;1990b). Hierzu konnten verschiedene

Befragungsjahrgänge (1963; 1969, 1973, 1978, 1983) der Einkommens- und

Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statistischen Bundesamtes genutzt werden.

Die geringe Zahl der Publikationen zu diesem Thema in Deutschland hängt

nicht zuletzt mit der restriktiven Datenweitergabepraxis des Statistischen Bun-

desamtes zusammen. So konnten bis vor kurzem nur wenige wissenschaftliche

Einrichtungen die Daten der EVS nutzen. Mittlerweile ist die Datenweitergabe

auch für die EVS erleichtert (Münnich und Papastefanou 1997).
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Zu beachten ist, daß Armutsquoten (BSHG-Skala) auf Basis der EVS niedriger

ausfallen als auf Basis des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP). Während bei

der Berechnung von Smeeding und Rainwater (1995) die Unterschiede der

Einkommensarmutsquote für Kinder auf Basis der EVS von 1983 und SOEP

von 1984 nur 1,6% betragen, liegen die Quoten nach den Berechnungen von

Hauser und Semrau (1990b) für deutsche Kinder auf der Basis des SOEP 1984

mit ca. 20% etwa doppelt so hoch wie auf Basis der EVS. Neben den starken

Einflüssen der Berechnungsverfahren wirkt sich auch eine systematische Un-

tererfassung von Haushalten im unteren Einkommensbereich bei der EVS aus,

da es sich bei dieser amtlichen Befragung nicht um eine Zufallsstichprobe han-

delt (vgl. Kitterer 1986; Hauser und Hübinger 1993a: 53ff)��Bei Verwendung

der Sozialhilfeskala treten diese Differenzen besonders stark hervor. Hauser

und Semrau (1990b: 34) vermuten, daß die Einkommensangaben bei der Be-

fragung im SOEP zu niedrig ausfallen und sich dies ebenfalls in Richtung hö-

herer Einkommensarmutsquoten auswirke. Untersuchungen hierzu zeigen al-

lerdings, daß diese Antworttendenz vor allem im oberen Einkommensbereich

zutrifft (Hoffmeyer-Zlotnik und Krebs 1993) und somit bei einer Berechnung

der Armutsschwelle anhand der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht

zum Tragen kommen dürfte. So liegen Einkommensarmutsquoten, deren

Schwellenwert auf dem arithmetischen Mittel der Angaben zum Haushaltsein-

kommen im SOEP beruhen, auch höher als bei einer Abgrenzung anhand der

amtlichen Statistik.

Mit den Daten der EVS können, auch zur Einkommensarmut bei Kindern, Zeit-

reihen bis in die sechziger Jahre berechnet werden. Im Trendverlauf erkennt

man, daß der Anteil von Kindern unter 18 Jahren in relativer Einkommensar-

mut seit Ende der 60er Jahre erheblich gesunken ist. 1969 lag der Anteil von

Kindern in relativer Einkommensarmut bei ca. 14% (vgl Tabelle 5). Zur Ar-

mutsabgrenzung wird in dieser Untersuchung auf das „Verfügbare Einkommen

der privaten Haushalte“ in der amtlichen Statistik Bezug genommen.
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Geschlecht/Alter 1963 1969 1973 1978 1983

Gesamt 14.8 9.1 5.5 6.2 7.0

Frauen

   unter 18 Jahren - 14.3 7.1 8.7 9.8

   65 Jahre und älter - 12.9 9.2 9.3 7.2

Männer

   unter 18 Jahren - 13.8 7.7 8.7 10.4

   65 Jahre und älter - 9.0 8.6 8.5 7.8

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1962/63, 1969, 1973, 1978 und 1983. Die
Armutsschwelle wurde auf Basis des „Verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte“  aus
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung berechnet.

Quelle: Hauser und Semrau 1989: 19

Sowohl bei Mädchen als auch bei Jungen ist bei Verwendung der 50-%-

Schwelle nahezu eine Halbierung der Anteile von 1969 bis 1973 zu erkennen.

Danach ist bis 1983 ein erneuter, allerdings geringerer Anstieg der Einkom-

mensarmut bei Kindern zu verzeichnen. Die Anteile steigen dann bis 1983 auf

ca. 10% an, bleiben aber damit deutlich unter dem Ausgangsniveau5 von 1969.

Anders als bei Kindern ist bei Frauen über 65 Jahren zwar ein langsamerer

Rückgang der Armutsquote zu beobachten, allerdings ohne erneuten Anstieg.

1983 waren alte Männer und Frauen ab 65 Jahren weniger von Einkom-

mensarmut betroffen als Kinder. Eine Umkehrung der Altersrisikostruktur wie

beim Sozialhilfebezug ist in diesem Zeitraum allerdings nicht zu erkennen, da

bereits 1969 die Einkommensarmutsquote der Kinder höher war als bei Frauen

ab 65 Jahren.
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Personen in Haushaltsfor-
men

1963 1969 1973 1978 1983

Gesamt 14.8 9.1 5.5 6.2 7.0

Ehepaare 15.2 8.7 5.0 5.7 6.1

   ohne Kinder 9.5 5.0 4.5 4.9 4.5

    1 Kind 4.1 2.4 1.3 2.2 3.5

    2 oder mehr Kinder 23.6 13.5 6.8 7.7 8.8

Alleinerziehende 28.3 11.5 7.7 16.3 22.1

   1 Kind 13.7 4.9 6.7 7.1 11.0

   2 oder mehr Kinder 42.4 19.4 9.5 25.1 35.3

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1962/63, 1969, 1973, 1978 und 1983.
Die Armutsschwelle wurde auf Basis des „Verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte“
aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung berechnet.

Quelle: Hauser und Semrau 1989: 18

Für den früheren Zeitpunkt von 1963 ist nur eine Quote für die Gesamtbevölke-

rung ausgewiesen. Da die Gesamtquote seit 1963 erheblich abgenommen hat,

kann man davon ausgehen, daß die Quote für die Teilpopulation von Kindern

bereits in den 60er Jahren deutlich zurückgegangen ist. Erhärtet wird dieser

Befund durch die Entwicklung der Einkommensarmut in Familienformen mit

Kindern ( vgl. Tabelle 6). Auch wenn diese Auswertungen nicht separat für die

Altersgruppe von Kindern berechnet wurden, lassen sich zentrale Trends der

Armutsentwicklung anhand der Aufgliederung für verschiedene Lebensformen

insgesamt erkennen. In Lebensformen mit Kindern ist zwischen 1963 und 1969

ein deutlicher Rückgang der Einkommensarmut zu erkennen. Vor allem bei

Alleinerziehenden (aller Altersgruppen) hat in diesem Zeitraum der Anteil in

relativer Einkommensarmut von 28,3% auf 11,5% deutlich abgenommen. Bei

Alleinerziehenden mit mindestens zwei Kindern ist zwischen 1963 und 1973

ein Rückgang der Einkommensarmutsquote von 42,4% auf 9,5% zu beobach-
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ten. Ab 1978 ist allerdings ein erneuter Anstieg zu verzeichnen. Gerade bei

Alleinerziehenden mit mindestens zwei Kindern ist bis 1983 der stärkste Wie-

deranstieg auf 35,3% zu erkennen. Auch in der Lebensform „Ehepaare mit

zwei und mehr Kindern“ ist zunächst ein starker Rückgang der Quote von

23,6% im Jahr 1963 auf 6,8% zehn Jahre später zu beobachten. Der Wiederan-

stieg auf 8,8% bis 1983 fällt allerdings deutlich geringer aus als bei Alleiner-

ziehenden. Besonders niedrig liegt die Quote durchgängig bei Ehepaaren mit

einem Kind, sogar unter derjenigen von Ehepaaren ohne Kinder. Die vorge-

stellten Analysen auf Basis der EVS reichen weiter zurück als diejenigen auf

Grundlage der Luxemburg Income Study. Dadurch ist ein deutlicher Rückgang

der Einkommensarmut bei Kindern seit Ende der sechziger Jahre zu erkennen.

Mit Ausnahme der Alleinerziehenden konnte das niedrige Niveau bis Anfang

der achtziger Jahre nahezu gehalten werden.

������ (LQNRPPHQVDUPXW�XQG�/HEHQVTXDOLWlW�YRQ�.LQGHUQ

In der Sozialforschung zur Einkommensarmut in Deutschland wurden auch

Lebensbedingungen und Lebensqualität in die Betrachtung eingeschlossen (vgl.

Glatzer und Hübinger 1990). Diese Untersuchungen beziehen sich allerdings

auf die erwachsene Bevölkerung oder die Gesamtbevölkerung. Für die Schweiz

wurde eine umfangreiche Studie durchgeführt, die Einkommensarmut im Zu-

sammenhang mit den Lebensbedingungen in verschiedenen Lebensbereichen

untersucht (Leu u.a. 1997). Die Armutsstudie des Deutschen Gewerkschafts-

bundes und des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (Hanesch u.a. 1994) unter-

sucht neben qualitativen Daten und Sozialhilfedaten auch Unterversorgungsla-

gen in einzelnen Lebensbereichen mit den Wiederholungsbefragungen des So-

zio-ökonomischen Panels von 1990 bis 1992 (Hanesch u.a. 1994). Hierzu wer-

den auch Zusammenhänge zwischen Einkommensarmut und Deprivationen in

anderen Lebensbereichen präsentiert (vgl. Tabelle 1). Auch subjektive Befind-

lichkeiten wurden in diese Analysen einbezogen. Auf Basis der Wohlfahrtssur-

veys (vgl. Glatzer und Zapf 1984; Habich, Noll und Zapf 1994) wurden für

Westdeutschland vermehrte Unterversorgungslagen im Niedrigeinkommensbe-
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reich beim Wohnen und der Ausbildung, weniger bei der Gesundheit nachge-

wiesen (Schott-Winterer 1990: 63). Im Zeitvergleich von 1978 bis 1988 war

eine Abschwächung der Problemlagen zu erkennen. Die allgemeine Lebenszu-

friedenheit ist in der Armutsgruppe geringer als in der Gesamtbevölkerung oder

bei anderen Unterversorgungslagen. Nur Arbeitslose äußern sich unzufriedener

als Einkommensarme. Daneben äußern Arme vermehrt Ängste und Sorgen

oder sind häufig unglücklich und niedergeschlagen (Berger 1984a 278). Eine

Untersuchung zu sozialen Netzwerken im unteren Einkommensbereich kann

zwar eine geringere gesellschaftliche Partizipation, aber keine übergreifende

gesellschaftliche Exklusion bei Niedrigeinkommen aufzeigen (Andreß, Lips-

meier und Salentin 1995). Dennoch erleben Einkommensarme erhebliche Ein-

schränkungen im Konsum- und Freizeitbereich, insbesondere beim Urlaub, wie

eine umfangreiche Armutsuntersuchung bei Caritas- Klienten zeigt, die auch

die Lebensbedingungen in verschiedenen Lebensbereichen in die Betrachtung

einbezieht (Hauser und Hübinger 1993a).

7DEHOOH����(LQNRPPHQVDUPXW�XQG�8QWHUYHUVRUJXQJ�LQ�GUHL�/HEHQVEHUHLFKHQ

Unterversorgung 1992 für Einkommensarme in den Bereichen

Wohnraum Registrierte Arbeitslosig-
keit

Fehlender Berufsab-
schluß

Ost

Alle 15,8 17,6 10,2

Einkommensarme 26,4 31,3 15,0

West

Alle 10,5 3,9 24,2

Einkommensarme 24,3 11,1 44,3

Gesamt

Alle 11,5 6,7 21,4

Einkommensarme 25,0 17,8 34,6

Quelle: Hanesch u.a. 1994: 181 (Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel)
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Für die Teilpopulation Kinder liegen vergleichbare Studien für Deutschland zu

Einkommensarmut und dem Versorgungsniveau in verschiedenen Lebensberei-

chen oder Folgen von Armut nicht vor (vgl. Walper 1997: 266f; Buhr 1998:

81ff). Hier werden eher einzelne empirische Ergebnisse, die sich bei der Ope-

rationalisierung von Kinderarmut zum Großteil erheblich unterscheiden, prä-

sentiert (vgl. Klocke und Hurrelmann 1998; Mansel und Neubauer 1998). Zwar

lassen sich mittelbar aus den Untersuchungen zur erwachsenen Bevölkerung

Rückschlüsse auf die Lebensbedingungen von Kindern ziehen, dennoch treten

bei der kindzentrierten Analyseperspektive Problemlagen zum Teil erst deut-

lich hervor (Nauck 1997). Verschiedene Lebens- und Familienformen sind mit

einem erhöhten Armutsrisiko verbunden. Die Zunahme von Lebensformen mit

Kindern außerhalb der traditionellen Familie spielen hier eine Rolle. Insbeson-

dere Alleinerziehende haben neben Haushalten mit mindestens drei Kindern

ein deutlich erhöhtes Armutsrisiko (Habich und Krause 1997: 524; Nauck und

Joos 1995; Weick 1996a). Haushalte mit Kindern haben insgesamt in verschie-

denen Bereichen vermehrt Unterversorgungslagen (Zimmermann 1998b).

Dem Erwerbsstatus kommt bei den Armutsrisiken eine entscheidende Rolle zu.

In den neuen Bundesländern ist der Zusammenhang zwischen Einkommensar-

mut und Arbeitslosigkeit enger als in den alten Bundesländern: Mehr als 30%

(West: 11%) der Einkommensarmen waren 1992 auch arbeitslos gemeldet

(Hanesch u.a. 1994. 181). Untersuchungen weisen auch vielfältige Folgen von

Arbeitslosigkeit für die Entwicklung von Kindern im Bereich der Schule und

subjektiver Beeinträchtigungen nach (Walper 1997). Auch bezüglich der Bil-

dungschancen von Kindern wirkt sich Einkommensarmut aus. So tendieren

Eltern in niedrigen Bildungsschichten dazu, bei Einkommensverknappung,

längere Ausbildungszeiten der Kinder zu vermeiden. Andere Analysen haben

auch gezeigt, daß bei Kindern insgesamt die Wohnraumversorgung schlechter

ist als bei Erwachsenen (Hanesch u.a. 1994: 167). So war die Unterversorgung

beim Wohnraum 1992 bei Kindern doppelt so hoch wie bei Erwachsenen, was

nicht zuletzt mit der weiteren Verbreitung von Einkommensarmut bei Kindern

gegenüber Erwachsenen zusammenhängen dürfte. Auch der Gesundheitszu-
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stand ist nicht unabhängig von der Einkommensposition. Das betrifft die Er-

nährung von Kindern, aber auch eine erhöhte perinatale Sterblichkeit bei gerin-

ger Schulbildung der Mütter und bei Arbeiterkindern weist auf einen Zusam-

menhang von Gesundheitszustand und Einkommensarmut hin (Neubauer

1998). Ergänzend dazu, gibt es Befunde, die im Haushaltskontext von Kindern

relevant sind. So hat sich auf der Basis von Daten der Bundesanstalt für Ange-

stellte gezeigt, daß die Sterblichkeit von Angestellten in den unteren Gehalts-

klassen höher ist als in den oberen.

Ergebnisse mit Daten von Kindersurveys haben eher schwache Zusammenhän-

ge zwischen Einkommenspositionen und subjektivem Wohlbefinden identifi-

zieren können (vgl. Kapitel 2.1.1). Hier ist von besonderer Bedeutung, wie sich

finanzielle Härten auf das Mikroklima in der Familie auswirken (vgl. Lang

1985). So kann finanzieller Druck mit vermehrten depressiven oder feindseli-

gen Stimmungen der Eltern einhergehen. Dies führt nicht nur zu Ehekonflikten,

sondern auch zu Belastungen der Eltern-Kind-Beziehungen (Walper 1997:

275ff). Entscheidend für das subjektive Befinden der Kinder in Einkom-

mensarmut ist, wie Eltern die Auswirkungen von knappen Finanzmitteln mode-

rieren und auch ob soziale Unterstützung außerhalb der Familie verfügbar ist.

Der Zusammenhang zwischen der Dauer von Armut und ihren Folgen für die

kindliche Entwicklung sind nicht eindeutig geklärt. Dennoch konnten verstärkt

kognitive und emotionale Probleme bei Kindern mit langanhaltender Armut

identifiziert werden (Buhr 1998: 82f).

���� 6FKOX�IROJHUXQJHQ�I�U�GLH�$QDO\VHQ�PLW�GHP�6R]LR�|NRQRPLVFKHQ
3DQHO

Die systematische Untersuchung von Lebensbedingungen für Kinder in

Deutschland hat erst begonnen. Zu ausgewählten Aspekten liegen sozialstruk-

turelle Untersuchungen vor. Der Zusammenhang mit Einkommensarmut bei

Kindern ist dabei bisher kaum berücksichtigt worden. Auch die neueren Sam-

melbände mit empirischen Analysen zur Armut bei Kindern (Klocke und Hur-

relmann 1998; Mansel und Neubauer 1998) stellen hier eher spezifische
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Aspekte dieses Problembereiches zusammen oder sind stark auf Soziale Arbeit

ausgerichtet (Otto 1997). Bei der Untersuchung der Lebensqualität ist der Be-

zug zur Armutsproblematik oft nur indirekt, z.B. über Berufsgruppen, soziale

Schichtung oder Armutsrisikofaktoren hergestellt. Weiterhin werden auch in

den Sammelbänden nahezu in jedem Beitrag unterschiedliche Abgrenzungen

für Kinderarmut verwendet. Damit liegt sicherlich ein Problem in der geringen

Kohärenz der verschieden Untersuchungen.

In den USA wurde ein Berichtssystem über Kinder geschaffen, das anhand

langfristiger konsistenter Zeitreihen zentrale Entwicklungen, auch auf dem Ge-

biet der Einkommensarmut, konsistent dokumentiert (Hernandez 1993; Land

1998). Von den großen supranationalen Organisationen wird für internationale

Vergleiche zur Armutsproblematik in Industrieländern in der Regel auf das

Konzept der relativen Einkommensarmut zurückgegriffen (vgl. u.a. Hagenaars

u.a. 1995; Eurostat 1997; Hauser 1997). Auch in dieser Arbeit wird im An-

schluß an die deutsche Sozialindikatorenforschung (vgl. Glatzer 1977a) das

Konzept der relativen Einkommensarmut (50% des durchschnittlichen Äqui-

valenzeinkommens), trotz vielfältiger Kritikpunkte (vgl. Krämer 1997), auf die

Bevölkerungsgruppe von Kindern unter 18 Jahren verwendet. Dabei steht die

Frage im Vordergrund, ob unterschiedliche Berechnungsverfahren von relativer

Einkommensarmut nicht nur unterschiedliche Niveaus von Armutsquoten er-

geben, sondern ob sich auch die ermittelten Entwicklungstrends unterscheiden.

Ergänzend hierzu wird Einkommensarmut bei Kindern auch im individuellen

Längsschnitt untersucht.

Das Einkommen in Haushalten mit Kindern wird als zentrale Ressource be-

trachtet, die die Lebensbedingungen und die gesellschaftlichen Partizipations-

möglichkeiten und Wohlfahrtsdefizite entscheidend beeinflußt (vgl. Glatzer

und Hübiger 1990). „Armut ist nicht nur Einkommensarmut. Sie betrifft auch

andere Lebensbereiche“ (Walper1995: 185). Untersuchungen für die erwachse-

ne Bevölkerung weisen Zusammenhänge zwischen Unterversorgungen in zen-

tralen Lebensbereichen wie Wohnen, Bildung, Erwerbstätigkeit, aber auch
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beim subjektiven Wohlbefinden und Einkommensarmut nach (Leu u.a. 1997;

Schott-Winterer 1990; Berger 1984a). Eine entsprechende Konzeptualisierung

für Kinder mit repräsentativen Daten steht bisher erst noch am Beginn und hat

als Untersuchungseinheit Haushalte (Zimmermann 1998b), d.h. es fehlen

grundlegende Informationen zur Betroffenheit von Kindern hierzu (Walper

1995: 186 ff). In dieser Arbeit werden nun im Überblick Lebensbedingungen in

den Bereichen Haushalts- und Familienformen, Erwerbstätigkeit, Transferein-

kommen, Bildung, Wohnen, Gesundheit sowie Freizeit und Partizipation für

Kinder in einkommensarmen und einkommensstärkeren Haushalten verglei-

chend untersucht.

Einstellungen und subjektives Wohlbefinden im Elternhaus, das auch Auswir-

kungen auf das Befinden der Kinder hat (Walper 1997), ergänzen die Betrach-

tung zur Lebensqualität von Kindern. Dazu zählen neben eher spezifischen

Aspekten, wie der Einschätzung der eigenen Einkommens- oder Wohnsituation

auch allgemeinere Aspekte wie subjektive Prioritäten, Zufriedenheiten in ver-

schiedenen Bereichen oder Ängste und Sorgen. Subjektives Wohlbefinden bei

Kindern kann in diesem Zusammenhang nicht direkt beobachtet werden, wie

dies bei Analysen von Kindersurveys im Vordergrund stand (vgl. Lang 1985;

Klocke 1998; Bacher 1998). Wie in den beiden größeren deutschen Armutsstu-

dien (Hauser und Hübinger 1993a; Hanesch u.a. 1994), die umfassende Infor-

mationen zur Lebenslage einbeziehen, wird in diesem Teil der Arbeit eine Ab-

grenzung von einkommensschwachen Haushalten auf Basis der Regelsatzpro-

portionen der Sozialhilfe (BSHG) vorgenommen. Aufgrund der kontroversen

Auffassungen über Einkommensarmut soll im folgenden auf den Armutsbegriff

weitgehend verzichtet werden und stärker der Aspekt der Einkommensun-

gleichheit betont werden. Es wird deshalb der normativ weniger stark besetzte

Begriff von Kindern in „einkommensschwachen“ Haushalten verwendet.
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In diesem Kapitel werden die eigenen empirischen Analysen zur Berechnungs-

weise, Verteilung, Entwicklung und zeitlichem Verlauf von relativer Einkom-

mensarmut bei Kindern in den alten und neuen Bundesländern vorgestellt.

Weiterhin werden Auswertungen zu Lebensbedingungen und Lebensqualität in

ausgewählten Lebensbereichen für Kinder in einkommensschwachen und ein-

kommensstärkeren Haushalten vergleichend präsentiert.

���� 'DWHQEDVLV

Als Datengrundlage für die Einkommensanalysen dient das Sozio-ökonomische

Panel (SOEP), eine bevölkerungsrepräsentative Wiederholungsbefragung, die

seit 1984 jährlich in den alten Bundesländern bei deutschen und ausländischen

Haushalten durchgeführt wird (vgl. Projektgruppe Sozio-ökonomisches Panel

1995). Seit 1990 wird auch Ostdeutschland (damals noch DDR) in die Längs-

schnittuntersuchung einbezogen. Im SOEP werden die Bereiche Einkommen

und Erwerbstätigkeit in der Bevölkerung detailliert erfaßt. Die Untersuchung

erlaubt es, neben der Einbeziehung der ausländischen Bevölkerung sowohl die

Entwicklung im Trendverlauf aus der Perspektive wiederholter Querschnittbe-

fragungen als auch individuelle Verläufe von Personen und Haushalten im

Längsschnitt zu beobachten. Im SOEP werden alle Personen ab 16 Jahren in

den Haushalten von verschiedenen Teilstichproben befragt. Zur Stichprobe

gehören allerdings auch Kinder unter 16 Jahren.

Teilstichprobe A enthält etwa 4500 Privathaushalte mit deutschem Haushalts-

vorstand (bzw. ausländischem Haushaltsvorstand, mit einer Nationalität, die

nicht in Stichprobe B enthalten ist). Teilstichprobe B enthält etwa 1500 Privat-

haushalte mit italienischem, griechischem, jugoslawischem oder türkischem

Haushaltsvorstand. Beide Stichproben haben das Basisjahr 1984. 1990 wurde

Stichprobe C mit 2000 Privathaushalten in Ostdeutschland mit deutschem

Haushaltsvorstand in die Paneluntersuchung mit einbezogen.
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Im Sozio-ökonomischen Panel bleibt im Zeitverlauf die Repräsentativität er-

halten, da die inländischen Bevölkerungsbewegungen in der Stichprobe be-

rücksichtigt werden. Auch die Zuwanderung aus den früheren Anwerbeländern

für ausländische Arbeitskräfte (Familiennachzug) nach 1984 wird über die

Stichprobe abgedeckt. Andere ausländische Zuwanderergruppen konnten je-

doch nicht in die Stichprobe des Sozio-ökonomischen Panels gelangen. Um

diese Lücke zu schließen wurde die Zuwandererstichprobe in die Untersuchung

einbezogen: Stichprobe D erfaßt 500 Privathaushalte in Westdeutschland, in

denen Personen leben, die zwischen 1984 und 1994 zugewandert sind und

nicht im Rahmen des Familiennachzuges aus den früheren Anwerbeländern für

Gastarbeiter kamen.

Im Basisjahr (1984) wurden in Teilstichprobe A 9076 Interviews realisiert, in

Teilstichprobe B waren es 3169 Interviews. Bei Teilstichprobe C konnten im

Basisjahr (1990) 4453 Personen befragt werden (Projektgruppe Sozio-

ökonomisches Panel 1995). Die erste Befragung in Ostdeutschland im Jahr

1990 fand noch vor der Wirtschafts- und Währungsreform statt, als die DDR-

Mark noch gültige Währung war. Für das Jahr 1995 können bei der Zuwan-

dererstichprobe (Teilstichprobe D) 1078�Personeninterviews analysiert werden.

Stichprobenpersonen bis 16 Jahre werden im Sozio-ökonomischen Panel zwar

nicht selbst befragt, dennoch können Auswertungen im Haushaltszusammen-

hang bei ihnen durchgeführt werden. So können insbesondere Angaben, die für

den gesamten Haushalt im Haushaltsfragebogen erhoben wurde auch für die

nicht selbst befragten Kinder ausgewertet werden (z. B. Wohnbedingungen,

Haushaltseinkommen, Bildungseinrichtungen der Kinder etc.). Weiterhin kön-

nen auch Verknüpfungen zu den Angaben der Mütter und deren (Ehe-)Partner

im Haushalt zu nichtbefragten Kindern hergestellt werden6.

Als Basis für die Analysen zur Einkommensverteilung wird das monatliche

Haushaltseinkommen verwendet. Es stellt in diesem Zusammenhang ein sum-

marisches Maß für die verschiedenen Einkommensarten dar, die in einen

Haushalt einfließen. Im Sozio-ökonomischen Panel wird im Haushaltsfragebo-
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gen das monatliche Nettoeinkommen aller Haushaltsmitglieder mittels eines

sogenannten Income Screeners erfragt7. Methodisch ist anzumerken, daß zwar

Einkommen in Umfragen häufig zu niedrig angegeben werden, aber Untersu-

chungen weisen darauf hin, daß die Struktur der Einkommensverteilung weit-

gehend unverzerrt bleibt (Krause 1997: 59ff; Eggen 1998: 63ff).

Direkt für die einzelnen Kinder in den Stichprobenhaushalten sind Kindergar-

ten- und Schulbesuch erhoben. Merkmale des Haushaltes wie die Wohnbedin-

gungen, die familialen Lebensformen oder der Bezug staatlicher Transferlei-

stungen im Haushalt können auch für die Kinder als Untersuchungseinheit aus-

gewertet werden. Merkmale der Eltern wie Erwerbstätigkeit, Bildung, Gesund-

heit, Freizeitaktivitäten und auch subjektive Indikatoren können mit den SOEP-

Daten ebenfalls kindbezogen ausgewertet werden. Wohlbefinden oder Einstel-

lungen von Kindern selbst können auf dieser Datenbasis nicht untersucht wer-

den.

Erfassungsprobleme mit Bevölkerungsumfragen gibt es bei einigen Bevölke-

rungsgruppen die besonders von Armut betroffen sind, wie Anstaltsbevölke-

rung nichtbefragbare (z.B. wegen Behinderung), nichtseßhafte oder besonders

mobile Bevölkerungsgruppen. Diese Bevölkerungsgruppen können bei den

Auswertungen nicht berücksichtigt werden. Hinzu kommt die Problematik der

Panelselektivität von einer Welle zur nächsten (Krause 1997: 53ff). Es wird

jedoch die Möglichkeit genutzt, vermehrte Ausfälle im unteren Einkommens-

bereich durch Gewichtungsverfahren auszugleichen. Dazu werden auch Infor-

mationen vorangegangener Befragungen genutzt.

Die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS)

1994 ist eine Studie des Zentrums für Umfragen, Methoden und Analysen

(ZUMA) in Mannheim und des Zentralarchivs für empirische Sozialforschung

in Köln und wurde für Einstellungen zur Einkommensungleichheit ausgewer-

tet. An der Befragung nahmen 2342 Personen in den alten Bundesländern und

1108 Personen (ab 18 Jahren) in den neuen Bundesländern teil (Koch u.a.

1994).



52

���� $XVPD��XQG�(QWZLFNOXQJ�GHU�(LQNRPPHQVXQJOHLFKKHLW�EHL�.LQGHUQ

Zunächst werden in diesem Kapitel exemplarisch die Auswirkungen verschie-

dener Äquivalenzskalen und Abgrenzungen auf relative Einkommenspositio-

nen und Bevölkerungsanteile mit weniger als der Hälfte des durchschnittlichen

Äquivalenzeinkommens aufgezeigt. Ein weiterer Teil beschäftigt sich mit der

Entwicklung der Einkommensungleichheit von Kindern im Vergleich zur er-

wachsenen Bevölkerung. Untersucht werden die Einkommenskonzentration

(Gini-Index) und der Anteil in einkommensschwachen Haushalten. Dabei wer-

den Ausländer und Aussiedler gesondert berücksichtigt. Weiterhin werden

Auswertungen zur Intensität (= Distanz zum Schwellenwert) des Niedrigein-

kommens und zur Dauer von einkommensschwachen Positionen sowie Ein-

kommensänderungen in Zeiten unterhalb und oberhalb des Schwellenwertes

vorgestellt.

������ bTXLYDOHQ]VNDOHQ�XQG�YHUVFKLHGHQH�%HUHFKQXQJVYHUIDKUHQ

Am Beispiel von drei unterschiedlichen Bedarfsgewichtungen für das Haus-

haltsnettoeinkommen wird in diesem Abschnitt dargestellt, wie sich, insbeson-

dere für die Teilpopulation der Kinder unter 18 Jahren, verschiedene gebräuch-

liche Berechnungsverfahren auf relative Einkommenspositionen und Anteile

unterhalb der 50%-Schwelle auswirken.

Durch eine Bedarfsgewichtung werden die Einkommen bei unterschiedlichen

Haushaltsformen und -größen vergleichbar gemacht. Der Bedarfsgewichtung

liegt die Annahme zugrunde, daß in größeren Haushalten, als gemeinsam wirt-

schaftenden Einheiten, der finanzielle Bedarf pro Haushaltsmitglied geringer ist

als in kleinen Haushalten (Klein 1986a). Entsprechend der Haushaltsgröße wird

deshalb das monatliche Haushaltseinkommen durch die Summe von Personen-

gewichten aller Haushaltsmitglieder dividiert. Die Personengewichte können

zwischen 0 und 1 liegen. Ein Gewicht von 1 für jede Person im Haushalt ent-

spricht dem Haushaltseinkommen pro Kopf, das allerdings als überholt gilt

(vgl. Hauser 1997). Diese Personengewichte bilden die Äquivalenzskala, die
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festlegt, welche prozentuale Erhöhung des Haushaltseinkommens erforderlich

ist, damit beim Hinzukommen weiterer Personen in einen Haushalt der ma-

terielle Wohlstand dieses Haushaltes auf dem gleichen Niveau bleibt.

Bei empirischen Untersuchungen zur Einkommensarmut hat bereits die Wahl

der Äquivalenzskala einen erheblichen Einfluß auf die Armutsquote und die

Haushaltsstruktur der Armutspopulation (Hagenaars u.a. 1995; Faik 1995). So

sinkt bei zunehmend höherer Gewichtung weiterer Personen im Haushalt, z. B.

der Anteil von Einpersonenhaushalten in der Armutspopulation, während der

Anteil von Vier- bis Sechspersonenhaushalten stetig steigt.8 Damit wird auch

deutlich, daß die Auswahl einer Äquivalenzskala nicht frei von normativen

Grundpositionen ist.

In nationalen und internationalen Publikationen wird eine Vielzahl von Äqui-

valenzskalen mit unterschiedlicher Äquivalenzelasitzität (e)9 verwendet. Die

Äquivalenzelastizität ist der Faktor, mit dem der Bedarf ansteigt, wenn sich die

Haushaltsgröße erhöht. Unterschieden wird zwischen Expertenskalen und Be-

fragungsskalen (Förster 1994: 8ff). Expertenskalen werden von Statistischen

Ämtern und Institutionen festgelegt oder stammen aus wohlfahrtsstaatlichen

Sozialprogrammen. Weiterhin können Skalen aus Befragungen über Kon-

sumausgaben abgeleitet werden (Merz u.a. 1993) oder sie werden aus subjekti-

ven Nutzenberechnungen abgeleitet (Krause 1997: 104ff). Äquivalenzskalen,

die über Konsumausgaben oder subjektive Bewertungen ermittelt werden, ha-

ben deutlich geringere Personengewichte als die gebräuchlichen Expertenska-

len.

Weit verbreitet für Untersuchungen zur relativen Einkommensarmut in der

Bundesrepublik ist eine Äquivalenzskala, die auf den Regelsatzproportionen

der Sozialhilfe (BSHG) basiert (vgl. Hauser 1997). Entsprechend der Haus-

haltsgröße und des Alters der einzelnen Personen wird das monatliche Haus-

haltseinkommen durch die Summe von Personengewichten (Haushaltsvorstand

"1", weitere Personen zwischen "0,5" und "0,8") aller Haushaltsmitglieder di-

vidiert10. In der Literatur werden die Individualgewichte der Sozialhilfeskala
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zum Teil als relativ hoch beurteilt, d. h. der Bedarf bei zunehmender Haus-

haltsgröße wird als zu hoch angesehen. In diesem Zusammenhang ist zu be-

achten, daß die Sozialhilfeskala sich auf einen relativ niedrigen Referenzbetrag

bezieht, der nur den "lebensnotwendigen" Bedarf abdeckt und dabei von er-

heblichen Kostenfaktoren wie Mietzahlungen und Heizkosten abstrahiert, für

die besonders hohe Ersparnisse bei gemeinsamer Haushaltsführung zu erwarten

sind (Faik 1995: 58).

Deutlich geringer werden weitere Haushaltsmitglieder bei Verwendung der

modifizierten OECD-Skala gewichtet, die seit 1995 von Eurostat verwendet

wird (vgl. Hagenaars u.a. 1995; 1. Person "1"; weitere Erwachsene "0,5"; Kin-

der "0,3"). Das bedeutet, es werden stärkere Ersparnisse durch die gemeinsame

Haushaltsführung angenommen. Die ältere Version der OECD-Skala gewich-

tete weitere Personen im Haushalt noch stärker ("1"; "0,7"; "0,5").

Eine jüngere Studie, die die Entwicklung von Einkommensarmut bei Kindern

aus international vergleichender Perspektive zum Thema hat, verwendet eine

andere Äquivalenzskala (Rainwater und Smeeding 1995). Die Skala ist in die-

sem Fall über eine subjektive Nutzenfunktion ermittelt und nicht über eine Be-

wertung von Experten (vgl. Föster 1994: 10). Sie gewichtet Personen im Haus-

halt meist noch geringer als die OECD-Skala, und somit wird auch das ur-

sprüngliche Haushaltsnettoeinkommen durch die Äquivalenzgewichtung bei

zunehmender Personenzahl weniger verändert als auf der Basis der OECD-

Skala. Gewichte für einzelne Personen werden bei dieser Äquivalenzskala nicht

einfach aufsummiert, sondern für jede Haushaltsgröße separat berechnet. Dabei

wird auch das Alter des Haushaltsvorstandes berücksichtigt. Insbesondere bei

einer großen Anzahl von Haushaltsmitgliedern fallen die einzelnen Personen-

gewichte gering aus (maximal "1"; minimal "0,15" - Dreizehnperso-

nenhaushalt)11. Berechnungen auf der Grundlage dieser beiden Äquivalenzska-

len sollen nicht nur methodische Unterschiede aufzeigen, sondern auch erwei-

terte Möglichkeiten für internationale Vergleiche schaffen.



55

Empirische Sensitivitätsanalysen, die den Einfluß alternativer Äquivalenzska-

len auf die Höhe der Quote relativer Einkommensarmut untersuchen, zeigen,

daß die Quote relativer Einkommensarmut (weniger als 50% des arithmeti-

schen Mittels) nicht einfach mit der Höhe der Personengewichte von Äquiva-

lenzskalen steigt. Bei Äquivalenzgewichten mit einem Spektrum von der reinen

"Haushaltseinkommensvariante" (1. Person "1"; jede weitere Person "0") bis

zur "Pro-Kopf-Variante" (jede Person "1") zeigt sich für Westdeutschland ein

u-förmiger Zusammenhang mit der Höhe der Quote (Abbildung 4; vgl. Faik

1995: 362 f.). Da auch die Haushaltsstruktur der Population unter dem

Schwellenwert in starkem Maße von der zugrundeliegenden Äquivalenzskala

abhängt, erscheint es sinnvoll, Quoten und Entwicklungen für verschiedene

Äquivalenzskalen vergleichend darzustellen (vgl. Eggen 1998: 162ff). Ziel ist

es hier allerdings nicht, eine vollständige sensitivitätsanalytische Abschätzung

des Spektrums von Äquivalenzskalen auf die Quoten vorzunehmen.

$EELOGXQJ����'HU�VHQVLWLYLWlWVDQDO\WLVFKH�9HUODXI�GHU�$UPXWVTXRWH��,QGH[��LQ�:HVW�
GHXWVFKODQG�LQ�$EKlQJLJNHLW�YRQ�GHU�bTXLYDOHQ]VNDOD
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1 0 = ungewichtetes Einkommen; 1 = Pro-Kopf-Einkommen

Quelle: Hauser 1997: 28 (Datenbasis: Einkommens und Verbrauchsstichprobe 1969-1983)
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Tabelle 8 zeigt beispielhaft die 50-%-Schwellenwerte für drei Äqivalenzsein-

kommen bei ausgewählten Haushaltszusammensetzungen für 1996. Deutlich

werden hier die großen Differenzen der Einkommenschwellen vor allem bei

der Haushaltsform mit drei Kindern. In diesem Fall liegt die 50-%-Schwelle bei

der BSHG-Variante um 1200 DM (monatliches Haushaltsnettoeinkommen)

höher als bei der Rainwater-Smeeding-Variante.

7DEHOOH����6FKZHOOHQZHUWH�������EHL�XQWHUVFKLHGOLFKHQ�bTXLYDOHQ]HLQNRPPHQ��%HLVSLHOH
I�U�DXVJHZlKOWH�+DXVKDOWVW\SHQ�LQ�:HVWGHXWVFKODQG�����

Haushaltstyp Personengewichte Schwellenwert monatli-

ches Haushaltsnettoein-

kommen

= (AE4 /2)*P

Äqui-

valenzskala

P =

∑ Personengewichte DM

Beispiel 1: Alleinerzie-

hende mit einem Kind

unter 6 Jahren

BSHG1

OECD2

R + S3

1,55

1,30

1,24

1514

1550

1886

Beispiel 2: Ehepaar mit

zwei Kindern im Alter

unter 6 Jahren und 9

Jahren

BSHG1

OECD2

R + S3

2,95

2,10

1,57

2882

2504

2406

Beispiel 3: Ehepaar mit

drei Kindern im Alter

unter 6 Jahren, 9 und 15

Jahren

BSHG1

OECD2

R + S3

3,85

2,60

1,69

3761

3101

2561

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe
2 Personengewichte basieren auf der modifizierten OECD-Skala.
3 Personengewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Alter des Haushaltsvorstands = 45 Jahre.
4 AE = Durchschnittliches Äquivalenzeinkommen.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� (QWZLFNOXQJ�GHU�GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�bTXLYDOHQ]HLQNRPPHQ

Die verschiedenen Äquivalenzskalen weisen für den Zeitraum von 1984 bis

1994 in Westdeutschland ähnliche Entwicklungen auf, mit einem Anstieg des
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Index bis 1994 auf etwa 150 (vgl. Tabelle 9). Für Ostdeutschland wird der star-

ke Anstieg der Äquivalenzeinkommen seit 1991 deutlich. Im Jahr 1994 stellt

sich die Relation der durchschnittlichen Äquivalenzeinkommen zwischen Ost-

und Westdeutschland bei den verschiedenen Skalen unterschiedlich dar. Auf

der Basis der Rainwater-Smeeding-Skala (Wert der zentralen Tendenz: Medi-

an) hat sich die Einkommensdistanz zwischen den alten und neuen Bundeslän-

dern bis 1994 stärker verringert als bei den anderen Skalenvarianten.

7DEHOOH����(QWZLFNOXQJ�YHUVFKLHGHQHU�bTXLYDOHQ]HLQNRPPHQ

West Ost

R-S1 OECD2 BSHG3 R-S OECD BSHG
Basisjahr = 100

1984 1991 1984 1991 1984 1991 1991

1984 100 - 100 - 100 - - - -

1985 104 - 102 - 102 - - - -

1986 109 - 108 - 108 - - - -

1987 113 - 112 - 112 - - - -

1988 115 - 114 - 115 - - - -

1989 120 - 119 - 120 - - - -

1990 128 - 128 - 129 - - - -

1991 133 100 132 100 134 100 100 100 100

1992 140 105 139 105 140 105 124 122 122

1993 146 110 146 111 148 111 144 142 143

1994 149 112 149 113 152 114 162 156 158

1 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf
  der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
   Personengewichte basieren auf der modifizierten OECD-Skala.
3 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
   Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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7DEHOOH�����5HODWLRQ�YHUVFKLHGHQHU�bTXLYDOHQ]HLQNRPPHQ�]ZLVFKHQ�2VW��XQG�:HVW�
GHXWVFKODQG

Anteil des Ost- am Westeinkommen

R-S1 OECD2 BSHG3

%
1991 55 55 53

1992 65 64 62

1993 72 71 69

1994 80 76 74

1 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquiva-
lenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
   Personengewichte basieren auf der modifizierten OECD-Skala.
3 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
   Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� 5HODWLYH�(LQNRPPHQVSRVLWLRQHQ

Zunächst wird nicht nur der untere Einkommensbereich in die empirische Be-

trachtung einbezogen, sondern die generelle Einkommenssituation von Kindern

und Jugendlichen auf der Basis der drei vorgestellten Äquivalenzskalen unter-

sucht. Berechnet werden relative Einkommenspositionen (vgl. Tabelle 11). Sie

sind definiert als gruppenspezifische Durchschnittseinkommen in Prozent des

Gesamtdurchschnittseinkommens (arithmetisches Mittel). Für das Untersu-

chungsjahr 1994 lassen sich für die Durchschnittswerte, die auf der Basis des

arithmetischen Mittels für verschiedene Äquivalenzskalen berechnet wurden,

die Auswirkungen der verschiedenen Berechnungsweisen auf die relative Ein-

kommensposition von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren erkennen. Bei

allen Berechnungsverfahren weist diese Altersgruppe eine ungünstigere relative

Einkommensposition auf als ältere Befragte. Je höher die Personengewichte der

verschiedenen Äquivalenskalen, desto schlechter ist auch die relative Einkom-

mensposition von Personen unter 18 Jahren. Deutlich wird vor allem auch, daß

bei der Äquivalenzskala, die auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe

(BSHG-Skala) basiert, die relative Einkommensposition von Kindern und Ju-
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gendlichen unter 18 Jahren deutlich ungünstiger ist als bei Verwendung der

modifizierten OECD-Skala. Noch höher liegt die relative Einkommensposition

von Kindern unter 18 Jahren bei Verwendung der Äquivalenzskala von Rain-

water und Smeeding (R-S), die größere Vorteile beim Wirtschaften bei zuneh-

mender Haushaltsgröße annimmt. Extrem niedrieg ist die relative Einkom-

mensposition bei der "Pro-Kopf-Variante", die allerdings nicht mehr gebräuch-

lich ist.

7DEHOOH�����5HODWLYH�(LQNRPPHQVSRVLWLRQHQ��QDFK�0LWWHOZHUW��0:��XQG�0HGLDQ��0'�
I�U�YHUVFKLHGHQH�bTXLYDOHQ]JHZLFKWH�LP�9HUJOHLFK

1994
West2 Ost Gesamt3

unter 18
Jahre

über 18
Jahre

unter 18
Jahre

über 18
Jahre

unter 18
Jahre

über 18
Jahre

BSHG4  (MW) 79 105 85 104 79 105
BSHG   (MD) 83 106 87 105 85 107

OECD5  (MW) 88 103 93 102 89 103
OECD   (MD) 92 103 97 102 89 100

Personenebene
R-S6 (MW) 91 102 95 101 92 102
R-S   (MD) 94 103 97 102 93 102

pro Kopf (MW) 69 108 77 106 70 108
pro Kopf (MD) 75 112 78 107 74 108

1 Unter 50% des Median- (MD) bzw. durchschnittlichen (MW) Nettoäquivalenz-
   einkommens.
2 Getrennte Berechnung für West- und Ostdeutschland.
3 Gemeinsame Berechnung für Gesamtdeutschland.
4 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
5 Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
6 Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� $QWHLOH�GHU�%HY|ONHUXQJ�XQWHU�GHU������(LQNRPPHQVVFKZHOOH

In der Armutsberichterstattung wird eine Abgrenzung von relativer Einkom-

mensarmut meist bei 50% des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens vor-

genommen. Während in den USA häufig auch der Median der Äquivalenzein-

kommen zur Abgrenzung von Schwellenwerten verwendet wird, wird in deut-

schen Armutsuntersuchungen sowie auf europäischer Ebene von Eurostat das

arithmetische Mittel benutzt (vgl. Hauser 1997; Hagenaars u.a. 1995). Die er-



60

mittelten Quoten sind stark abhängig vom zugrundeliegenden Berechnungsver-

fahren, sie sind aber nicht proportional zur relativen Einkommensposition auf

der Basis der verwendeten Äquivalenzskala. Die Berechnung der durchschnitt-

lichen Äquivalenzeinkommen können sowohl über die Bevölkerung auf der

Personenebene als auch auf der Haushaltsebene berechnet werden. In den mei-

sten deutschen Untersuchungen zur Einkommensarmut werden die zentralen

Werte üblicherweise auf der Personenebene berechnet. In relativer Einkom-

mensarmut befindet sich danach, wer in einem Haushalt lebt, der über weniger

als 50% des arithmetischen Mittels des Haushaltsnettoäquivalenzeinkommens

über alle Personen verfügt. Rainwater und Smeeding (1995) haben für ihre in-

ternationale Untersuchung die Haushaltsebene als Basis ihrer Berechnungen

verwendet. Nach ihrer Definition befindet sich derjenige in relativer Einkom-

mensarmut, der in einem Haushalt lebt, der über weniger als 50% des Media-

näquivalenzeinkommens aller Haushalte verfügt. Die Berechnung auf der

Haushaltsebene hat bei den verschiedenen Äquivalenzskalen unterschiedliche

Auswirkungen auf den Anteil von Kindern unterhalb der 50-%-Schwelle. Wäh-

rend bei der BSHG-Skala und der modifizierten OECD-Skala die Anteile auf

der Basis der Haushaltsebene höher sind als auf der Basis der Personenebene,

verhält es sich bei der Rainwater-Smeeding-Skala genau umgekehrt.

Es zeigt sich (vgl. Tabelle 12), daß der Anteil von Kindern und Jugendlichen

unter 18 Jahren unterhalb der 50-%-Schwelle erheblich stärker von der zugrun-

deliegenden Äquivalenzskala und auch dem verwendeten Maß für die zentrale

Tendenz (arithmetisches Mittel vs. Median) abhängt als der Anteil in der Ge-

samtbevölkerung. Verwendet man die "Pro-Kopf-Skala", erhält man für Perso-

nen unter 18 Jahren mit Abstand die höchsten Anteile unterhalb der 50-%-

Schwelle, mit 30,5% (Median 14,3%) in Westdeutschland. Der Bezug auf den

Median reduziert in den alten Bundesländern den Anteil um mehr als die Hälf-

te, während dagegen die Differenz zwischen arithmetischem Mittel und Median

in den neuen Bundesländern nur 1,8% beträgt.
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Auch die Verwendung der Äquivalenzskala, die auf den Regelsatzproportionen

der Sozialhilfe basiert, ergibt vor allem bei unter 18jährigen hohe Anteile un-

terhalb der 50-%-Schwelle (Westdeutschland: 18% bzw. Median: 9,4%). In den

neuen Bundesländern ist bei geringerer Ungleichheit der Verteilung der Haus-

haltseinkommen auch der Anteil von Personen unter 18 Jahren mit weniger als

der Hälfte des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens niedriger (13,5%

bzw. Median: 12%) als in den alten Bundesländern. Auffallend ist vor allem,

daß die Verwendung dieser Äquivalenzskala (BSHG) sich stark auf die Quote

der Teilpopulation von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren auswirkt: Ihr

Anteil unter der 50-%-Schwelle liegt jeweils etwa doppelt so hoch wie bei der

erwachsenen Bevölkerung. Auch bei dieser Äquivalenzskala vermindert in

Westdeutschland der Bezug auf den Median die Quote etwa auf die Hälfte

(Differenz: 8,6%) im Vergleich zu einem Bezug auf das arithmetische Mittel.

In den neuen Bundesländern ist die Differenz dagegen mit 0,7% nur gering.

7DEHOOH�����$QWHLOH�XQWHU�GHU������6FKZHOOH��QDFK�0LWWHOZHUW��0:��XQG�0HGLDQ��0'�
I�U�YHUVFKLHGHQH�bTXLYDOHQ]JHZLFKWH�LP�9HUJOHLFK

1994
West Ost Gesamt2

unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt

BSHG3  (MW) 18,0 9,1 10,9 13,5 6,2 7,8 16,1 8,5 10,1
BSHG     (MD) 9,4 5,7 6,5 12,0 5,5 7,0 10,0 5,5 6,4

OECD4  (MW) 8,7 8,3 8,4 8,9 6,1 6,7 9,2 8,2 8,4
OECD    (MD) 5,4 6,6 6,3 6,6 5,1 5,4 6,3 7,0 6,9

Personen
R-S5    (MW) 8,2 9,4 9,1 6,9 6,4 6,5 9,0 9,0 9,0
R-S    (MD) 5,9 7,2 7,0 5,6 5,6 5,6 6,1 7,2 7,0

Haushalt
R-S6   (MW) 7,9 8,8 8,6 5,7 5,7 5,7 8,7 8,8 8,8
R-S    (MD) 5,8 6,9 6,7 5,0 4,8 4,8 5,2 6,6 6,3

pro Kopf (MW) 30,5 12,1 15,9 18 6,9 9,4 28,2 10,8 14,4
pro Kopf (MD) 14,3 6,0 7,7 16,2 6,3 8,5 15,2 5,6 7,6

1 Unter 50% des Median- (MD) bzw. durchschnittlichen (MW) Nettoäquivalenzeinkommens.
2 Getrennte Berechnung für West- und Ostdeutschland.
3 Gemeinsame Berechnung für Gesamtdeutschland.
4 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
5 Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
6 Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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Wie es bereits die relativen Einkommenspositionen erwarten lassen, liegen die

Quoten für Kinder unter 18 Jahren in West- und Ostdeutschland auf der Basis

der OECD-Skala deutlich niedriger und näher bei denjenigen der erwachsenen

Bevölkerung als auf der Basis der BSHG-Skala. Es fällt weiterhin auf, daß die

Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern für Kinder bei der

OECD-Skala erheblich geringer sind als bei der BSHG-Skala, und daß bei ei-

nem Bezug auf den Median für beide Äquivalenzskalen die ostdeutschen Werte

sogar höher ausfallen als die westdeutschen, was bei einer Verwendung des

arithmetischen Mittels nicht der Fall ist.

Die Quoten unterhalb der 50-%-Schwelle entsprechend der Äquivalenzskala

nach Rainwater und Smeeding (1995) werden sowohl auf der Personenebene

als auch auf der Haushaltsebene ausgewiesen. Die Berechnungen auf der Perso-

nenebene unterscheiden sich von den anderen verwendeten Bedarfsgewichtun-

gen nur durch die unterschiedliche Äquivalenzskala. Unter dieser Bedingung

liegen die Quoten für die Gesamtbevölkerung in Westdeutschland auch etwas

höher als bei der OECD-Skala. Da die Personengewichte nach Rainwater und

Smeeding erheblich geringer sind als bei den beiden anderen Äquivalenzska-

len, ist dieses Ergebnis auch auf der Basis der oben skizzierten Sensitivitäts-

analysen zu erwarten. Bei der Teilpopulation von Kindern und Jugendlichen

liegen die Quoten in Westdeutschland sogar unter derjenigen der erwachsenen

Bevölkerung. Die Annahme hoher Einsparungen bei zunehmender Haushalts-

größe ergibt hier also gerade für Kinder unter 18 Jahren ein ganz anderes Bild,

als es beispielsweise bei Verwendung der BSHG-Skala erscheint. Führt man

die Berechnungen mit der Rainwater-Smeeding-Skala auf der Haushaltsebene

durch, führt dies zu noch geringeren Quoten.

�������� =XVDPPHQIDVVHQGH�%HZHUWXQJ�GHU�YHUVFKLHGHQHQ�%HUHFKQXQJVYHU�
IDKUHQ�I�U�GLH�.LQGHUSRSXODWLRQ

Die Auswirkungen der verschiedenen Berechnungsverfahren sind bei der Teil-

population von Kindern besonders stark. Die höchsten Anteile unterhalb der
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50-%-Schwelle des Haushaltsnettoäquivalenzeinkommens erhält man bei der

"Pro-Kopf-Variante", gefolgt von der BSHG-Variante. Grenzt man die 50-%-

Schwelle auf der Basis des Medianeinkommens ab, führt dies vor allem in

Westdeutschland zu erheblich niedrigeren Quoten, während in Ostdeutschland

die Unterschiede zur Berechnung auf der Basis des arithmetischen Mittels

deutlich geringer sind. Die Auswahl einer Äquivalenzskala und der Berech-

nungsweise von Quoten relativer Einkommensarmut ist von normativen

Grundpositionen abhängig und kann nicht wissenschaftlich begründet werden.

Damit kann auch keine allgemeingültige Berechnungsweise für Einkom-

mensarmut abgeleitet werden. Hauser (1997) schlägt in diesem Zusammenhang

vor, ähnlich wie in den USA von politischer Seite eine verbindliche Definition

von Einkommensarmut festzulegen. Ermittelte Quoten gewinnen dann erheb-

lich an Aussagekraft, wenn Entwicklungstrends und Lebensbedingungen in den

verschiedenen Einkommensgruppen vergleichend untersucht werden. Da rela-

tive Quoten für Einkommensarmut für die Kinderpopulation besonders sensibel

auf Äquivalenzskalen und Berechnungsweisen reagieren, erscheint es sinnvoll,

Entwicklungstrends anhand verschiedener Berechnungsweisen vergleichend

darzustellen.

������ .RQ]HQWUDWLRQ�GHU�EHGDUIVJHZLFKWHWHQ�+DXVKDOWVHLQNRPPHQ

Ein verbreitetes Maß für die Konzentration des Einkommens ist der Gini-In-

dex, der zwischen 0 und 1, d. h. zwischen vollkommener Gleichverteilung und

maximaler Ungleichverteilung variiert12. Im Vergleich westlicher Industrielän-

der weist Westdeutschland (0,25) zwischen Belgien (0,23) und den USA (0,34)

eine Position im unteren Mittelfeld für die Gesamtbevölkerung auf (Förster

1994: 19). Für die drei ausgewiesenen Äquivalenzeinkommen in dieser Arbeit

(vgl. )HKOHU��9HUZHLVTXHOOH� NRQQWH� QLFKW� JHIXQGHQ�ZHUGHQ� 13) zeigt sich

bei Kindern eine geringere Einkommenskonzentration als bei der erwachsenen

Bevölkerung. Zwischen Kindern ist die Einkommensungleichheit also geringer

als in der erwachsenen Bevölkerung, allerdings auf einem niedrigeren Ein-

kommensniveau.
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7DEHOOH�����.RQ]HQWUDWLRQ�XQG�9DULDWLRQ�YRQ�UHODWLYHQ�(LQNRPPHQVSRVLWLRQHQ�EHL�9HUZHQGXQJ�YHUVFKLHGHQHU�bTXLYDOHQ]JHZLFKWH

Westdeutschland Ostdeutschland

1985 1990 1994 1990 1994

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

Gini-Index

R-S1 0,25 0,24 0,24 0,25 0,23 0,25 0,25 0,22 0,25 0,19 0,16 0,20 0,21 0,20 0,21

OECD2 0,25 0,24 0,25 0,25 0,23 0,25 0,26 0,22 0,26 0,18 0,16 0,19 0,20 0,20 0,20

BSHG3 0,27 0,25 0,27 0,25 0,23 0,26 0,28 0,23 0,28 0,18 0,16 0,19 0,21 0,21 0,21

Variations-
koeffizient

R-S 0,57 0,55 0,57 0,64 0,61 0,64 0,51 0,45 0,52 0,34 0,28 0,35 0,39 0,36 0,39

OECD 0,54 0,53 0,54 0,58 0,54 0,58 0,55 0,48 0,55 0,33 0,28 0,34 0,39 0,37 0,39

BSHG 0,58 0,54 0,57 0,60 0,54 0,59 0,60 0,50 0,59 0,33 0,29 0,34 0,41 0,38 0,41

1 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
3 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen

der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

.
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Besonders bei Kindern zeigt sich in den alten Bundesländern eine relativ hohe

Stabilität der Einkommenskonzentration über den Untersuchungszeitraum hin-

weg.

In den neuen Bundesländern ist seit 1990 ein Ansteigen der Einkommenskon-

zentration festzustellen (vgl. Müller u.a. 1995; Weick 1995). Allerdings liegt

der Gini-Index für die ostdeutsche Bevölkerung 1994 noch deutlich unter den

westdeutschen Werten. Bei Kindern in Ostdeutschland lag der Gini-Index 1994

für die verschiedenen Äquivalenzeinkommen nahe bei den Werten für die er-

wachsene Bevölkerung. 1990 lag der Gini-Index der Kinder bei den verschie-

denen Äquivalenzeinkommen noch deutlich unter denjenigen der Erwachsenen.

Unter ostdeutschen Kindern hat sich damit die Ungleichheit in der Verteilung

der Haushaltsnettoeinkommen überdurchschnittlich erhöht.

Ein weiteres Ungleichheitsmaß, das auf der Standardabweichung basiert und

somit alle Meßwerte berücksichtigt, aber im Gegensatz zur Standardabwei-

chung unempfindlich gegenüber proportionalen Veränderungen (z.B. Anstieg

des Einkommensniveaus im Zeitverlauf) ist, ist der Variationskoeffizient. Er

wird als Quotient aus der Standardabweichung und dem Mittelwert der ver-

schiedenen Äquivalenzeinkommen gebildet und ist dimensionslos (vgl. Diek-

mann 1995). Der Variationskoeffizient ist eher sensitiv im oberen Einkom-

mensbereich. Er läßt insbesondere bei ostdeutschen Kindern eine Zunahme der

Streuung seit 1990 erkennen. Die gesunkenen Werte für westdeutsche Kinder

im Jahr 1994 weisen auf geringere Abweichungen vom Mittelwert im oberen

Einkommensbereich hin. Dies bedeutet, daß Kinder weniger in Haushalten mit

deutlich überdurchschnittlichem Einkommen leben.

������ 9HUWHLOXQJ�GHU�%HY|ONHUXQJ�DXI�(LQNRPPHQVYLHOIDFKH

Die Verteilung über Einkommensvielfache zum Durchschnittseinkommen (vgl.

Müller u.a. 1995; Hernandez 1993: 245) zeigt insgesamt, daß Kinder unter 18

Jahren in den unteren Einkommensbereichen gegenüber der erwachsenen Be-

völkerung überrepräsentiert und in den Bereichen über dem Durchschnittsein-
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kommen unterrepräsentiert sind (vgl. Tabelle 14). Auf der Basis der BSHG-

Skala treten diese Differenzen stärker hervor als bei der OECD-Skala und der

Rainwater-Smeeding-Skala. Die größten Anteile der Kinder in Westdeutsch-

land findet man nach der BSHG-Skala über die Jahre hinweg in dem Bereich

von 50% bis 75% des durchschnittlichen Einkommens, während in Ost-

deutschland der Bereich von 75% bis 100% am stärksten besetzt ist.

7DEHOOH�����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�QDFK�(LQNRPPHQV�
YLHOIDFKHQ���%HUHFKQXQJ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHWUHQQWHQ�(LQNRPPHQVYHUWHLOXQJ�I�U�:HVW�
XQG�2VWGHXWVFKODQG

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

nach BSHG1

< 0,5 20,5 10,5 17,6 8,7 5,1 2,8 18,0 9,1 13,5 6,2
0,5-0,75 34,6 21,9 37,1 22,6 24,7 19,6 36,6 23,8 27,0 15,6
0,75-1 24,4 26,2 25,2 24,5 38,0 28,9 25,2 23,0 33,7 28,4
1-1,25 12,0 16,8 12,2 19,6 23,3 25,7 11,8 18,2 15,2 26,4
1,25-1,5 5,2 10,8 4,0 10,9 6,7 13,7 4,2 11,5 6,8 12,5
> 1,5 3,4 13,8 3,9 13,8 2,0 9,4 4,1 14,3 3,9 11,0

nach OECD2

< 0,5 12,1 9,0 8,9 7,0 3,3 5,1 8,7 8,3 8,9 6,1
0,5-0,75 31,5 22,2 34,0 22,6 17,5 19,5 34,1 23,1 22,4 16,3
0,75-1 29,2 27,8 30,8 26,2 34,0 26,1 29,4 25,7 32,7 32,1
1-1,25 13,7 17,8 13,2 20,7 30,4 26,0 15,4 19,1 21,5 23,4
1,25-1.5 7,7 10,8 7,1 11,2 11,6 16,2 6,4 10,4 8,8 12,0
> 1,5 5,8 12,4 6,0 12,3 3,2 7,1 6,0 13,3 5,8 10,1

nach R-S3

< 0,5 6,1 5,6 4,5 5,1 1,2 3,6 5,8 6,9 5,0 4,8
0,5-0,75 23,0 16,0 20,4 14,6 10,8 13,3 22,1 15,1 17,3 13,6
0,75-1 26,0 23,4 31,1 25,4 19,4 19,6 29,3 24,1 27,0 26,0
1-1,25 21,9 21,0 22,0 20,9 35,4 27,1 19,6 20,8 27,4 25,6
1,25-1.5 10,8 13,8 11,2 14,0 21,2 18,0 11,3 13,3 13,3 16,2
> 1,5 12,3 20,2 10,8 19,9 12,1 18,4 11,9 19,8 10,1 13,8

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
  Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
  Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
3 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der
  Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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Besonders nach der Rainwater-Smeeding-Skala sind in den einzelnen Gruppen

von Einkommensvielfachen die Anteilsdifferenzen zwischen Kindern und Er-

wachsenen meist geringer als bei den beiden anderen Berechnungsweisen. In

Westdeutschland findet man dennoch in der höchsten Einkommensgruppe über

150% des Durchschnittseinkommens auch unter der Rainwater-Smeeding-

Skala Differenzen zwischen Kindern und der Bevölkerung ab 18 Jahren von

nahezu 10%.

Betrachtet man die Verteilung auf Einkommensvielfache (vgl. Tabelle 15) von

1995 und 1996, kann man erkennen, daß bei Kindern unter 18 Jahren vor allem

im Bereich unter 0,5 (50-%-Schwelle) eine Abnahme der Anteile zwischen

beiden Jahren zu verzeichnen ist. Auf Basis der BSHG-Skala findet sich die

stärkste Zunahme im Bereich zwischen 50% und 75% des durchschnittlichen

Nettoäquivalenzeinkommes, während die beiden anderen Berechnungsvarian-

ten besonders im mittleren Einkommensbereich (0,75-1; 1-1,25) einen Anstieg

zu verzeichnen haben. Anders als in den USA ist für Deutschland keine Polari-

sierungstendenz zu erkennen (Hernandez 1993: 245; Danziger, Danziger und

Stern 1997).
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7DEHOOH�����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�QDFK�(LQNRPPHQV�
YLHOIDFKHQ���%HUHFKQXQJ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHWUHQQWHQ�(LQNRPPHQVYHUWHLOXQJ�I�U�:HVW�
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1995 1996
West Ost West Ost

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

unter
18 J.

über
18 J.

nach BSHG1

< 0,5 21,6 10,6 13,3 5,8 15,2 8,6 8,5 4,0
0,5-0,75 33,7 21,8 32,1 16,6 37,3 22,4 32,3 18,6
0,75-1 25,8 23,5 31,9 28,9 26,0 24,1 36,0 27,9
1-1,25 10,5 18,4 14,7 23,5 13,6 18,4 14,7 24,1
1,25-1,5 4,5 11,4 5,0 13,9 4,0 11,8 5,5 15,3
> 1,5 3,9 14,3 2,9 11,30 3,9 14,9 2,9 10,1

nach OECD2

< 0,5 13,0 9,3 9,1 5,7 10,6 8,3 6,0 3,8
0,5-0,75 31,6 21,8 22,1 16,6 28,5 21,0 25,3 18,5
0,75-1 25,5 26,9 34,6 30,4 32,9 28,1 31,6 28,0
1-1,25 17,3 18,4 21,0 24,2 15,6 18,2 23,3 29,2
1,25-1,5 6,2 10,8 8,7 14,9 6,5 11,6 9,7 11,8
> 1,5 6,4 12,7 4,4 8,2 5,9 12,9 4,0 8,7

nach R-S3

< 0,5 8,4 7,0 5,2 4,7 5,9 6,2 4,1 3,5
0,5-0,75 21,5 15,7 17,7 13,2 16,6 14,0 19,5 15,5
0,75-1 28,5 25,0 30,1 25,8 30,3 24,5 26,7 25,1
1-1,25 17,5 20,2 25,6 24,9 23,8 21,8 27,8 27,4
1,25-1,5 12,9 14,0 11,7 16,4 9,1 13,3 13,4 16,0
> 1,5 11,2 18,2 9,7 15,1 14,3 20,1 8,5 12,5

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
  Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;
  Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
3 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der
  Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ (QWZLFNOXQJ�GHV�%HY|ONHUXQJVDQWHLOV�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ

+DXVKDOWHQ�YRQ������ELV�����

Im folgenden werden die Entwicklungen des Anteils von Kindern in einkom-

mensschwachen Haushalten von 1984 bis 1996 dargestellt. Dabei werden drei

unterschiedliche Äquivalenzskalen zugrunde gelegt. Weiterhin wird für die

Abgrenzung der 50-%-Schwelle bei der Rainwater-Smeeding-Skala - abwei-

chend von den beiden anderen Berechnungsverfahren (BSHG, OECD) - der

Einkommensmedian auf der Haushaltsebene zugrunde gelegt. Neben den ab-
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soluten Differenzen, die sich aus den unterschiedlichen Berechnungsweisen

ergeben, ist auch ein Vergleich der Entwicklungstrends über mehr als zehn

Jahre und der Quoten bei der Bevölkerung ab 18 Jahren von Interesse.

Die Zuwanderung aus dem Ausland hat erhebliche Konsequenzen für die Sozi-

alstruktur der Bundesrepublik (vgl. Schmidt und Weick 1998). Deshalb wurden

in der ersten Erhebungswelle des Sozio-ökonomischen Panels im Jahr 1984

auch Ausländer in die Grundgesamtheit integriert. Danach konnte die Zuwan-

derung aus dem Ausland allerdings nur unvollständig erfaßt werden (vgl. Ka-

pitel 3). Seit dem Erhebungsjahr 1995 besteht die Möglichkeit, auch Migranten

im Sozio-ökonomischen Panel zu untersuchen, die seit 1984 in die alten Bun-

desländer zugewandert sind. Die größte Gruppe dieser Zuwanderer sind

deutschstämmige Aussiedler aus Osteuropa. Davor konnten nur Zuwanderun-

gen in bestehende Haushalte, z. B. im Rahmen des Familiennachzuges aus den

früheren Anwerbeländern für ausländische Arbeitnehmer, berücksichtigt wer-

den. Da Migranten einerseits über ein unterdurchschnittliches Einkommen ver-

fügen und andererseits mehr Kinder haben als die (nichtzugewanderte) deut-

sche Bevölkerung (vgl. auch Weick 1996b), ist ohne Berücksichtigung der Zu-

wandererstichprobe eine Unterschätzung der Ungleichheit im unteren Ein-

kommensbereich, vor allem bei Kindern, zu erwarten. Um eine bessere Ver-

gleichbarkeit mit den Vorjahren zu gewährleisten, erscheint es allerdings sinn-

voll, die Berechnungen auch ohne Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe

durchzuführen. Die Quoten für 1995 und 1996 werden deshalb sowohl mit als

auch ohne Einbindung der Zuwandererstichprobe ausgewiesen. Empirisch zeigt

sich die erwartete Zunahme der Quoten, wenn die Zuwandererstichprobe in die

Berechnungen eingeschlossen wird. Weiterhin ist bei allen drei Berechnungs-

verfahren zu erkennen, daß die Quoten für Kinder unter 18 Jahren im Zeitab-

lauf stärker variieren als bei Erwachsenen (vgl. Tabelle 16).
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BSHG1 OECD2 R-S3

gesamt unter 18 J. über 18 J. gesamt unter 18 J. über 18 J. gesamt unter 18 J. über 18 J.
West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost

1984 12,4 - 20,5 - 10,5 - 9,6 - 12,1 - 9,0 - 5,5 - 6,1 - 5,6 -
1985 11,7 - 20,2 - 9,7 - 9,1 - 12,2 - 8,4 - 5,6 - 6,0 - 5,5 -
1986 11,2 - 20,7 - 9,0 - 9,3 - 12,4 - 8,5 - 5,9 - 7,0 - 5,7 -
1987 10,2 - 19,3 - 8,1 - 8,8 - 13,0 - 7,9 - 6,0 - 7,7 - 5,6 -
1988 10,7 - 18,8 - 8,9 - 8,8 - 11,5 - 8,2 - 5,9 - 6,6 - 5,7 -
1989 9,9 - 18,1 - 8,1 - 8,3 - 11,5 - 7,6 - 5,5 - 6,6 - 5,2 -
1990 10,3 3,3 17,6 5,1 8,7 2,8 7,3 4,7 8,9 3,3 7,0 5,1 5,0 3,0 4,5 1,2 5,1 3,6
1991 9,5 4,1 16,6 5,8 7,8 3,5 8,5 4,8 10,2 4,2 8,1 5,0 5,4 3,2 6,1 3,6 5,2 3,1
1992 9,7 5,9 14,3 10,0 8,6 4,7 7,5 5,5 8,2 7,3 7,4 5,0 5,3 3,4 5,3 3,9 5,4 3,2
1993 10,9 5,9 16,4 10,7 9,5 4,4 8,7 5,4 9,2 8,2 8,6 4,5 6,1 4,6 5,1 6,0 6,3 4,2
1994 10,9 7,8 18,0 13,5 9,1 6,2 8,4 6,7 8,7 8,9 8,3 6,1 6,7 4,8 5,8 5,0 6,9 4,8
1995 11,9 7,6 18,6 13,7 10,2 5,9 9,9 6,5 11,4 9,2 9,5 5,8 5,7 4,8 6,0 5,2 5,6 4,7
1996 9,7 5,0 14,5 8,5 8,4 4,0 8,8 4,3 9,4 6,0 8,6 3,8 5,8 3,6 5,5 4,1 5,9 3,5

19954 13,0 - 21,6 - 10,6 - 10,1 - 13,0 - 9,3 - 7,2 - 8,4 - 7,0 -
19964 10,0 - 15,2 8,6 8,8 10,6 8,3 6,1 5,9 6,2

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen
der Sozialhilfe.

2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
3 Unter 50% des Median-Nettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
4 Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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�������� bTXLYDOHQ]VNDOD�DXI�GHU�%DVLV�GHU�5HJHOVDW]SURSRUWLRQHQ�GHU�6R]L�
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Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1962/63, 1969, 1973, 1978 und 1983.
1) Die Armutsschwelle wurde auf Basis des „Verfügbaren Einkommens der privaten Haushal-
te“ aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung berechnet.

Berechnung nach Hauser und Semrau 1989: 19

Neben den Berechnungen auf Basis der Daten des Sozio-ökonomischen Panels,

kann die Entwicklung des Anteils von Kindern in einkommenssachwachen

Haushalten auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe - zumindest

annäherungsweise bis 1969 - zurückverfolgt werden. Dabei sind zwar erhebli-

che Niveauunterschiede zu berücksichtigen, die sich aus den unterschiedlichen

Datenquellen und Berechnungsweisen ergeben, dennoch kann der längerfristige

Entwicklungstrend nachgezeichnet werden (vgl. Kapitel 2.3.4). Die Quote für

Kinder sinkt nach 1969 zunächst auf nahezu die Hälfte ab und gleicht sich an

die Gesamtquote an. Nach 1973 steigt sie wieder in geringerem Umfang an.
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Die weitere Entwicklung wird nun wieder anhand von Berechnungen mit den

Daten des sozio-ökonomischen Panels durchgeführt. Bei Verwendung der So-

zialhilfeskala (BSHG) erhält man über die Untersuchungsjahre hinweg vor al-

lem bei der Teilpopulation der Kinder unter 18 Jahren deutlich höhere Anteile

unter der 50-%-Schwelle als bei den beiden anderen Berechnungsverfahren.

Auch die Prozentsatzdifferenz der Quote bei den Kindern zur Quote bei den

Erwachsenen ist hier überwiegend erheblich größer als bei der OECD- bzw. der

Rainwater-Smeeding-Skala (vgl. Tabelle 18). Von 1984 bis 1986 liegt die

Quote für Kinder (BSHG) in den alten Bundesländern knapp über 20%, danach

ist ein Absinken bis zum Jahr 1992 auf 14,3% zu beobachten. Die jüngste Ent-

wicklung läßt seitdem einen erneuten Anstieg erkennen (1994: 18,0%). 1995 ist

ohne Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe ein leichter Anstieg im Ver-

gleich zum Vorjahr auf 18,6% festzustellen (vgl. auch Abbildung 6).

Ohne Einbeziehung der Zuwandererstichprobe wird die Auswirkung der Mi-

gration in die alten Bundesländer ab Mitte der achtziger Jahre nur unvollstän-

dig erfaßt. Während die Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe für 1995

bei der Bevölkerung ab 18 Jahren nur einen moderaten Anstieg der Quote mit

sich bringt, zeigt sich bei Kindern ein deutlicher Anstieg um 3% auf 21,6%.

Die Quote liegt somit 0,9% über der höchsten Quote in den 80er Jahren (vgl.

Tabelle 16). Die Zuwanderung in die alten Bundesländer hat also vor allem bei

Kindern - wie erwartet - eine Erhöhung des Anteils von Kindern in einkom-

mensschwachen Haushalten mit sich gebracht und den neuerlichen Trend zu

einem Wiederanstieg verstärkt. 1996 ist ein deutlicher Rückgang der Quote zu

registrieren: In den alten Bundesländern sank der Anteil von Kindern in ein-

kommensschwachen Haushalten auf 14,5% ohne Berücksichtigung der Zuwan-

dererstichprobe und einschließlich der Zuwandererstichprobe auf 15,2%.
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1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Perso-
nengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Der ostdeutsche Transformationsprozeß seit der Wirtschafts- und Währungs-

union hat neben einer neuen Währung auch erhebliche Veränderungen der

Preisstruktur für Güter und Dienstleistungen mit sich gebracht. Von daher ist

zu berücksichtigen, daß von der Einkommensverteilung nicht direkt auf die

Konsummöglichkeiten geschlossen werden kann. Entsprechend der ver-

gleichsweise geringeren Ungleichheit in der Einkommenskonzentration in der

früheren DDR findet man 1990 auf der Basis der BSHG-Skala mit 5,1% einen

erheblich niedrigeren Anteil von Kindern unterhalb der 50-%-Schwelle als in

Westdeutschland (17,6%). 1992 ist ein sprunghaftes Anwachsen der Quote

(10%) für ostdeutsche Kinder zu verzeichnen. Für 1995 ist im Vergleich zum

Vorjahr bei den Kindern dann nur noch ein leichter Anstieg der Quote zu beob-

achten, bei der Bevölkerung ab 18 Jahren sogar ein leichter Rückgang. Insge-

samt lag die Quote jeweils etwa mehr als doppelt so hoch wie bei der erwach-

senen Bevölkerung. Bei getrennter Berechnung der Quoten auf der Basis der

BSHG-Skala lag der Anteil von Kindern in einkommensschwachen Haushalten
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in den neuen Bundesländern auch 1995 mit 13,7% noch deutlich niedriger als

in Westdeutschland. 1996 ist nicht nur ein weiterer Rückgang der Quote für

Erwachsene festzustellen, sondern insbesondere ein deutliches Absinken der

Quote für ostdeutsche Kinder auf 8,5%.

�������� 0RGLIL]LHUWH�2(&'�bTXLYDOHQ]VNDOD

Es ist von besonderem Interesse bei den Berechnungen auf der Basis der modi-

fizierten OECD-Skala, inwieweit sich bei Kindern die Entwicklungstendenzen

im Untersuchungszeitraum von der im vorhergehenden Abschnitt vorgestellten

BSHG-Variante unterscheiden. Im einzelnen sind die Veränderungen bei bei-

den Berechnungsverfahren zwar nicht identisch, aber dennoch zeigen sich ähn-

liche Trends. So findet man bei westdeutschen Kindern auch bei der Quote auf

der Basis der OECD-Skala Mitte der 80er Jahre eher hohe Werte mit einem

Maximum von 13% im Jahr 1987. Danach ist ein Absinken der Quote zu beob-

achten, und zu Beginn der 90er Jahre liegt sie mit Ausnahme von 1991 sogar

unter 10%. 1995 ist dann ein erneuter Anstieg der Quote auch ohne Berück-

sichtigung der Zuwandererstichprobe auf 11,4% festzustellen. Schließt man die

Zuwandererstichprobe in die Berechnungen für die alten Bundesländer ein, so

ist 1995 für Kinder sogar eine stärkere Erhöhung der Quote (13,0%) zu erken-

nen als bei der BSHG-Variante, während bei Personen ab 18 Jahren die Quote

sogar etwas sinkt.

Auch wenn man die modifizierte OECD-Skala zugrunde legt, zeigt sich zum

Ende des Untersuchungszeitraums in den alten Bundesländern zunächst ein

erneuter Anstieg des Anteils von Kindern unter 18 Jahren, die in Haushalten

mit weniger als 50% des durchschnittlichen bedarfsgewichteten Haushalts-

nettoeinkommens leben. Die Migration in die alten Bundesländer trägt weiter-

hin zu einer Erhöhung der Quote bei. Der Anteil von Kindern unterhalb der 50-

%-Einkommensschwelle liegt auf der Basis der OECD-Skala im Jahr 1995

dennoch nicht über dem höchsten Stand von 1987 (13%). Für das letzte Beo-

bachtungsjahr 1996 ist auch bei Verwendung der OECD-Skala ein deutliches
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Absinken zu erkennen: Ohne Zuwandererstichprobe lag die Quote bei 9,4% -

mit Einbindung der Zuwandererstichprobe bei 10,6%.

$EELOGXQJ����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�������������
%HUHFKQXQJ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHWUHQQWHQ�(LQNRPPHQVYHUWHLOXQJ�I�U�:HVW��XQG�2VW�
GHXWVFKODQG��PRGLIL]LHUWH�2(&'�6NDOD�
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1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Perso-
nengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

In Ostdeutschland ist der Anteil von Kindern unterhalb der 50-%-Schwelle

auch auf der Basis der OECD-Skala seit 1990 deutlich angestiegen. Bis 1994

erreichte die Quote mit 8,9% - anders als auf der Basis der BSHG-Skala - sogar

das westdeutsche Niveau. Für 1995 ist bei Kindern in den neuen Bundeslän-

dern auch auf der Basis der OECD-Skala ein deutlich geringerer Anstieg im

Vergleich zu den alten Bundesländern zu verzeichnen. Auffallend ist, daß in

den neuen Bundesländern die Quote der erwachsenen Bevölkerung auf der Ba-

sis der OECD-Skala nur wenig ansteigt, während für Kinder eine Verdreifa-

chung zu erkennen ist.
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Quelle: Eurostat (1997: 4).

Ein Vergleich der Anteile von Kindern in einkommensschwachen Haushalten

(OECD-Skala) zwischen den Ländern der Europäischen Union (EU) auf Basis

des Europäischen Haushaltspanels (ECHP) zeigt Deutschland mit 13% im un-

teren Bereich (vgl. Abbildung 8). Der EU-Durchschnitt liegt bei 20%. Eine

besonders hohe Quote findet man in Großbritannien mit mehr als 30%. Diffe-

renzen zu den Ergebnissen des Sozio-ökonomischen Panels für 1993 ergeben

sich aus den unterschiedlichen Datengrundlagen und einer anderen Operatio-

nalisierung des Haushaltseinkommens (vgl. Eurostat 1997)13.

�������� bTXLYDOHQ]VNDOD�QDFK�5DLQZDWHU�XQG�6PHHGLQJ

Auch bei der Berechnungsweise nach Rainwater und Smeeding liegen die An-

teile unterhalb der 50-%-Schwelle für Kinder, vor allem in Westdeutschland,

nahe bei denjenigen der Bevölkerung ab 18 Jahren. Die Entwicklung bei west-

deutschen Kindern zeigt auch einen leichten Anstieg der Quote von 1984 bis

1987 und danach ein Absinken bis 1990. Ohne Berücksichtigung der Zuwan-

dererstichprobe variiert die Quote in den 90er Jahren zwischen 5,1% und 6,1%.
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Berücksichtigt man für 1995 die Zuwandererstichprobe, so steigt die Quote

gegenüber dem Vorjahr für Kinder von 6,0% auf 8,4% an und somit sogar stär-

ker als bei der BSHG- und OECD-Variante. 1996 ist allerdings wieder ein Ab-

sinken auf 5,5%, bzw. 5,9% unter Einschluß der Zuwandererstichprobe, zu

erkennen.

Auch in den neuen Bundesländern ist auf der Basis der Rainwater-Smeeding-

Skala ein stärkerer Anstieg der Quote für die Kinder gegenüber den Erwachse-

nen zu erkennen. Auffallend ist der besonders niedrige Wert für ostdeutsche

Kinder 1990 mit 1,2% (Erwachsene: 3,6%). Dabei ist zu berücksichtigen, daß

insbesondere ältere Menschen im Ruhestand vor der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion im unteren Einkommensbereich lagen.

$EELOGXQJ����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�������������
%HUHFKQXQJ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHWUHQQWHQ�(LQNRPPHQVYHUWHLOXQJ�I�U�:HVW��XQG�2VW�
GHXWVFKODQG��5DLQZDWHU�6PHHGLQJ�6NDOD�

1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996
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West unter 18 Ost unter 18 West über 18 Ost über 18

1 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquiva-
lenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Westdeutschland befindet sich beim internationalen Vergleich der Quoten mit

6,8%14 im europäischen Mittelfeld. Höhere Quoten haben Italien mit 9,6% und
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Großbritannien mit 9,9 %, während Frankreich und die Niederlande eine gerin-

gere Quote als Westdeutschland aufweisen. Auffallend ist die hohe Quote in

den USA mit über 21% - trotz eines vergleichsweise hohen Bruttosozialpro-

duktes pro Einwohner auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene. Die geringeren

wohlfahrtsstaatlichen Transferleistungen an bedürftige Haushalte, aber auch die

große Einkommensungleichheit sind offenbar Faktoren, die für die hohe Quote

in den USA verantwortlich sind.

$EELOGXQJ�����$QWHLOH�YRQ�.LQGHUQ�XQWHU�GHU������6FKZHOOH�LQ�YHUVFKLHGHQHQ�ZHVWOLFKHQ
,QGXVWULHOlQGHUQ
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Erhebungsjahr in Klammern ().
Quelle: Rainwater, L. und T.M. Smeeding (1995): Doing Poorly: The Real Income of Ameri-

can Children in a Comparative Perspective. Luxemburg Income Study, Working Paper No.
127; Tabelle 2.

�������� =XVDPPHQIDVVHQGH�'DUVWHOOXQJ�GHU�(QWZLFNOXQJ�I�U�GLH�YHUVFKLH�
GHQHQ�%HUHFKQXQJVZHLVHQ

Zusammenfassend kann man feststellen, daß die drei verwendeten Berech-

nungsverfahren vor allem bei der Teilpopulation von Kindern zu unterschiedli-

chen Anteilen unterhalb der 50-%-Einkommensschwelle führen. Die Berech-

nung nach der BSHG-Skala (Bezug arithmetisches Mittel) führt für Kinder zu

vergleichsweise hohen Quoten, die etwa doppelt so hoch liegen wie bei der
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Teilpopulation der Erwachsenen. Die Berechnungen auf der Basis der modifi-

zierten OECD-Skala und der Rainwater-Smeeding-Skala führen zu jeweils

deutlich niedrigeren Quoten für Kinder, die auch näher an den Quoten der Be-

völkerung ab 18 Jahren liegen.

Für die Auswahl eines Berechnungsverfahrens gibt es keine allgemeingültigen

Regeln oder politische Vorgaben. Der Aussagewert einzelner Quoten wird

deutlich erhöht, wenn man Entwicklungen im Zeitverlauf beobachtet. Ver-

schiedene Berechnungsverfahren können der stärkeren Absicherung der Ergeb-

nisse dienen. In den alten Bundesländern zeigen die verwendeten Berech-

nungsverfahren keinen Trend zu einem dramatischen Anstieg des Anteils von

Kindern unterhalb der 50-%-Schwelle. Nach dem Anstieg der Quoten 1995 ist

bereits ein Jahr später wieder ein Absinken zu beobachten. Die Zuwanderung

in die alten Bundesländer führt bei allen verwendeten Berechnungsverfahren

insbesondere bei Kindern zu einem Anstieg des Anteils in einkommensschwa-

chen Haushalten. In den neuen Bundesländern hat sich 1996 nach einer Phase

der Zunahme der Einkommensungleichheit, besonders bei Kindern, der Anteil

unterhalb der 50-%-Schwelle wieder verringert.

������ .LQGHU�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�QDFK�1DWLRQDOLWlW

Der sinkende Bedarf an ausländischen Arbeitskräften und die Veränderungen

bei der Migration in die Bundesrepublik drücken sich neben der Problematik

auf dem Arbeitsmarkt und im Bildungsbereich (vgl. Noll, Schmidt und Weick

1998) auch in den Maßnahmen zur Armutsbekämpfung aus. Die Sozialhil-

festatistik zeigt bezüglich der Nationalitätsstruktur seit dem Anfang der 80er

Jahre deutliche Veränderungen auf: Seit dem Beginn der achtziger Jahre ist die

Zahl der ausländischen Sozialhilfeempfänger in den alten Bundesländern auf

mehr als das Fünfache angestiegen (vgl. Abbildung 11). Insbesondere seit dem

Beginn des Laufzeit des Sozio-ökonomischen Panels 1984 ist bei der ausländi-

schen Bevölkerung ein besonders steiler Anstieg zu verzeichnen. Der Anteil an

der jeweiligen Bevölkerungsgruppe betrug 1996 bei Deutschen 2,8% und bei

Nichtdeutschen 8,5% (Seewald 1998: 510). Die rückläufige Entwicklung der
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Zahl der Sozialhilfebezieher bei Ausländern ab 1993 ist auf rechtliche Ände-

rungen für Asylbewerber zurückzuführen, die von da an nach dem Asylbewer-

berleistungsgesetz unterstützt werden15. Die Zahl der weiblichen Sozialhil-

feempfänger liegt jeweils höher als die der männlichen, was einerseits durch

zum Teil immer noch geringe Ansprüche von Frauen in der Altersversorgung,

aber auch durch die Bedürftigkeit von Frauen mit Kindern, insbesondere allein-

erziehende Frauen zu erklären ist (vgl. Hauser 1997: 32). Mit den Daten des

Mikrozensus 1994 lag der Anteil mit Niedrigeinkommen bei verschiedenen

Gruppen der ausländischen Bevölkerung etwa doppelt so hoch als bei der deut-

schen Bevölkerung (Eggen 1998: 178).

$EELOGXQJ�����$Q]DKO�GHU�6R]LDOKLOIHEH]LHKHU�QDFK�1DWLRQDOLWlW

bis einschließlich 1990 früheres Bundesgebiet
Quelle: Seewald 1998: 509

Im Sozio-ökonomischen Panel wurde 1984 auch eine Ausländerstichprobe ein-

bezogen. Dies erlaubt es auch für Ausländer in der Bundesrepublik Auswertun-

gen auszuweisen. Der Familiennachzug aus den früheren Anwerbeländern für

Gastarbeiter wurde durch das Stichprobenkonzept im weiteren Untersuchungs-

verlauf berücksichtigt. Weitere Personengruppen, die nach 1984 aus dem Aus-

land nach Westdeutschland verstärkt zuwanderten, konnten allerdings kaum in

die Stichprobe gelangen. Im Verlauf der Panelstudie wurde diese Lücke ge-

schlossen. Seit 1995 kann im Sozio-ökonomischen Panel mit der Zuwanderer-

stichprobe auch der Zuzug weiterer Personengruppen (z. B. Asylbewerber,
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Aussiedler) berücksichtigt werden (vgl. Projektgruppe Sozio-ökonomisches

Panel 1995). Um einerseits die Vergleichbarkeit der Zeitreihen mit den Vorjah-

ren zu gewährleisten und andererseits die Veränderungen durch die jüngere

Migration nicht zu unterschätzen, werden auch in diesem Teil die Ergebnisse

sowohl mit als auch ohne Einbindung der Zuwandererstichprobe ausgewiesen.

Bereits die Entwicklung der Sozialhilfequoten verdeutlicht, daß die Berück-

sichtigung der Migration für Analysen im unteren Einkommensbereich eine

wichtige Komponente darstellt.

Bei einer Betrachtung der Quoten nach der Nationalität der westdeutschen Be-

völkerung, ergeben sich je nach zugrundeliegender Äquivalenzskala mehr oder

weniger deutliche Unterschiede im Anteil von Kindern und auch Erwachsenen

unterhalb der 50-%-Einkommensschwelle. Insbesondere bei Berechnungen auf

der Basis der BSHG-Skala findet man einen hohen Anteil von ausländischen

Kindern unterhalb der 50-%-Grenze (vgl. Tabelle 17): Ihr Anteil liegt über die

Beobachtungsjahre hinweg, ohne Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe,

zwischen 28% und 37%. Bei Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe er-

hält man für 1995 auf der Basis der BSHG-Skala sogar einen Anteil von 45%

der ausländischen Kinder in einkommensschwachen Haushalten. Allerdings

liegt bereits 1996 die Quote wieder erheblich niedriger: Ohne Berücksichtigung

der Zuwandererstichprobe liegt sie bei 26,9% und unter Einschluß der Zuwan-

dererstichprobe bei 32,5%. Für Kinder mit deutschem Haushaltsvorstand liegt

die Quote deutlich niedriger als bei ausländischem Haushaltsvorstand, und im

Vergleich zu 1984 sind sogar gesunkene Quoten zu beobachten: Ohne Berück-

sichtigung der Zuwandererstichprobe liegt die Quote für Kinder mit deutschem

Haushaltsvorstand (BSHG-Skala) 1995 bei 15,8%, unter Einschluß der Zuwan-

dererstichprobe bei 17,1%. Bei der Quote für Kinder hat insbesondere der Zu-

strom deutschstämmiger Aussiedler, die die deutsche Staatsbürgerschaft erhal-

ten, einen Einfluß auf diesen eher moderaten Anstieg.

Die Verwendung der modifizierten OECD-Skala ergibt für ausländische Kinder

im Vergleich zur BSHG-Skala niedrigere Quoten, die bis einschließlich 1994
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unter 20% liegen. Allerdings ist ab 1995 bei diesem Berechnungsverfahren für

ausländische Kinder ein außergewöhnlich starker Anstieg auf 22,8% - ohne

Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe - feszustellen. Unter Einbindung

der Zuwandererstichprobe beträgt die Quote sogar 36,6%. 1996 ist auch bei

Verwendung der OECD-Skala ein erheblicher Rückgang der Quote gegenüber

dem Vorjahr zu erkennen.

Für Kinder mit deutschem Haushaltsvorstand ist auf der Basis der OECD-Skala

auch für den Beginn des Untersuchungszeitraums 1984 die höchste Quote mit

11,1% festzustellen. 1990 und 1994 findet man Quoten von 7,5% bzw. 7,9%.

1995 wird auch auf der Basis der OECD-Skala die 10-%-Marke wieder erreicht

(ohne Zuwandererstichprobe), allerdings sinkt die Quote 1996 wieder. Bei ei-

ner Gewichtung mit dieser Äquivalenzskala führt die Berücksichtigung der

Zuwandererstichprobe bei Kindern mit deutschem Haushaltsvorstand sogar zu

geringeren Quoten als ohne diese Berücksichtigung.
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7DEHOOH�����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�LQ�:HVWGHXWVFKODQG�QDFK�1DWLRQDOLWlW�GHV�+DXVKDOWVYRUVWDQGHV����������

BSHG1 OECD2 R-S3

unter 18 Jahre über 18 Jahre unter 18 Jahre über 18 Jahre unter 18 Jahre über 18 Jahre

Deutsche4 Ausländer5 Deutsche Ausländer Deutsche Ausländer Deutsche Ausländer Deutsche Ausländer Deutsche Ausländer

1984 18,6 37,1 10,0 20,8 11,2 19,9 8,8 13,0 5,5 8,6 5,4 7,1
1985 18,5 32,6 9,2 17,1 11,6 16,8 8,2 10,6 6,0 6,2 5,5 5,6

1986 18,7 33,7 8,2 19,8 11,1 21,0 8,1 13,5 6,5 10,5 5,6 7,7

1987 16,8 35,8 7,4 18,3 11,3 24,4 7,4 14,6 7,8 7,3 5,5 6,6

1988 16,9 31,5 8,5 15,8 10,8 16,1 8,0 10,8 6,4 7,4 5,7 6,4

1989 16,4 29,7 7,6 15,7 10,9 15,8 7,4 10,5 6,6 6,8 5,2 5,7

1990 15,3 33,8 7,8 20,9 7,5 18,0 6,5 12,3 4,5 4,9 5,0 7,3

1991 15,0 28,4 7,0 19,5 9,6 14,0 7,7 13,2 6,3 4,2 5,1 8,3

1992 12,4 29,5 7,9 18,9 7,4 15,3 7,0 13,5 5,2 6,8 5,2 8,0

1993 14,5 30,8 8,6 22,4 8,4 14,6 8,2 14,7 5,3 3,5 6,2 7,0

1994 16,3 32,0 8,1 23,5 7,9 17,2 7,7 18,0 5,6 6,1 6,7 8,9

19956 15,8 34,5 9,1 22,0 10,1 22,8 8,7 17,2 5,6 11,1 5,4 8,3

19966 12,9 26,9 7,4 20,4 8,0 18,3 7,9 18,3 4,5 12,0 5,5 10,2

19957 17,1 45,0 8,8 26,4 9,4 36,6 7,9 23,2 6,1 24,7 6,1 16,2

19967 12,4 32,5 7,2 21,6 7,8 27,3 7,0 20,2 4,0 17,0 5,5 12,8

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf der modifizierten OECD-Skala.
3 Unter 50% des Median-Nettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
4 Deutscher Haushaltsvorstand.
5 Ausländischer Haushaltsvorstand.
6 Bezogen auf Westdeutschland ohne Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.
7 Bezogen auf Westdeutschland mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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7DEHOOH�����5HODWLRQ�GHV�$QWHLOV�YRQ�.LQGHUQ�XQG�(UZDFKVHQHQ��DE����-DKUHQ��LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�������������

BSHG1 OECD2 R-S3

West Ost Deutsche

(West)

Ausländer

(West)

West Ost Deutsche

(West)

Ausländer

(West)

West Ost Deutsche

(West)

Ausländer

(West)

1984
1,7 - 1,5 3,0 1,3 - 1,2 2,1 1,1 - 1,0 1,6

1985 1,7 - 1,6 2,8 1,3 - 1,3 1,8 1,1 - 1,1 1,1
1986 1,8 - 1,7 3,0 1,3 - 1,2 2,3 1,2 - 1,1 1,8
1987 1,9 - 1,6 3,5 1,5 - 1,3 2,8 1,3 - 1,3 1,2
1988 1,8 - 1,6 2,9 1,3 - 1,2 1,8 1,1 - 1,1 1,3
1989 1,8 - 1,7 3,0 1,4 - 1,3 1,9 1,2 - 1,2 1,2
1990 1,7 1,5 1,5 3,3 1,2 0,7 1,0 2,5 0,9 0,4 0,9 1,0
1991 1,7 1,4 1,6 3,0 1,2 0,9 1,1 1,6 1,1 1,1 1,2 0,8
1992 1,5 1,7 1,3 3,0 1,1 1,3 1,0 2,0 1,0 1,1 1,0 1,3
1993 1,5 1,8 1,3 2,8 1,1 1,5 1,0 1,7 0,8 1,3 0,9 0,6
1994 1,7 1,7 1,5 2,9 1,0 1,3 0,9 2,0 0,9 1,0 0,8 0,9
1995 1,6 1,8 1,3 2,9 1,2 1,4 1,0 2,3 1,1 1,1 1,0 1,9
1996 1,5 1,7 1,3 2,8 1,1 1,4 0,9 2,1 0,9 1,1 0,8 2,1

19954 1,7 - 1,3 3,5 1,3 - 0,9 3,6 1,2 - 0,8 3,4

19964 1,5 - 1,2 3,3 1,2 - 1,0 - 0,7 2,8

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen
der Sozialhilfe.

2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
3 Unter 50% des Median-Nettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
4 Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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Legt man die Rainwater-Smeeding-Berechnungsweise zugrunde, erhält man

auch für Kinder in Haushalten mit ausländischem Haushaltsvorstand ver-

gleichsweise niedrige Anteile in einkommensschwachen Haushalten. Auch bei

Nutzung dieser Äquivalenzgewichtung ist von 1984 bis 1990 ein Rückgang der

Quote von Kindern in einkommensschwachen ausländischen Haushalten von

8,6% auf 4,9% zu beobachten. Bis 1994 ist dann wieder ein moderater Anstieg

auf 6,1% zu erkennen. In den Jahren 1990 und 1994 sind die Differenzen zu

Kindern mit deutschem Haushaltsvorstand gering. Die Annahmen über die ver-

gleichsweise hohen Einsparungen bei zunehmender Haushaltsgröße und durch

den Bezug auf den Einkommensmedian führen für diese Jahre nur zu geringen

Unterschieden bei einer Disaggregation nach der Nationalität. Der starke An-

stieg der Quote im Jahr 1995 bei Kindern in ausländischen Haushalten und der

Einfluß der Migration wird allerdings bei dieser Berechnungsweise besonders

deutlich. Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe wird sogar bei dieser

Berechnungsweise für Kinder in ausländischen Haushalten eine Quote von

24,7% (ohne Zuwanderer: 11,1) erreicht. Unter Einschluß der Zuwanderer-

stichprobe ist 1996 bei Kindern in ausländischen Haushalten, auch bei Ver-

wendung der Rainwater-Smeeding-Skala, ein Absinken der Quote zu erkennen.

Dennoch bleibt das Niveau der Quote weit höher als vor 1995.

Insgesamt zeigt sich, daß die Annahmen über den zusätzlichen Einkommens-

bedarf in größeren Haushalten eine erhebliche Rolle für das errechnete Niveau

des Anteils von Kindern in einkommensschwachen Haushalten hat. Insbeson-

dere das geringe zusätzliche Personengewicht bei zunehmender Haushaltsgrö-

ße, das bei der Rainwater-Smeeding-Skala zugrunde gelegt wird, läßt die Diffe-

renzen zwischen Kindern in deutschen und ausländischen Haushalten bis 1994

gering erscheinen. Allerdings verändert sich das Bild ab 1995 auch bei dieser

Berechnungsvariante, insbesondere dann, wenn die Zuwanderung des letzten

Jahrzehntes aus dem Ausland nach Westdeutschland berücksichtigt wird.
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�������� 'HXWVFKVWlPPLJH�$XVVLHGOHU

Seit Mitte der 80er Jahre hat die Zuwanderung von deutschstämmigen Aus-

siedlern aus Osteuropa in die Bundesrepublik erheblich zugenommen. Diese

Personengruppe erhält in der Regel umgehend die deutsche Staatsbürgerschaft

und kann somit vielfach nicht mehr separat untersucht werden (z. B. Sozialhil-

festatistik). Mit Hilfe der Zuwandererstichprobe des Sozio-ökonomischen Pa-

nels kann nun auch diese Personengruppe gesondert untersucht werden. Im

Gegensatz zu Übersiedlern (bis 1990) aus der ehemaligen DDR erweist sich bei

Aussiedlern der Eingliederungsprozeß in den westdeutschen Arbeitsmarkt als

langwierig und häufig erfolglos (Weick 1996b), obwohl gerade bei Aussiedlern

traditionelle Kernfamilien mit Kindern vorherrschen.

7DEHOOH�����$QWHLO�YRQ�$XVVLHGOHUQ�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�����

1995
BSHG1 OECD2 R-S3

unter 40% unter 50% unter 60% unter 50% unter 50%
MW MW MD MW MW MD MD

unter 18 Jahre 25,4 43,8 29,3 68,4 24,4 12,3 7,4

über 18 Jahre 11,2 25,9 14,8 48,7 17,9 9,3 9,8

1 Unter 40, 50, 60% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens (MW) bzw.
des Mediannettoäquivalenzeinkommens (MD) pro Haushaltsmitglied; Personen-
gewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens (MW) bzw.
des Mediannettoäquivalenzeinkommens (MD) pro Haushaltsmitglied; Personen-
gewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.

3 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens (MD); Gewichte basieren
auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Bei Zugrundelegung der BSHG-Skala findet man bei der Teilpopulation von

Aussiedlern Anteile unterhalb der 50-%-Schwelle, die sowohl bei Kindern

(43,8%) als auch bei Erwachsenen (25,9%) etwa doppelt so hoch sind wie in

den entsprechenden Altersgruppen der westdeutschen Gesamtpopulation (vgl.

Tabelle 17). Auch wenn man die OECD-Skala zugrunde legt, erhält man Quo-

ten, die etwa doppelt so hoch sind wie bei der Gesamtpopulation, wenn auch

auf niedrigerem Niveau. Legt man die Abgrenzung von Rainwater und Smee-
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ding (Bezug auf Median; mit erheblich niedrigeren Personengewichten) zu-

grunde, zeigt sich allerdings ein anderes Bild: Die Quoten liegen vergleichs-

weise nahe bei denjenigen der Gesamtpopulation und bei den Kindern sogar

etwas niedriger. Diese strenge Abgrenzung einer 50-%-Schwelle, mit der An-

nahme von erheblichen Vorteilen bei zunehmender Haushaltsgröße, ergibt hier

insbesondere bei Kindern in Aussiedlerfamilien ein völlig anderes Bild als die

beiden anderen Berechnungsweisen. Bei dem insgesamt niedrigen Einkom-

mensniveau und der spezifischen Haushaltsstruktur von Aussiedlern, mit meh-

reren Kindern im Haushalt, wirken sich die verschiedenen Äquivalenzskalen,

mit unterschiedlichen Annahmen über Vorteile beim Wirtschaften bei zuneh-

mender Haushaltsgröße ("economy of scale"), besonders stark auf die berech-

neten Quoten aus. Weniger strenge Abgrenzungen (arithmetisches Mittel) der

50-%-Schwelle mit der Annahme von geringeren Vorteilen bei zunehmender

Haushaltsgröße (BSHG-Skala) führen bei Aussiedlern zu besonders hohen

Anteilen unterhalb der 50-%-Schwelle und dies vor allem bei Kindern.

������ 6FKZHOOHQZHUWEHUHFKQXQJ�I�U������DXI�GHU�%DVLV�GHU�(LQNRP�

PHQVYHUWHLOXQJHQ�YRQ������XQG�����

6lPWOLFKH� LQ� GHU� gNRQRPLH� YHUZHQGHWHQ� 0D�H� GHU� (LQNRPPHQVXQJOHLFKKHLW

VSUHFKHQ�QXU�DXI�GLH�9HUlQGHUXQJ�GHU�UHODWLYHQ�8QWHUVFKLHGH�DQ��'DV�IROJW�DXV

GHU� JHIRUGHUWHQ� (LJHQVFKDIW� ]XU� SURSRUWLRQDOHQ� 7UDQVIRUPDWLRQ (Diekmann

1995: 565). Durch Veränderungen in der Preisstruktur und im Konsumverhal-

ten ist es problematisch, aus den Veränderungen von relativen Maßen zur Ein-

kommensverteilung in verschiedenen Jahren direkt auf Unterschiede bei den

Konsummöglichkeiten zu folgern(vgl. Sen 1975: 77ff). Behält man den inflati-

onsbereinigten Schwellenwert eines bestimmten Jahres bei, handelt es sich eher

um einen absoluten Standard zur Abgrenzung einkommensschwacher Positio-

nen als um einen relativen (Atkinson 1998: 18ff). So zeigt sich für Großbritan-

nien von 1979 bis 1993 auf der Basis konstanter Kaufkraft eine nahezu kon-

stante Quote der Einkommensarmut, während im gleichen Zeitraum die Quote

relativer Einkommensarmut auf mehr als das Doppelte steigt.
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Im folgenden soll trotz dieser Problematik beispielhaft aufgezeigt werden, wel-

che Bevölkerungsanteile sich unterhalb einer 50-%-Einkommensschwelle be-

finden, die auf inflationsbereinigten Schwellenwerten vergangener Jahre beru-

hen (vgl. Tabelle 20). Hierzu wird in West- und Ostdeutschland jeweils der zur

Verfügung stehende Untersuchungszeitraum genutzt. Das Untersuchungsjahr

ist 1995. Um die zusätzlichen Probleme der Wechselkursumrechnungen zwi-

schen der DDR-Mark und der D-Mark zu vermeiden, wird für die neuen Bun-

desländer die 50-%-Schwelle für das jeweilige Berechnungsverfahren auf das

Basisjahr 1991 bezogen16. Ab diesem Jahr wurde das Einkommen in der Ost-

stichprobe des Sozio-ökonomischen Panels in D-Mark erhoben, und damit fällt

die zusätzliche Problematik einer Änderung der Währung weg. In den alten

Bundesländern wird das Jahr der ersten Welle des Sozio-ökonomischen Panels

1984 gewählt und somit ein Zeitraum von 11 Jahren überbrückt.

7DEHOOH�����$QWHLO�YRQ�3HUVRQHQ�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�DXI�GHU�%DVLV�GHU
6FKZHOOHQZHUWH��YRQ������XQG�����

1995
BSHG2 OECD3 R-S4

West5 Ost West Ost West Ost
Basisjahr

1984 1991 1984 1991 1984 1991

unter 18 Jahre 8,3 4,0 5,9 0,7 3,3 1,4
über 18 Jahre 4,8 2,0 4,7 1,1 3,4 2,2

1 Korrigiert um die Veränderung des Preisindexes für die Lebenshaltung.
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;

Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
3 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied;

Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
4 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquiva-

lenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
5 Ohne Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Anhand der Schwellenwerte von 1984, die um die Veränderung des Preisinde-

xes für die Lebenshaltung korrigiert sind, findet man 1995 in den alten Bun-

desländern auf der Basis aller drei verwendeten Berechnungsverfahren erheb-

lich niedrigere Anteile unterhalb der 50-%-Schwelle als 1984: Für die BSHG-
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Skalenvariante lag der Anteil bei den Kindern bei 8,3% und beträgt somit weit

weniger als die Hälfte der Quote von 1984. Auch auf Grundlage der OECD-

Skala und der Rainwater-Smeeding-Skala (Bezug: Medianeinkommen, Haus-

haltsebene) fallen die ermittelten Werte nur etwa halb so hoch aus wie auf der

Basis der Einkommensverteilung von 1984. Auf der Basis konstant gehaltener

Konsummöglichkeiten (korrigiert um die Veränderung des Preisindexes für die

Lebenshaltung) ist somit ein deutliches Absinken des Anteils unter dem

Schwellenwert zu verzeichnen.

In den neuen Bundesländern mit den vielfältigen wirtschaftlichen Veränderun-

gen und den hohen Veränderungen der Kaufkraft im Laufe des Transformati-

onsprozesses nach der Wiedervereinigung wirkt sich diese Berechnungsweise

bereits über den kurzen Zeitraum von vier Jahren besonders stark aus. Legt

man die Schwellenwerte der Einkommensverteilung von 1991 - korrigiert um

die Veränderung des Preisindexes für die Lebenshaltung - der Einkommens-

verteilung von 1995 zugrunde, so fallen die Anteile unterhalb der 50-%-

Einkommensschwelle vergleichsweise niedrig aus. Für Kinder in den neuen

Bundesländern beträgt der so errechnete Anteil nach der BSHG-Skala 4,0%

(OECD-Skala: 0,7%; Rainwater-Smeeding-Skala: 1,4%). Die verschiedenen

Äquivalenzeinkommen sind durchschnittlich jeweils stärker gestiegen als die

Lebenshaltungskosten. Da dieser Anstieg auch im unteren Einkommensbereich

zu beobachten ist, führt die Verwendung der Schwellenwerte von 1991 (Ost)

bzw. 1984 (West) zu gesunkenen Anteilen unterhalb dieser Abgrenzung im

Jahr 1995. Gerade für Ostdeutschland ist dennoch bei der Bewertung der Er-

gebnisse zu beachten, daß insbesondere Güter des Grundbedarfes und Mieten

besonders starke Veränderungen zu verzeichnen hatten (vgl. auch Hauser 1992:

62f.).
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������ %HUHFKQXQJHQ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHPHLQVDPHQ�(LQNRPPHQVYHU�

WHLOXQJ�YRQ�DOWHQ�XQG�QHXHQ�%XQGHVOlQGHUQ

Alle Berechnungen wurden bisher für die alten und neuen Bundesländer ge-

trennt vorgenommen, was hinsichtlich der unterschiedlichen Niveaus von Löh-

nen und Transferleistungen in West- und Ostdeutschland für die Fragen zur

Entwicklung der Einkommensungleichheit auch sinnvoll erscheint. Aufgrund

der vielfältigen methodischen Probleme beim Vergleich von Realeinkommen

(vgl. Müller u. a. 1995; Hauser 1992; Bedau u. a. 1992) wird hier die Verände-

rung der Verteilung der Haushaltsnettoeinkommen als Grundlage für die Ent-

wicklung der Einkommensungleichheit herangezogen.

Desweiteren liegen Studien vor, deren Berechnungen zur Entwicklung der Ein-

kommensungleichheit auf der Basis gesamtdeutscher Durchschnitte vorge-

nommen wurde (Hanesch u. a. 1994). Eine weitere Variante greift auf eine

Operationalisierung von Hanesch u. a. (1994) zurück, um Unterschiede in der

Kaufkraft zwischen Ost- und Westdeutschland zu berücksichtigen (vgl. Tabelle

21). Zu Vergleichszwecken werden hier auch Berechnungen auf der Basis ge-

samtdeutscher Einkommensverteilungen präsentiert (vgl. Tabelle 22).
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7DEHOOH�����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�������������%HUHFKQXQJ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHPHLQVDPHQ�(LQNRPPHQVYHUWHLOXQJ�I�U�:HVW��XQG
2VWGHXWVFKODQG�XQWHU�%HU�FNVLFKWLJXQJ�YRQ�.DXINUDIWSDULWlWHQ�

BSHG2 OECD3 R-S4

unter 18 Jahre über 18 Jahre unter 18 Jahre über 18 Jahre unter 18 Jahre über 18 Jahre
West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt

1991 12,6 23,2 15,2 6,1 14,4 7,8 7,7 14,1 9,2 5,7 14,8 7,6 4,8   9,9 6,0 4,9 12,0 6,3
1992 11,6 22,1 14,0 6,5 12,0 7,6 7,2 15,0 9,0 6,7 11,5 7,6 5,1 10,8 6,4 5,0   9,7 5,9
1993 13,8 20,7 15,3 8,0 11,2 8,8 8,3 14,1 9,3 7,8 10,2 8,2 5,0 10,7 6,3 5,9   8,7 6,4
1994 13,8 22,1 15,5 7,8 10,3 8,3 7,8 14,7 9,2 8,0   9,9 8,3 5,4   8,7 6,1 6,8   8,0 7,0
1995 17,7 28,1 20,0 9,5 13,8 10,4 9,5 19,2 11,6 8,2 12,2 9,1 8,5 14,2 9,7 7,3 11,1 8,1
1996 12,5 18,5 13,8 7,6 9,4 8,0 8,4 9,8 8,7 7,4 7,3 7,4 4,9 5,6 5,0 5,7 4,7 5,5

19955 20,6 27,1 21,9 10,1 13,2 10,7 11,7 18,7 13,1 8,8 11,7 9,4 10,3 13,7 11,0 7,9 10,7 8,5
19965 14,5 16,3 14,9 8,2 8,3 8,2 9,7 9,0 9,6 7,6 7,1 7,5 5,6 5,2 5,6 5,8 4,4 5,5
1 Kaufkraftparitäten entsprechend der Berechnungsweise von Hanesch u. a. (1994: 134).

7DEHOOH�����%HY|ONHUXQJVDQWHLO�LQ�HLQNRPPHQVVFKZDFKHQ�+DXVKDOWHQ�������������%HUHFKQXQJ�DXI�GHU�%DVLV�HLQHU�JHPHLQVDPHQ�(LQNRPPHQVYHUWHLOXQJ�I�U�:HVW��XQG
2VWGHXWVFKODQG

BSHG2 OECD3 R-S4

unter 18 Jahre über 18 Jahre unter 18 Jahre über 18 Jahre unter 18 Jahre über 18 Jahre
West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt West Ost Gesamt

1991 10,7 44,7 18,9 5,4 30,9 10,5 5,8 31,5 11,9 4,9 30,9 10,1 4,0 17,8 7,3 3,7 20,9 7,2
1992 10,9 34,0 16,2 5,9 19,9 8,7 6,4 23,6 10,3 5,4 18,6 8,0 4,2 15,8 6,8 4,3 14,3 6,3
1993 13,3 28,5 16,7 8,0 15,6 9,5 7,4 20,3 10,2 7,4 15,5 9,0 3,8 12,2 5,7 4,5 10,4 5,6
1994 13,5 26,3 16,1 7,4 13,0 8,5 6,6 19,0 9,2 7,2 12,3 8,2 4,0 9,9 5,2 6,1 9,0 6,6
1995 15,2 26,5 17,7 8,5 12,6 9,3 8,9 19,0 11,1 7,9 11,8 8,7 5,6 11,0 6,8 5,1 8,2 5,7
1996 12,2 22,3 14,4 7,3 11,5 8,2 7,9 15,1 9,5 6,9 9,9 7,5 4,6 6,8 5,1 5,3 6,6 5,5

19955 18,1 24,8 19,5 9,1 11,7 9,6 11,4 18,0 12,7 8,3 11,2 8,9 7,4 9,6 7,8 5,7 7,7 6,1
19965 13,9 21,2 15,3 7,8 10,9 8,4 9,3 13,9 10,2 7,3 9,5 7,7 5,6 6,5 5,8 5,6 6,5 5,7
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
3 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
4 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995), berechnet auf Personenebene.
5 Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel
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������ (QWZLFNOXQJ�GHU�(LQNRPPHQVGLVWDQ]�]XP�6FKZHOOHQZHUW

Die dargelegten Quoten von Bevölkerungsteilen in einkommensschwachen

Haushalten geben keinen Hinweis über die Intensität des Niedrigeinkommens,

d. h. ob die Haushaltseinkommen nahe oder in großer Distanz zum Schwellen-

wert liegen. Eine andere Meßziffer, das Armutslückenverhältnis, betont hinge-

gen die Distanz zum Schwellenwert. Sie mißt die durchschnittliche Differenz

der Einkommen von Armen zur Armutsschwelle. Der Indikator kann als das

prozentuale Zurückbleiben des Durchschnittseinkommens der Untersuchungs-

einheiten in einkommensschwachen Haushalten unter dem Schwellenwert in-

terpretiert werden (vgl. Faik 1995: 318). Empirische Untersuchungen zur Ein-

kommensarmut in der Bundesrepublik lassen diese Problematik meist unbe-

rücksichtigt. Daneben gibt es noch eine Reihe von Armutsmaßen, die Armuts-

quote und Armutslücke in einem Wert zusammenfassen. Diese aggregierten

Maße konnten sich bisher allerdings nicht durchsetzen, was auch mit der eher

schwierigen Interpretation zusammenhängt (Leu u.a. 1997: 23).

Zur internationalen Einordnung des Armutslückenverhältnisses ist auf Basis

der Luxemburg Income Study folgendes festzustellen (Förster 1994: 19): Bezo-

gen auf die 50-%-Schwelle bleiben Einkommensarme in den alten Bundeslän-

dern (1984/85) 21,5% zurück. Nur in Österreich und Luxemburg liegt der Wert

darunter. In anderen Ländern ist die Intensität von Einkommensarmut höher als

in Deutschland. So liegt das Armutslückenverhältnis in den USA bei 36,8%

und in Holland sogar bei 46,4%. Deutschland weist somit bei einer moderaten

Einkommensarmutsquote eine vergleichsweise geringe Intensität der Einkom-

mensarmut auf.

Auf Basis der Auswertungen mit dem Sozio-ökonomischen Panel (BSHG-

Skala) erhält man für 1984, trotz unterschiedlicher Äquivalenzskalen, nahezu

identische Werte wie bei den Berechnungen mit der Luxemburg Income Study.

In den alten Bundesländern fällt auf, daß über die Beobachtungsjahre hinweg
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das Lückenverhältnis zur 50-%-Schwelle für Kinder unter 18 Jahren bis 1994

etwas niedriger ist als bei Erwachsenen (vgl.Tabelle 22). Bei Kindern in den

alten Bundesländern ist ein Absinken der Werte zwischen 1984 und 1990 zu

erkennen. Ab 1995 ist dann ein Wiederanstieg festzustellen, der durch die Zu-

wanderung nach Westdeutschland noch verstärkt wird. Das Lückenverhältnis

für Kinder in Haushalten mit ausländischem Haushaltsvorstand differierte bis

1994 um maximal 2% zu allen Kindern. Ab 1995 beträgt die Differenz der

Kinder mit ausländischem Haushaltsvorstand zu allen Kindern bei Berücksich-

tigung der Zuwandererstichprobe sogar 8% (ohne Zuwandererstichprobe: 4%).

In den alten Bundesländern bleiben 1995 sowohl Kinder als auch Erwachsene

in einkommensschwachen Haushalten durchschnittlich um 22% unter dem

Schwellenwert (bei 50% des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens) zu-

rück, bei Einbeziehung der Zuwandererstichprobe. Ohne die Berücksichtigung

der Zuwandererstichprobe ist das Lückenverhältnis kleiner. 1996 sind bei Kin-

dern nur geringfügige Veränderungen zum Vorjahr zu erkennen. Das bedeutet,

daß ab 1995 insbesondere bei Kindern von ausländischen Migranten der letzten

zehn Jahre nicht nur ein erhöhter Anteil unterhalb der 50-%-

Einkommensschwelle zu finden ist, sondern daß bei ihnen die Einkommensdi-

stanz zum Schwellenwert besonders groß ist. Allerdings ist seit 1995 auch bei

den übrigen Kindern mit ausländischem Haushaltsvorstand (überwiegend aus

früheren Anwerbeländern für Gastarbeiter) ein zunehmender Einkommensab-

stand zur 50-%-Schwelle zu erkennen. Kinder deutschstämmiger Aussiedler

unterscheiden sich bezüglich des Lückenverhältnisses nur geringfügig (1995:

0,22) von der westdeutschen einkommensschwachen Bevölkerung.
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7DEHOOH�����/�FNHQYHUKlOWQLV�]XP�6FKZHOOHQZHUW��LQ�:HVWGHXWVFKODQG����������

Westdeutschland
gesamt unter

18 J.
über
18 J.

Deutsche Haushalte2 Ausländische Haushalte

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

gesamt unter
18 J.

über
18 J.

1984 0,22 0,21 0,22 0,22 0,21 0,22 0,22 0,21 0,23

1990 0,21 0,18 0,22 0,21 0,17 0,22 0,20 0,20 0,20

1994 0,21 0,18 0,23 0,21 0,18 0,23 0,20 0,19 0,20

1995 0,21 0,20 0,21 0,21 0,21 0,21 0,23 0,24 0,23

1996 0,21 0,20 0,22 0,21 0,20 0,22 0,22 0,24 0,21

19953 0,22 0,22 0,22 0,20 0,20 0,20 0,28 0,31 0,27

19963 0,22 0,23 0,22 0,22 0,21 0,22 0,26 0,30 0,23

1 Bezeichnet das prozentuale Zurückbleiben des Durchschnittseinkommens zu der festgelegten
50-%-Einkommensschwelle der Gesamtpersonen; Personengewichte nach den Regelsätzen
der Bundessozialhilfe.

2 Bezeichnet das prozentuale Zurückbleiben des Durchschnittseinkommens der deutschen/
ausländischen Haushalte zu der festgelegten 50-%-Einkommensschwelle der Gesamtpersonen;
Personengewichte nach den Regelsätzen der Bundessozialhilfe.

3 Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

In Ostdeutschland ist das Lückenverhältnis bei Kindern bis 1995, ähnlich wie

bei deutschen Kindern in der alten Bundesländern, geringer als bei Erwachse-

nen (vgl.Tabelle 23). Bei ostdeutschen Kindern ist im Untersuchungsverlauf

von 1990 bis 1994 ein deutlicher Anstieg der Werte von 0,14 auf 0,19 festzu-

stellen. Anders als in den alten Bundesländern sank der Indikatorwert 1995

wieder auf 0,15 ab. Damit lag 1995 in Ostdeutschland die Intensität des Niedri-

geinkommens bei Kindern deutlich unter dem westdeutschen Niveau (getrennte

Berechnungen). 1996 ist eine andere Entwicklung zu erkennen: Zwar ist ein

deutliches Absinken des Anteils von Kindern unter der 50-%-Schwelle festzu-

stellen, aber gleichzeitig hat sich das Lückenverhältnis bei ostdeutschen Kin-

dern auf 0,20 erhöht, was nahezu dem Niveau bei deutschen Kindern in den

alten Bundesländern entspricht. Der jüngste Rückgang der Quote (vgl.Kapitel

3.2.4) geht also mit einer vergrößerten Einkommensdistanz der Kinder in ein-

kommensschwachen Haushalten zu der 50-%-Schwelle einher.
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7DEHOOH�����/�FNHQYHUKlOWQLV�]XP�6FKZHOOHQZHUW��LQ�2VWGHXWVFKODQG

Ostdeutschland
Gesamt unter 18

Jahre
über 18
Jahre

1990 0.14 0.13 0.15

1994 0.21 0.19 0.23

1995 0.16 0.15 0.16

1996 0.20 0.20 0.20

1 Bezeichnet das prozentuale Zurückbleiben des
Durchschnittseinkommens zu der festgelegten
50-%-Einkommensschwelle der Gesamtpersonen;
Personengewichte nach den Regelsätzen der
Bundessozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ =XVDPPHQIDVVHQGH�'DUVWHOOXQJ�GHU�DNWXHOOHQ�(QWZLFNOXQJ�GHU

(LQNRPPHQVXQJOHLFKKHLW

Die Abnahme des Anteils von Kindern in einkommensschwachen Haushalten

gegenüber dem Vorjahr von 1996 wird im folgenden im Zusammenhang mit

weiteren Veränderungen im Einkommensgefüge betrachtet. Das jüngste Absin-

ken der Quote geht einher mit einer geringen Zunahme der Durchschnittsein-

kommen im Vergleich zum Vorjahr (z. B. BSHG-Äquivalenzeinkommen

West: 1,6%; Ost: 4,6%; vgl. auch Tabelle 9) und einer Abnahme der Variation

der Haushaltseinkommen insgesamt. Die wesentlichen Veränderungen in der

Verteilung von Kindern auf Einkommensvielfache zwischen 1995 und 1996

sind neben einer Abnahme im untersten Einkommensbereich, in einer Zunahme

in mittleren Einkommensbereichen zu sehen (75%-100% bzw. 100%-125%;

vgl. Kapitel 3.2.3). Nur bei Berechnungen auf Basis der BSHG-Skala ist die

stärkste Zunahme im Bereich direkt oberhalb der 50-%-Schwelle (50%-75%

des Durchschnittseinkommens) festzustellen. Auffallend ist, daß vor allem in

Ostdeutschland mit der Abnahme des Anteils unter der 50-%-Schwelle eine

Zunahme der Einkommensdistanz zum Schwellenwert zu beobachten ist

(BSHG-Skala). Das weist auch darauf hin, daß bei dieser Skalenvariante, vor
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allem bei Kindern in einkommensschwachen Haushalten mit geringer Distanz

zum Schwellenwert, ein sinkender Anteil zu verzeichnen ist.

Auch zusammenfassende Ungleichheitsmaße zeigen eine Verringerung der

Einkommensdispersion über alle Altersgruppen in Ost- und Westdeutschland

an. In den alten Bundesländern sinkt der Gini-Index (vgl. Kapitel 3.2.2) bereits

1995 bei den verwendeten Äquivalenzeinkommen jeweils um 0,01 gegenüber

1994 ab (vgl. Tabelle 24). Auch 1996 sinkt der Gini-Index nochmals um 0,01

gegenüber dem Vorjahr ab. Es ist also 1995 und 1996 auf Basis des Gini-Index

eine sinkende Einkommenskonzentration in den alten Bundesländern zu erken-

nen. In den neuen Bundesländern ist 1995 nur auf Basis der BSHG-Skala eine

Zunahme des Gini-Indexes gegenüber dem Vorjahr auf 0,22 zu erkennen. 1996

ist bei allen drei Äquivalenzeinkommen ein Rückgang um 0,01 festzustellen.

Der Variationskoeffizient basiert auf der Standardabweichung und reagiert als

Ungleichheitsmaß besonders sensitiv auf Veränderungen im oberen Einkom-

mensbereich. Während die Variationskoeffizienten in den alten Bundesländern

im Jahr 1995 für die drei verwendeten Äquivalenzeinkommen vergleichsweise

hohe Werte erreichten und gegenüber 1994 anstiegen, ist 1996 in den alten

Bundesländern jeweils eine deutliche Abnahme der Koeffizienten zu erkennen.

Diese Veränderung ist auf Basis der BSHG-Skala besonders ausgeprägt: Hier

sank der Variationskoeffizient 1996 gegenüber dem Vorjahr von 0,70 auf 0,53.

Auch in den neuen Bundesländern ist 1996 erstmals seit 1990 ein Absinken des

Variationskoeffizienten zu erkennen. Hier sank der Koeffizient für das BSHG-

Äquivalenzeinkommen von 0,42 auf 0,40. Da der Variationskoeffizient beson-

ders sensitiv im oberen Einkommensbereich reagiert, ist die Annahme begrün-

det, daß besonders hohe Einkommen 1996 weniger vom Durchschnitt abwi-

chen (niedriger waren) als noch im Jahr davor. Die hohe Variation der Haus-

haltseinkommen 1995 bietet, neben der Berücksichtigung der Zuwanderer-

stichprobe in den alten Bundesländern, eine Erklärung für den besonders star-

ken Anstieg der Quoten auf Basis der BSHG-Skala und der OECD-Skala, die

auf Distanzen zum arithmetischen Mittel beruhen. Mit einer sinkenden Variati-
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on der Haushaltseinkommen 1996 ist auch ein Absinken des Anteils von Kin-

dern in einkommensschwachen Haushalten verbunden.

7DEHOOH�����.RQ]HQWUDWLRQ�XQG�9DULDWLRQ�YRQ�UHODWLYHQ�(LQNRPPHQVSRVLWLRQHQ�EHL�9HU�
ZHQGXQJ�YHUVFKLHGHQHU�bTXLYDOHQ]JHZLFKWH

Westdeutschland Ostdeutschland
1995 1996 1995 1996

Gini-Index

R-S1 0,24 0,23 0,20 0,19

OECD2 0,25 0,24 0,20 0,19

BSHG3 0,27 0,26 0,22 0,21

Variations-
koeffizient

R-S 0,58 0,51 0,40 0,36

OECD 0,63 0,58 0,42 0,40

BSHG 0,70 0,53 0,40 0,37

1 Unter 50% des Mediannettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquiva-
lenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Perso-
nengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.

3 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Perso-
nengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

���� 'DXHU�HLQNRPPHQVVFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ

Analysen zur Stabilität von Haushaltseinkommen über mehrere Jahre zeigen,

daß bedarfsgewichtete Haushaltseinkommen zwar nicht unerheblichen kurzfri-

stigen Schwankungen unterworfen sind, daß aber diese Schwankungen um eine

langfristig stabile Einkommensposition stattfinden (Weick 1998a). In den neu-

en Bundesländern sind die Abweichungen vom langfristigen Niveau etwas

stärker, dennoch ist auch dort – sogar über den Wechsel der Währung hinweg –

diese Tendenz zu einem stabilen Einkommensniveau über mehrere Jahre anzu-

treffen. Das bedeutet aber gleichzeitig, daß die Einkommensränder überwie-

gend von kurzfristigen Schwankungen bestimmt sind. Dies ist auch vereinbar

mit den Ergebnissen, daß Einkommensarmut in der deutschen Bevölkerung

eher kurzfristig auftritt (Habich, Heady und Krause 1991). Im folgenden wird
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nun untersucht, ob sich der Verlauf von einkommensschwachen Positionen von

Kindern und von Erwachsenen unterscheidet. Dies wird ergänzt durch Untersu-

chungen zum Einkommensniveau in diesem Verlauf.

������ +lXILJNHLW�HLQNRPPHQVVFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ�LP�/lQJVVFKQLWW

Die jährliche Wiederbefragung der Untersuchungspersonen im Sozio-

ökonomischen Panel erlaubt es, individuelle Längsschnittdaten von Kindern

und Erwachsenen in verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu vergleichen. Ver-

folgt werden individuelle Veränderungen für den Zeitraum von 1991 bis 1995.

Verglichen werden dabei Kinder, die während des gesamten Untersuchungs-

zeitraumes unter 18 Jahren alt waren mit Befragten, die im ersten Untersu-

chungsjahr mindestens 18 Jahre alt waren. Anhand der Längsschnittstichprobe

wird untersucht, ob und wie häufig Untersuchungspersonen im Verlauf der fünf

Befragungswellen mit weniger als 50% des durchschnittlichen bedarfsgewich-

teten Haushaltseinkommens (BSHG) auskommen mußten.

Die zeitraumbezogene Auswertung über fünf Befragungsjahre bringt folgende

Ergebnisse: Mehr als zwei Drittel (68%) aller Kinder in den alten Bundeslän-

dern und drei Viertel (75%) der Kinder in den neuen Bundesländern haben in

diesem Zeitraum die 50-%-Schwelle nicht unterschritten (Volljährige: 81%

West; 86% Ost). Damit ist die Betroffenheit von einkommensschwachen Posi-

tionen über mehrere Untersuchungsjahre bei Kindern höher als bei Erwachse-

nen. Die höhere Einkommensmobilität in den neuen Bundesländern trug dazu

bei, daß in den neuen Bundesländern die Betroffenheit von einkommensschwa-

chen Positionen auch im Längsschnitt geringer ist als in den alten Bundeslän-

dern (vgl. Müller u.a. 1995; Weick 1995, Krause 1997). Erwachsene fallen im

Vergleich zu Kindern häufiger nur einmal unter die 50-%-Schwelle. Kinder

sind dagegen stärker bei mehrmaligem Absinken unter die Armutsschwelle,

d.h. bei längerandauerndem Absinken unter die 50-%-Schwelle, vertreten: In

den alten Bundesländern unterschreiten 20-% der Kinder (mit mindestens ein-

maligem Absinken in den einkommensschwachen Bereich) die 50-%-Schwelle

zu allen fünf Beobachtungsjahren, während dies nur für 11 % der Erwachsenen

zutrifft (vgl.Tabelle 26). In Ostdeutschland liegt der Anteil von Kindern mit



99

viermaligem Absinken unter die 50-%-Schwelle (14%) über demjenigen der

Volljährigen (8%). Somit sind einkommensschwache Positionen bei Kindern

länger anhaltend als bei Erwachsenen.

7DEHOOH�����$QWHLO�GHU�3HUVRQHQ��GLH�YRQ�����������Q�PDO��EHU�ZHQLJHU�DOV�����GHV
GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�EHGDUIVJHZLFKWHWHQ�+DXVKDOWVHLQNRPPHQV��YHUI�JWHQ��LQ�:HVW��XQG
2VWGHXWVFKODQG

n-mal unter dem Schwellenwert
Schwellenwert 0 1 2 3 4 5

50-%-Schwelle Ost
Gesamt 53,9 23,1 13,0 10,0
unter 18 J. 46,6 24,2 14,8 14,4
über 18 J. 57,3 22,6 12,2 7,9

West
Gesamt 39,5 23,1 15,7 8,4 13,3
unter 18 J. 31,9 23,1 14,3 11,1 19,6
über 18 J. 42,1 23,1 16,2 7,5 11,1

50-%-Schwelle Ost
Gesamt 84,1 8,6 3,7 2,1 1,6
unter 18 J. 75,4 11,5 5,9 3,6 3,5
über 18 J. 86,4 7,8 3,1 1,7 1,1

West
Gesamt 78,9 8,3 4,9 3,3 1,8 2,8
unter 18 J. 68,4 10,1 7,3 4,5 3,5 6,2
über 18 J. 81,0 8,0 4,4 3,1 1,4 2,1

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
* Fallzahl < 30.

Eine Einordnung der Verläufe in eine Typologie in Anlehnung an Ashword u.a.

(1994: 666ff) zeigt ebenfalls, daß Kinder stärker von persistenter und in den

alten Bundesländern auch von permanenter Einkommensarmut betroffen sind

als Erwachsene (vgl. Tabelle 26). Einschränkend ist anzumerken, daß hier nur

ein Ausschnitt von fünf Jahren zu verschiedenen Altersjahren beobachtet wur-

de, während diese Typologie für einen gesamten Kindheitsverlauf gebildet

wurde. Die Auftrittsmuster können deshalb auch nur weniger variieren und

auch diskriminieren. So wurden auch die Typen anhaltende und chronische

Armutsverläufe zusammengefaßt. Deutlich wird dennoch, daß auch bei Kin-

dern die Verlaufstypen „einmalig“ und „gelegentlich“ vorherrschen. Es tritt

also nicht selten wiederholte, kurzfristige Armut auf, was die Ergebnisse zur

aggregierten Aufzählung der Armutszeiten ergänzt.
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7DEHOOH�����(LQNRPPHQVDUPXWVYHUOlXIH��YRQ����������

Einkommensarmutsverläufe
Schwellenwert einmalig gelegentlich chronisch persistent permanent

50-%-Schwelle Ost
Gesamt 53,9 23,1 9,7 13,2
unter 18 J. 46,6 24,2 11,2 18,0
über 18 J. 57,3 22,6 9,1 11,0

West
Gesamt 39,5 23,1 7,9 16,2 13,3
unter 18 J. 31,9 23,1 4,8 20,6 19,6
über 18 J. 42,1 23,1 9,0 14,7 11,1

1 Die Verläufe wurden in Anlehnung an eine Typologie von Walker (1994) geordnet: gelegent-
lich mehrmals einmalig; chronisch > 2x + weitere; persistent: 3x hintereinander (evtl + weitere)
permanent: durchgehend – unter der 50-%-Schwelle.
Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel, Längsschnittdatensatz 1991-1995.

������ 1DWLRQDOLWlW�XQG�+lXILJNHLW�HLQNRPPHQVVFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ�LP

/lQJVVFKQLWW

Die Längsschnittperspektive verdeutlicht auch die besondere Problematik der

Minderjährigen in Migrantenfamilien. Die Mehrheit der Kinder in ausländi-

schen Haushalten (60%; tabellarisch nicht ausgewiesen) hat mindestens kurz-

fristig in einkommensschwachen Positionen gelebt. Bei ihnen sind die Ar-

mutslagen von der Tendenz auch persistenter (vgl. Tabelle 27). Zwar unter-

scheiden sich die Häufigkeiten des Absinkens zwischen deutschen und auslän-

dischen Kindern nicht grundlegend, dennoch ist bei Kindern von Migranten

seltener kurzfristiges Absinken (1 + 2 mal) unter die 50-%-Schwelle zu erken-

nen. Die Längsschnittbetrachtung bei Kindern auf Basis der Haushaltseinkom-

men liefert somit hinsichtlich der Nationalität und Zuwanderung andere Ergeb-

nisse als die Bremer Sozialhilfestatistik, die insbesondere bei deutschen Kin-

dern (ohne Aus- und Übersiedler) fast doppelt so lange Bezugszeiten wie bei

ausländischen Kindern identifizieren konnte (Buhr 1998: 79).
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7DEHOOH� ���� $QWHLO� GHU� 3HUVRQHQ�� GLH� YRQ� ���������� Q�PDO� �EHU� ZHQLJHU� DOV� ���� GHV
GXUFKVFKQLWWOLFKHQ� EHGDUIVJHZLFKWHWHQ� +DXVKDOWVHLQNRPPHQV�� YHUI�JHQ�� LQ� :HVW�
GHXWVFKODQG�QDFK�1DWLRQDOLWlW

n-mal unter dem Schwellenwert

1 2 3 4 5

Deutsche

Gesamt 43,1 22,2 14,7 9,3 10,7

unter 18 J. 34,0 24,1 13,0 10,9 17,9

über 18 J. 46,0 21,6 15,2 8,8 8,4

Ausländer

Gesamt 30,2 24,3 16,2 12,4 16,8

unter 18 J. 26,7 18,8 20,6 16,9 17,0

über 18 J. 31,6 26,4 14,5 10,7 16,7

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
Nur Personen, die mindestens einmal unter der 50-%-Schwelle lagen.
Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel, Längsschnittdatensatz 1991-1995.

Bei Kindern in deutschen Haushalten findet man folgendes Bild vor: Ein Drit-

tel aller westdeutschen und ein Viertel der ostdeutschen Kinder befanden sich

innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren, zumindest kurzfristig, in einkom-

mensschwachen Positionen. Bei deutschen Personen ab 18 Jahren ist vor allem

die Wahrscheinlichkeit, längerfristig in niedrigen Einkommenspositionen zu

sein, deutlich geringer als bei Kindern. Ausländische Kinder haben ein beson-

ders hohes Risiko, im Zeitverlauf in einkommensschwache Positionen abzusin-

ken.

������ +DXVKDOWVHLQNRPPHQ�XQG�+lXILJNHLW�HLQNRPPHQVVFKZDFKHU�3RVL�

WLRQHQ�LP�/lQJVVFKQLWW

Im folgenden wird der Verlauf der durchschnittlichen Haushaltseinkommen im

Zeitraum von 1991 bis 1995 untersucht. Dabei kann den Fragen nachgegangen

werden, wie stark die Einkommenseinbußen in Zeiten unterhalb der 50-%-

Schwelle sind und welche Unterschiede zwischen längerfristigem und kurzfri-

stigem Absinken unter den Schwellenwert zu erkennen sind (vgl. Habich, Hea-

dy und Krause 1991). In diese Analysen die Längsschnittstichprobe ohne Al-

tersdifferenzierung einbezogen.
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Die Einkommen wurden entsprechend des durchschnittlichen Anstiegs der

Haushaltsnettoeinkommen für die Jahre von 1992 bis 1995 zum Basisjahr 1991

gewichtet. Unterschieden wird bei den Analysen nach Zeiten unterhalb und

oberhalb der 50-%-Einkommensschwelle. Durch diese Betrachtungsweise wird

die Möglichkeit geschaffen, die Einkommenssituation bei kurzfristigem und

längerfristigem Absinken unter die 50-%-Schwelle zu vergleichen. Die Ab-

grenzung der Personen in einkommensschwachen Haushalten wurde auf Basis

der BSHG-Skala vorgenommen. Neben dem bedarfsgewichteten Haushalts-

nettoeinkommen (BSHG) wird auch das ungewichtetete Haushaltsnettoein-

kommen ausgewiesen. Das erlaubt es einerseits die Einkommenssituation im

Haushalt und deren Veränderung (in DM) ohne Berücksichtigung des ange-

nommen Bedarfs durch das Äquivalenzgewicht zu betrachten (vgl. Tabelle 29).

Andererseits kann auch die Einkommenssituation und deren Veränderung auf

Basis der (bedarfsgewichteten) Äquivalenzeinkommen und deren Veränderung

beurteilt werden.

Bereits die durchschnittlichen Haushaltseinkommen ohne Berücksichtigung der

Haushaltszusammensetzung (ohne Äquivalenzgewichtung) zeigen sowohl in

West- als auch in Ostdeutschland den deutlichen Unterschied der Einkom-

menssituation von Personen in Haushalten, die zu keinem der fünf Befragungs-

zeitpunkte unter die 50-%-Schwelle abgesunken waren, zu denjenigen, die

einmal oder häufiger unter dem Schwellenwert lagen. Daß die Haushaltsnetto-

einkommen in Jahren unterhalb der 50-%-Schwelle bei zunehmender Häufig-

keit von Niedrigeinkommensjahren zunehmen, ist ein Hinweis darauf, daß grö-

ßere Haushalte eher von längerfristigem Niedrigeinkommen betroffen sind.

Dies wird besonders bei Ausländern deutlich. Personen in ausländischen Haus-

halten steht in Zeiten unter der 50-%-Schwelle nominal ein höherer Betrag zur

Verfügung als Personen in deutschen Haushalten unter dem Schwellenwert.
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7DEHOOH�����'XUFKVFKQLWWOLFKHV�+DXVKDOWVQHWWRHLQNRPPHQ��XQG�+lXILJNHLW�HLQNRPPHQV�
VFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ�LP�/lQJVVFKQLWW�LQ�:HVWGHXWVFKODQG

Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen
Anzahl der Jahre
unter 50-%-Schwelle2

1991-95 Jahre unter
50-%-Schwelle

Jahren über
50-%-Schwelle

in DM

0 Ost 1805 1805
West 3964 3964

Deutsche 3969 3968
Ausländer 3841 3841

1 Ost 1408 778 1576
West 2919 1761 3234

Deutsche 2879 1705 3200
Ausländer 3296 2282 3560

2 Ost 1297 826 1630
West 2563 1868 3055

Deutsche 2523 1824 3019
Ausländer 2777 2118 3232

≥ 3 Ost 1041 848 1567
West 2142 1945 2966

Deutsche 2087 1884 2909
Ausländer 2419 2256 3250

1 Haushaltsnettoeinkommen ohne Äquivalenzgewichtung (Standardisiert auf 1991).
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens

(Äquivalenz-einkommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel, Längsschnittdatensatz 1991-1995.

Ein anderes Bild zeigt sich aber bei den Äquivalenzeinkommen (vgl. Tabelle

30). Durch die größeren Haushalte in der ausländischen Bevölkerung und ei-

nem entsprechend höher ausfallenden Bedarf bei der Äquivalenzgewichtung,

werden die Haushaltseinkommen stärker nach unten gewichtet als bei der deut-

schen Bevölkerung. Die entsprechenden Differenzen bei der Höhe der Äquiva-

lenzeinkommen zwischen Deutschen und Ausländern (unter der 50-%-

Schwelle) fallen damit auch bei einer zeitraumbezogenen Betrachtung eher

gering aus.
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7DEHOOH�����'XUFKVFKQLWWOLFKHV�EHGDUIVJHZLFKWHWHV�+DXVKDOWVQHWWRHLQ�
NRPPHQ��%6+*���XQG�+lXILJNHLW�HLQNRPPHQVVFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ�LP
/lQJVVFKQLWW�LQ�:HVW��XQG�2VWGHXWVFKODQG

Durchschnittliches Äquivalenzeinkommen
Anzahl der Jahre
unter 50-%-Schwelle2

1991-95 Jahre unter
50-%-Schwelle

Jahre über
50-%-Schwelle

in DM

0 Ost 766 766
West 1802 1802

Deutsche 1818 1818
Ausländer 1474 1474

1 Ost 554 294 623
West 1189 664 1333

Deutsche 1204 661 1353
Ausländer 1048 694 1140

2 Ost 453 272 580
West 940 663 1136

Deutsche 942 658 1144
Ausländer 926 694 1085

≥ 3 Ost 343 276 511
West 709 633 1027

Deutsche 714 634 1036
Ausländer 687 628 985

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe

(Einkommen standardisiert auf 1991)

Eine etwas anschaulichere Möglichkeit die Einkommensniveaus im Längs-

schnitt zu vergleichen, besteht darin, relative Einkommenspositionen über die

fünf Untersuchungsjahre zu kumulieren (vgl. Krause 1997). Hier wird auch

nach Altersgruppen unterschieden. Wegen der geringen Unterschiede der je-

weiligen Äquivalenzeinkommen wird auf eine Differenzierung zwischen Deut-

schen und Ausländern verzichtet.



105

7DEHOOH�����:RKOVWDQGVVSDQQHQ�XQG�$UPXWVO�FNHQ��XQG�+lXILJNHLW�HLQ�
NRPPHQVVFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ�LP�/lQJVVFKQLWW�LQ�:HVW��XQG�2VW�
GHXWVFKODQG

Anzahl der Jahre
unter
50-%-Schwelle1

Wohlstandsspanne/
Armutslücke

über alle Jahre

Armutslücke
Jahre unter der
50-%-Schwelle

Wohlstands-
spanne

Jahre über der
50-%-Schwelle

0 West
Gesamt 1,24 1,24
unter 18 J. 0,80 0,80
über 18 J. 1,32 1,32

Ost
Gesamt 1,14 1,14
unter 18 J. 0,94 0,94
über 18 J. 1,18 1,18

1 West
Gesamt 0,44 -0,14 0,58
unter 18 J. 0,28 -0,14 0,38
über 18 J. 0,48 -0,16 0,62

Ost
Gesamt 0,44 -0,18 0,60
unter 18 J. 0,34 -0,18 0,46
über 18 J. 0,50 -0,18 0,66

2 West
Gesamt 0,18 -0,18 0,42
unter 18 J. 0,14 -0,12 0,32
über 18 J. 0,20 -0,18 0,46

Ost
Gesamt 0,18 -0,18 0,44
unter 18 J. 0,14 -0,18 0,36
über 18 J. 0,22 -0,18 0,48

≥ 3 West
Gesamt -0,12 -0,22 0,26
unter 18 J. -0,14 -0,20 0,20
über 18 J. -0,10 -0,22 0,30

Ost
Gesamt -0,04 -0,22 0,38
unter 18 J. -0,04 -0,22 0,38
über 18 J. -0,04 -0,24 0,38

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens: Distanz relativ
zur 50-%-Schwelle.

(Äquivalenzeinkommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel, Längsschnittdatensatz 1991-1995.

Betrachtet wird die Einkommenshöhe relativ zur Armutsschwelle, hier als

Mittelwert über mehrere Beobachtungsjahre hinweg. Werte unterhalb der 50-

%-Schwelle werden als Armutslücke (mit negativem Vorzeichen) bezeichnet

und Werte oberhalb der 50-%-Schwelle als Wohlstandsspanne. Die beiden

Maßzahlen können, multipliziert mit 100, auch als prozentuale Abweichung
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vom Schwellenwert interpretiert werden (vgl. Tabelle 31). In der ersten Spalte

wird der Durchschnitt über die fünf Befragungszeitpunkte ausgewiesen, in den

beiden weiteren Spalten wird zwischen Jahren oberhalb und unterhalb der 50-

%-Schwelle unterschieden. Eine Wohlstandsspanne von eins (= Schwellenwert

+ 100%) entspricht dem durchschnittlichen Einkommen der Längsschnittstich-

probe über alle fünf Beobachtungsjahre.

Mit zunehmender Armutshäufigkeit verschlechtert sich erwartungsgemäß die

relative Einkommensposition über alle fünf Beobachtungszeitpunkte (Spalte 1).

Bei Kindern und Volljährigen findet man in Zeiten unter der 50-%-Schwelle

Einkommenslücken (Spalte 2), die zwischen 12% und 24% unter dem Schwel-

lenwert liegen. Bei langfristigem Absinken unter die 50-%-Schwelle (3 +) sind

auch die Einkommensabstände zur Armutsschwelle am höchsten. Bei Kindern

betragen in dieser Gruppe die Armutslücken in Zeiten der Armut 20% in den

alten und 22% in den neuen Bundesländern. In Westdeutschland findet man bei

Erwachsenen durchgängig größere Armutslücken als bei Kindern mit Differen-

zen zwischen 6% und 2%.

Ein Absinken unter die 50-%-Schwelle geht mit erheblichen Verlusten beim

Haushaltseinkommen einher. Dies zeigt der Vergleich der Einkommenspositio-

nen von Armutszeiten mit Nichtarmutszeiten (Spalten 2 + 3). In den Zeiten

über der 50-%-Schwelle zeigt sich folgendes: Die Wohlstandspannen von Kin-

dern mit Armutsepisoden liegen zwischen 20% und 38% über der Armuts-

schwelle in den alten Bundesländern sowie zwischen 36% und 46% in den

neuen Bundesländern. In ”Nichtarmutszeiten” liegen somit die Einkommen

auch bei Kindern mit ”Armutserfahrung” in deutlichem Abstand zur Armuts-

schwelle.

Kinder, die im Untersuchungszeitraum ”nie” unter der 50-%-Schwelle lagen,

weisen mit 80% in den alten Bundesländern und 94% in den neuen Bundeslän-

dern eine deutlich höhere Wohlstandsspanne auf als Kinder mit Armutsepiso-

den. Das bedeutet auch, daß Kinder mit Armutserfahrung in Nichtarmutszeiten
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zwar deutlich über der Armutsschwelle liegen, daß aber ein erheblicher Ein-

kommensabstand zu Kindern ohne Armutserfahrung besteht.

Während die Unterschiede in den Einkommenspositionen zwischen Kindern

und Erwachsenen in Armutszeiten meist weniger stark variieren, sind in Nicht-

armutszeiten die Differenzen größer. Volljährige liegen in Nichtarmutszeiten in

den jeweiligen Gruppen höher über der Armutsschwelle als Minderjährige.

Eine Ausnahme bildet hier ein persistentes Absinken (3 mal und mehr) in den

neuen Bundesländern mit einer Wohlstandsspanne von nahezu 40% für Kinder

und Erwachsene. Somit erzielen ostdeutsche Haushalte mit Kindern auch bei

persistenten Armutsverläufen in Nichtarmutszeiten höhere Einkommensposi-

tionen als in Westdeutschland. Auffallend ist die große Wohlstandsspanne von

Erwachsenen ohne Armutserfahrung.
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���� 2EMHNWLYH�/HEHQVEHGLQJXQJHQ�YRQ�.LQGHUQ�LQ�XQWHUVFKLHGOLFKHQ
(LQNRPPHQVSRVLWLRQHQ

In diesem Kapitel werden die objektiven Lebensbedingungen von Kindern un-

ter 18 Jahren auf der Basis der Daten des Sozio-ökonomischen Panels unter-

sucht. Hierzu werden Strukturdaten zu den Bereichen Haushalt und Familie,

Wohnen, Transferleistungen, Erwerbstätigkeit und Bildung präsentiert. Um die

Entwicklung im Trendverlauf aufzuzeigen, werden Querschnittsauswertungen

für mehrere Untersuchungszeitpunkte dargestellt. Ergänzend hierzu werden zu

ausgewählten Problembereichen auch individuelle Längsschnittanalysen be-

trachtet. Es wird dann die Fragestellung untersucht, ob ein Merkmal verstärkt

bei langandauerndem Niedrigeinkommen auftritt, aber auch wie sich Zeiten

über und unter der 50-%-Schwelle unterscheiden. Die Abgrenzung der ein-

kommensschwachen Haushalte wird in diesem und dem folgenden Kapitel auf

der Basis der BSHG-Skala vorgenommen.17 Dadurch wird eine bessere Ver-

gleichbarkeit der Ergebnisse mit den größeren Armutsuntersuchungen (Hauser

und Hübinger 1993a, Hanesch u.a. 1994) ermöglicht. Während diese Armuts-

studien für die einzelnen Lebenslagen Unterversorgungsschwellen festlegen

(vgl. auch Zimmermann 1998b: 67), die auch umstritten sind, wird in dieser

Arbeit bei Versorgungsmerkmalen das Niveau der Versorgung von Kindern in

Abhängigkeit von der Einkommensposition untersucht. So wird bei der

Wohraumversorgung z.B. die durchschnittliche Zahl der Wohnräume pro Per-

son ausgewiesen und nicht der Anteil unter einem Schwellenwert. An der Be-

richterstattung zur Lebenslage wird auch kritisiert, daß eigene Einschätzungen

von Befragten nur unzureichend berücksichtigt werden, obwohl sich hieraus

wichtige Rückschlüsse ziehen lassen, wie ein bestimmtes Versorgungsniveau

von den Betroffenen bewertet wird (Eggen 1998). Soweit entsprechende Fragen

im Sozio-ökonomischen Panel zur Verfügung stehen, werden in dieser Arbeit

auch subjektive Bewertungen (der Mütter) in die Betrachtung mit einbezogen.

So wird z.B. auch die Beurteilung der Miete, der Wohnfläche oder wahrge-

nommene Beeinträchtigungen zur Bewertung spezifischer Aspekte des Woh-

nens ausgewiesen. Als eine eher summarische kognitive Bewertung dient wei-

terhin die Wohnungszufriedenheit (vgl. Noll 1989).
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Trotz vielfältiger Veränderungen im Bereich der Familie in den alten und neu-

en Bundesländern, verbunden mit einer Abnahme der Eheneigung und der Ehe-

stabilität, lebt etwa ein Drittel der erwachsenen Bevölkerung mit einem Ehe-

partner und einem oder mehreren Kindern zusammen (Weick 1997a; Diek-

mann und Weick 1993). In Tabelle 32 ist die Verteilung von Kindern über und

unter der 50-%-Schwelle auf verschiedene Haushaltstypen ausgewiesen. Zu

allen drei Beobachtungszeitpunkten befinden sich sowohl unter als auch über

der 50-%-Schwelle die meisten Kinder in Paarhaushalten. Dennoch sind deutli-

che Unterschiede zwischen den verschiedenen Einkommenspositionen zu er-

kennen: Kinder in einkommensschwachen Positionen leben seltener in einer

"Normalfamilie" (mit Mutter und einem Ehe- bzw. Lebenspartner). Sie leben

dagegen häufiger in sonstigen Haushaltsformen (z. B. mit Großeltern, sonstigen

Verwandten; Wohngemeinschaften) und vor allem häufiger bei einem alleiner-

ziehenden Elternteil. Von den Kindern in einkommensschwachen Haushalten

lebten 1994 70,4% in einem Paarhaushalt, 20,3% in einem Alleinerziehenden-

haushalt und 9,3% in sonstigen Haushalten. Von den Kindern in einkommens-

stärkeren Haushalten, lebten dagegen 88,4% in einem Paarhaushalt, 6,7% in

einem Alleinerziehendenhaushalt und 4,8% in sonstigen Haushalten.

Im Trendverlauf kann man erkennen, daß in den alten Bundesländern bei Kin-

dern unter der 50-%-Schwelle der Anteil mit alleinerziehendem Elternteil

deutlich zugenommen hat (vgl. Tabelle 32). Diese Zunahme geht mit einer Ab-

nahme des Anteils von Kindern in Paarhaushalten einher. Strukturelle Verände-

rungen liegen in erster Linie für Kinder in einkommensschwachen Haushalten

vor, obwohl auch bei Kindern über der 50-%-Schwelle eine leichte Zunahme

des Anteils in Alleinerziehendenhaushalten zu erkennen ist.
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7DEHOOH�����9HUWHLOXQJ�YRQ�3HUVRQHQ�XQWHU����-DKUHQ�PLW�ZHQLJHU�PHKU�DOV�����GHV
GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�+DXVKDOWVHLQNRPPHQV�DXI�YHUVFKLHGHQH�+DXVKDOWVIRUPHQ

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50%1

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Paare
mit Kindern

76,3 90,6 75,6 88,6 61,4 87,5 70,4 88,4 66,3 87,4

Allein-
erziehende

14,4   5,8 18,1   6,1 34,3   8,1 20,3   6,7 26,6   7,8

Sonstige2   9,3   3,6   6,2   5,1   4,3   4,4   9,3   4,8   7,1   4,8

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenz-
einkommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

2 Vor allem Mehrgenerationenfamilien.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Ändert man die Beobachtungsperspektive und betrachtet die Anteile von Per-

sonen unter der 50-%-Schwelle in den verschiedenen Haushaltsformen (vgl.

Tabelle 32), lassen sich Rückschlüsse auf das jeweilige Risiko in einkommens-

schwachen Positionen zu fallen, ziehen. So kann z. B. die Frage beantwortet

werden, wie hoch der Anteil einer Problemgruppe (z. B. Kinder von Alleiner-

zieheden) ist, der in einkommensschwachen Haushalten lebt. Betrachtet man

alle Altersgruppen (Gesamt), fällt auf, daß in den Haushaltsformen ohne Kin-

der (1-Personenhaushalte, Paare ohne Kinder) die Anteile unter der 50-%-

Schwelle nach 1984 in Westdeutschland etwas gesunken sind. In Ostdeutsch-

land ist 1994 bei Paaren ohne Kinder der Anteil unter der 50-%-Schwelle ge-

genüber 1990 sogar auf weniger als 1% zurückgegangen, während in Haus-

haltsformen mit Kindern durchweg deutliche Anstiege zu erkennen sind.

Auch aus der Perspektive der Kinder (unter 18 Jahren) zeigen sich deutliche

Unterschiede zwischen den verschiedenen Lebensformen: Kinder in Haushal-

ten von Alleinerziehenden, aber auch in sonstigen Haushaltsformen (meist grö-

ßere Haushalte, z. B. Mehrgenerationenhaushalte), haben ein hohes Risiko,

unter der 50-%-Schwelle zu liegen. In den alten Bundesländern lebten etwa
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40% der Kinder in Alleinerziehendenhaushalten unter der 50-%-Schwelle zu

den drei Beobachtungszeitpunkten und etwa 60% (100%-40%) in einkom-

mensstärkeren Positionen. Im Trendverlauf hat sich das Risiko für Kinder mit

alleinerziehendem Elternteil unter die 50-%-Schwelle zu fallen von 39,1% auf

40,1% leicht erhöht. Haushaltsstrukturveränderungen bei Kindern im unteren

Einkommensbereich sind somit stärker auf eine Ausweitung dieser Lebensform

zurückzuführen als auf eine Erhöhung des Risikos in Alleinerziehendenhaus-

halten unter die 50-%-Schwelle zu fallen. In der Kategorie der sonstigen Haus-

haltsformen ist das Risiko in einkommensschwache Bereiche zu fallen nach

1984 sogar gesunken.

7DEHOOH�����$QWHLO�YRQ�3HUVRQHQ�LQ�YHUVFKLHGHQHQ�+DXVKDOWVIRUPHQ�PLW�ZHQLJHU�DOV����
GHV�GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�+DXVKDOWVHLQNRPPHQV�

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

Gesamt unter
18 J.

Gesamt unter
18 J.

Gesamt unter
18 J.

Gesamt unter
18 J.

Gesamt unter
18 J.

%

1-Personen-
Haushalte

  8,1 -   6,9 -   3,4 -   6,4 -   4,1 -

Paare ohne
Kinder

  4,8 -   3,2 -   1,4 -   3,6 -   0,7 -

Paare mit
Kindern

13,6 17,8 12,5 15,4   2,9   3,6 13,0 14,9 9,0 10,6

Allein-
erziehende

25,9 39,1 26,6 38,6 13,8 18,6 27,5 40,1 25,8 34,7

Sonstige2 25,8 40,1 14,7 20,6 3,5 5,6 20,7  29,7 12,4 18,8
*

Gesamt 12,4 20,5 10,3 17,6 3,3 5,1 10,9 18,0 7,8 13,5

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

2 Vor allem Mehrgenerationenfamilien.
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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In Ostdeutschland waren 1990 die Unterschiede zwischen den einzelnen Haus-

haltstypen weniger ausgeprägt als in Westdeutschland. Ein hoher Anteil von

Kindern unterhalb der 50-%-Schwelle war mit 18,6% in Alleinerziehenden-

haushalten zu beobachten. Zwar ist bei Kindern in allen Haushaltsformen in

Ostdeutschland eine deutliche Zunahme des Anteils unter der 50-%-Schwelle

zu erkennen, allerdings sind Kinder in Alleinerziehendenhaushalten besonders

stark davon betroffen. So waren 1994 in den neuen Bundesländern 34,7% der

Kinder in Haushalten von Alleinerziehenden in einkommensschwachen Posi-

tionen. Auch in der Kategorie der sonstigen Haushaltsformen ist ein starker

Anstieg des Anteils unter der 50-%-Schwelle zu beobachten.

�������� $Q]DKO�GHU�.LQGHU�LP�+DXVKDOW

Kinder gelten mittlerweile als eine zentrale Ursache sozialer Ungleichheit.

Viele Kinder können heute nicht mehr als Quelle individuellen Reichtums an-

gesehen werden. Sie werden im Gegenteil als Risikofaktor für Armut erachtet

(Nauck 1996). Mit zunehmender Kinderzahl ist eine Verschlechterung der ma-

teriellen Situation einer Familie zu erwarten, da zunehmende Kosten sinkenden

Arbeitseinkommen gegenüberstehen. So ist auf Basis des Mikrozensus 1994

vor allem in Haushalten ab drei Kindern ein hoher Anteil im Niedrigeinkom-

mensbereich zu finden (Eggen 1998: 172). Bezüglich der Lebensbedingungen

von Kindern können Unterschiede bei verschiedener Geschwisterzahl nachge-

wiesen werden. Insbesondere Kinder mit vielen Geschwistern haben selten

Eltern mit höherer Schulbildung oder einer höheren beruflichen Position

(Nauck 1996). Eine höhere Kinderzahl geht auch mit einem erhöhten Risiko

von Sozialhilfebezug einher (Bien 1996b), allerdings zeigen sich die weitaus

größten Risiken bei Alleinerziehenden. Kontrolliert man allerdings die Dauer

der schulischen und beruflichen Ausbildung und die Beteiligung am Erwerbs-

leben in den letzten drei Jahren, so steigt bei Erwachsenen das Risiko mit zu-

nehmender Kinderzahl unter die 50-%-Schwelle moderater an (Weick 1998a:

32ff). Hier zeigt sich die besondere Bedeutung beruflichen Qualifikation für die

Erwerbsbeteiligung und das Erwerbseinkommen. Bei Veränderungen der

Haushaltsgröße gibt es sowohl Zu- als auch Abnahmen bei den Einkom-
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mensarmutsquoten (Andreß 1996a: 339). Bei der Geburt eines Kindes über-

wiegt dagegen Abnahme. Da dies aber mit Vergrößerung der Haushalte ver-

bunden ist, dürfte die Verschlechterung der relativen Position der Äquiva-

lenzeinkommen vielfach nur auf zusätzliche Personengewichte zurückzuführen

sein und nicht auf eine wesentliche Veränderung der ungewichteten Haushalt-

seinkommen.

Auf Basis des Sozio-ökonomischen Panels zeigt sich in dieser Untersuchung

für 1996 folgendes Bild: 10 % der Westdeutschen unter 18 Jahren in Haushal-

ten mit drei und mehr Kindern lebten in einem Haushalt mit Sozialhilfebezug.

Dieser Anteil liegt etwa doppelt so hoch als bei einem oder zwei Kindern im

Haushalt. Besonders drastische Unterschiede findet man allerdings in den neu-

en Bundesländern: Während weniger als ein Prozent der Ostdeutschen unter 18

Jahren mit einem oder zwei Kindern im Haushalt Sozialhilfe bezogen, waren es

bei drei und mehr Kindern 22%, also mehr als das zehnfache.

Wechselt man die Perspektive von der Armutsbekämpfung (Sozialhilfebezug)

zur Perspektive der Einkommensverteilung ist zu beachten, daß die Äquiva-

lenzgewichtung der Haushaltsnettoeinkommen direkt von der Personenzahl

und dem Alter der Personen in einem Haushalt abhängt (vgl. Kapitel 3). Die

methodischen Einflüsse bei unterschiedlichen Äquivalenzskalen sind bei dieser

Betrachtungsweise besonders groß. Für die BSHG-Skala, mit vergleichsweise

hohen Personengewichten, ist schon deshalb bei zunehmender Kinderzahl

(Haushaltsgröße) ein starker Anstieg der Quote zu erwarten, bei der OECD-

Skala ein geringerer Anstieg und bei der Rainwater-Smeeding-Skala sind keine

erhöhten Quoten für kinderreiche Haushalte zu erwarten (vgl. auch Faik 1995).
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Personenge- 1984 1991 19964

wichte nach Kinderzahl im Haushalt West West Ost West Ost

BSHG1 1 Kind 11,9 14,1 3,9 11,0 2,4

2 Kinder 21,7 10,9 5,3 12,0 7,8

3 Kinder (Ost 3 und mehr)5 33,3 17,0 11,9 22,9 26,4

4 und mehr Kinder 51,7 51,0 - 28,6 -

OECD2 1 Kind 8,8 12,5 3,9 10,5 4,0

2 Kinder 10,1 5,7 2,9 7,4 5,5

3 Kinder (Ost 3 und mehr)5 17,7 7,8 9,4 15,7 12,7

4 und mehr Kinder 25,0 26,5 - 16,3 -

S-R3 1 Kind 5,3 10,7 3,4 6,8 4,5

2 Kinder 5,8 4,4 2,6 3,8 3,9

3 Kinder (Ost 3 und mehr)5 6,4 3,0 7,5 8,8 3,4

4 und mehr Kinder 3,8 2,5 - 4,2 -

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Perso-
nengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Perso-
nengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.

3 Unter 50% des Median-Nettoäquivalenzeinkommens; Gewichte  basieren auf der Äquiva-
lenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).

4 Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.
5 Wegen geringer Fallzahlen in Ostdeutschland nicht weiter differenziert.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Die Berechnungen mit den Daten des Sozio-ökonomischen Panels für Personen

unter 18 Jahren zeigen, daß sich die Anteile unter der 50-%-Schwelle bei der

Verwendung verschiedener Äquivalenzskalen bei - nur einem Kind im Haus-

halt - am wenigsten unterscheiden (vgl. Tabelle 34). Die entsprechenden Quo-

ten für die unterschiedlichen Berechnungsverfahren liegen 1996 zwischen 6,8%

und 11% (1991: 10,7%-14,1%). Vor allem bei vier und mehr Kindern in den

alten Bundesländern sowie drei und mehr Kindern in den neuen Bundesländern

sind die erwarteten größeren Differenzen zwischen den verschiedenen Berech-

nungsverfahren festzustellen: So liegen die Quoten für die alten Bundesländer

1984 und 1991 bei Verwendung der BSHG-Skala bei ca. 50%, auf Basis der

OECD-Skala bei etwa einem Viertel und bei Verwendung der Rainwater-



115

Smeeding-Skala sogar nur bei 3,8% bzw. 2,5%, d. h. niedriger als bei geringe-

rer Kinderzahl. Wird also bei steigender Kinderzahl nur ein geringer zusätzli-

cher Bedarf angenommen, wie hier bei der Rainwater-Smeeding-Skala, ist kein

überproportional erhöhter Anteil unter der 50-%-Schwelle zu erkennen, da eher

kleinere Haushalte unter die 50-%-Schwelle fallen.

Für die neuen Bundesländern kann wegen zu geringer Fallzahlen im Sozio-

ökonomischen Panel die Kategorie drei und mehr Kinder nicht weiter disag-

gregiert werden. Auch dort treten vor allem für die BSHG-Variante die Diffe-

renzen zwischen den unterschiedlichen Haushaltsgrößen besonders akzentuiert

hervor, wenn auch auf niedrigerem Niveau als in den alten Bundesländern.

Im Trendverlauf kann man folgende Veränderungen erkennen: Sowohl die

Quoten auf Basis der BSHG-Skala als auch auf der Grundlage der OECD-Skala

sind in den alten Bundesländern im Jahr 1996 gesunken, wenn vier oder mehr

Kinder im Haushalt leben. Gegenüber 1984 sind 1991 und 1996 bei der BSHG-

Variante auch bei 2 und 3 Kindern im Haushalt niedrigere Quoten zu beobach-

ten. Bei der Rainwater-Smeeding-Skala ist 1996 in Westdeutschland dagegen

vor allem eine Abnahme der Quote gegenüber 1991 bei einem Kind im Haus-

halt zu erkennen. Für die neuen Bundesländer ist bei der BSHG-Variante bei

mindestens drei Kindern im Haushalt mehr als eine Verdoppelung der Quote

zwischen 1991 und 1996 auf 26,4% zu erkennen. Auf Basis der OECD-Skala

ist der Anstieg in dieser Gruppe von 9,4% auf 12,7% deutlich geringer und auf

Basis der Rainwater-Smeeding-Skala ist sogar eine Abnahme auf 3,4% zu be-

obachten. Bei einem Kind im Haushalt liegt bei der BSHG-Variante 1996 mit

2,4% sogar eine niedrigere Quote vor als noch 1991.
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1984 1991 1996
Personenge- Paare Alleinerz. Paare Alleinerziehend Paare Alleinerziehend

wichte nach Kinderzahl im Haushalt West West Ost West Ost West Ost West Ost

BSHG1 1 Kind 7,8 27,4 9,3 2,9 40,7 11,3 6,7 2,1 33,0 4,9

2 Kinder (Ost 2 und mehr)5 17,2 54,0 10,1 4,4 26,1 26,9 9,8 9,3 43,9 32,8

3 Kinder 35,0 47,8 26,2 (7,3) 46,6 (32,0) 22,3 43,4

OECD2 1 Kind 4,8 30,9 7,3 2,9 41,3 11,3 5,8 4,6 34,1 4,9

2 Kinder (Ost 2 und mehr)5 8,2 38,5 5,0 2,9 16,3 5,0 5,9 4,9 29,2 16,6

3 Kinder 20,0 28,3 12,8 (5,9) 27,6 (21,2) 12,2 43,2

R-S3 1 Kind 2,4 33,8 4,6 2,3 46,2 11,3 2,1 3,7 33,9 13,9

2 Kinder (Ost 2 und mehr)5 3,3 38,6 3,3 2,1 21,8 13,9 2,8 2,7 25,6 19,2

3 Kinder 5,4 28,3 1,9 (4,4) 26,4 (15,3) 5,1 26,8

1 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Unter 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens pro Haushaltsmitglied; Personengewichte basieren auf modifizierter OECD-Skala.
3 Unter 50% des Median-Nettoäquivalenzeinkommens; Gewichte basieren auf der Äquivalenzskala von Rainwater und Smeeding (1995).
4 Mit Berücksichtigung der Zuwandererstichprobe.
5 Wegen geringer Fallzahlen in Ostdeutschland nicht weiter differenziert.

Datenbasis: Sozioökonomisches Panel.

116
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Eine weitere Differenzierung nach dem Familientyp zeigt, daß westdeutsche

Kinder in Haushalten von Alleinerziehenden ein besonders hohes Risiko auf-

weisen, unter die 50-%-Schwelle zu fallen (vgl Tabelle 35). Dieses Ergebnis

trifft bei allen drei verwendeten Äquivalenzskalen zu. Die Rangfolge der An-

teile nach der Kinderzahl ist bei diesem Familientyp zu den verschiedenen

Zeitpunkten nicht einheitlich - aber insgesamt auf hohem Niveau.

Erstaunlich niedrig ist die Quote bei ostdeutschen Kindern, die nicht mit weite-

ren Kindern im Haushalt eines alleinerziehenden Elternteils leben (1996:

BSHG: 4,9%; OECD: 4,9%; S-R: 13,9%). Nur bei Verwendung der Rainwater-

Smeeding-Skala liegt die Quote über zehn Prozent.

Gegenüber Kindern in Alleinerziehendenhaushalten sind die Quoten von Kin-

dern in Haushalten von Ehe- und Lebenspartnern deutlich geringer. Sind aber

drei oder mehr Kinder in diesen Haushalten, steigt meist das Risiko, unter die

50-%-Schwelle zu fallen, dennoch an. Der Anstieg bei drei und mehr Kindern

(im Haushalt von Paaren) ist bei Verwendung der BSHG-Skala und der OECD-

Skala besonders ausgeprägt. Im Trendverlauf für die alten Bundesländer zeigen

diese beiden Berechnungsvarianten für Kinder im Haushalt von Lebens- und

Ehepartnern, mit mindestens drei Kindern im Haushalt seit 1984 sogar ein ge-

sunkenes Risiko unter die 50-%-Schwelle zu fallen.

�������� )DPLOLHQVWDQG�GHU�0�WWHU

Betrachtet man den Familienstand der Mütter von Kindern bis 16 Jahren18,

dann zeigt sich das wenig überraschende Muster, daß der größte Teil verheira-

tet ist bzw. mit dem Partner zusammenlebt. Bei den Müttern, die unterhalb der

50-%-Schwelle leben, ist dies jedoch seltener (vor allem in Ostdeutschland) als

bei den Einkommensstärkeren (vgl. Tabelle 34).

In den alten Bundesländern sind erhebliche Strukturveränderungen bei den

Müttern unter der 50-%- Schwelle festzustellen: Der Anteil derjenigen, die

verheiratet mit einem Partner zusammenleben, ist von 84,2% im Jahr 1984 auf

69,1% im Jahr 1994 gesunken. Gleichzeitig ist bei Geschiedenen und Sonsti-
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gen in einkommensschwachen Haushalten eine deutliche Zunahme festzustel-

len. Die Strukturveränderungen bei westdeutschen Müttern über der 50-%-

Schwelle sind dagegen erheblich geringer.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��)DPLOLHQVWDQG
GHU�0XWWHU

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Verheiratet,
zusammen-
lebend

84,2 91,1 76,4 90,3 50,5 81,4 69,1 88,5 53,8 82,7

Geschieden   8,0   2,9 11,3 3,9 16,3*   9,4 14,7   3,9 17,2 5,6
Sonstige3   7,8   6,0 12,3 5,8 33,2*   9,2 16,1   7,5 29,0* 11,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Ledig; verwitwet; verheiratet, getrennt lebend.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Weitere Berechnungen, die hier nicht tabellarisch aufbereitet sind, ergaben, daß

von den verheirateten Müttern im beobachteten Zeitraum höchstens jede fünfte

unter der 50-%-Schwelle lebt, während dies bei den geschiedenen Müttern mit

vier von zehn deutlich mehr sind. Es fällt auf, daß sich das westdeutsche Mu-

ster auf Ostdeutschland überträgt. 1990 hatten geschiedene Frauen dort noch

kein erheblich höheres Risiko, unter die 50-%-Schwelle zu fallen, als verheira-

tete Frauen. 1994 dagegen standen 10% der verheirateten Mütter unter der

50-%- Schwelle einem Drittel bei den geschiedenen Mütter gegenüber.

�������� .LQGHU�LP�+DXVKDOW�YRQ�DOOHLQHU]LHKHQGHQ�0�WWHUQ�LP�/lQJVVFKQLWW

Eine besondere Problemgruppe im unteren Einkommensbereich bilden Kinder

von Alleinerziehenden. Hier wird die Fragestellung untersucht, ob das Merk-

mal "alleinerziehend" verstärkt bei langandauerndem oder eher bei kurzfristi-

gem Niedrigeinkommen auftritt. Die Einbeziehung zeitraumbezogener Merk-

male erlaubt es auch, zwischen Zeiten über und unter der 50-%-Schwelle zu
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differenzieren. Daraus ist ersichtlich, ob Änderungen in der Einkommensposi-

tion im Zusammenhang mit der Veränderung sozialstruktureller Merkmale (al-

leinerziehend) stehen.

Für die Analysen wurden sozialstrukturelle Merkmale der Querschnittsbefra-

gung mit Merkmalen aus individuellen Längsschnittanalysen kombiniert. Hier-

zu wurden individuelle Einkommensverläufe über fünf Befragungszeitpunkte

von 1991 bis 1995 verfolgt. Zunächst wurde berechnet, wie häufig eine Person

im Untersuchungszeitraum unterhalb der 50-%-Schwelle lag (vgl. Kapitel 4.1).

Die Häufigkeiten von 0 bis 5 wurden dann zusammengefaßt (0; 1-2; 3-5), um

höhere Fallzahlen in den einzelnen Kategorien zu erhalten. In einem zweiten

Schritt wurden die Anteile von Alleinerziehenden in den einzelnen Untersu-

chungsjahren innerhalb der drei Kategorien von Häufigkeiten berechnet. Diffe-

renziert wurde danach, ob sich die Untersuchungsperson im jeweiligen Befra-

gungsjahr über oder unter der 50-%-Schwelle befand.

In Tabelle 35 wird das arithmetische Mittel der Anteile über die Befragungsjah-

re 1991 bis 1995 nach den jeweiligen Häufigkeitskategorien ausgewiesen. Die

erste Zeile der Tabelle kann dann folgendermaßen interpretiert werden: Bei den

Kindern, die im Untersuchungszeitraum "nie" unter der 50-%-Schwelle lagen

(0-mal), war der Durchschnitt über die Anteile von Kindern mit alleinerziehen-

den Müttern in den fünf Befragungsjahren bei 5,6% (alte und neue Bundeslän-

der).

Die Kinder, die 1-2-mal unter die 50-%-Schwelle absanken, hatten durch-

schnittlich einen deutlich höheren Anteil von alleinerziehenden Müttern. In den

Zeiten unterhalb der 50-%-Schwelle lag er in den alten Bundesländern bei

15,2%. Deutlich höher sind Niveau und regionale Differenzen bei Kindern, die

3 und mehr Jahre unter der 50-%-Schwelle lagen: In den Jahren unterhalb der

50-%-Schwelle lebten in Ostdeutschland durchschnittlich die Hälfte der Kinder

in Alleinerziehendenhaushalten, in Westdeutschland ein Viertel. Vor allem in

den neuen Bundesländern tritt ein längerfristiges Absinken unter die 50-%-

Einkommensschwelle überwiegend bei Kindern in Alleinerziehendenhaushal-



120

ten auf. Weitere Analysen zeigen, daß weniger als die Hälfte der west- und

ostdeutschen Kinder in der Längsschnittstichprobe, die kurz- oder auch langfri-

stig in Alleinerziehendenhaushalten lebten, "nie" in einkommensschwache Po-

sitionen absanken. Kinder, die mehrere Jahre im Haushalt eines Alleinerzie-

henden lebten, weisen auch ein besonders hohes Risiko auf, langfristig in ein-

kommensschwachen Haushalten zu leben. In Westdeutschland ist das längerfri-

stige Absinken unter die 50-%-Schwelle weniger auf Kinder in Alleinerziehen-

denhaushalten beschränkt als in Ostdeutschland.

In den Jahren oberhalb der 50-%-Einkommensschwelle ist auch der Anteil von

alleinerziehenden Müttern deutlich geringer als in den Jahren darunter. Das

zeigt, daß Veränderungen des familiären Status (z. B. Trennung; Zuzug eines

Partners in den Haushalt) häufig mit Veränderungen des finanziellen Status

einhergehen. Vor allem bei längerfristigem Absinken unter die 50-%-Schwelle

in Westdeutschland wird dies deutlich: Bei Kindern, die mindestens dreimal

unter die 50-%-Schwelle absanken, lag der durchschnittliche Anteil in den Jah-

ren im einkommensschwachen Bereich bei 25,9 %, in den Zeitpunkten darüber,

immerhin bei 14,6%. Das Niveau war dann immer noch deutlich über demjeni-

gen von Kindern, die "nie" unter dem Schwellenwert lagen.

7DEHOOH�����$QWHLO�GHU�.LQGHU�PLW�DOOHLQHU]LHKHQGHQ�0�WWHUQ�LP�/lQJVVFKQLWW

1991-1995
Jahre unter

50-%-Schwelle1
Jahre über

50-%-Schwelle
Anzahl der Jahre
unter der 50-%-Schwelle

Durchschnitt in %2

0 Ost 5,6
West 5,6

1-2 Ost 18,4 12,1
West 15,2 9,0

≥ 3 Ost 50,6 *
West 25,9 14,6

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Arithmetisches Mittel der Anteile in den einzelnen Jahren.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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������ (UZHUEVWlWLJNHLW�LP�+DXVKDOWVNRQWH[W

Die Erwerbstätigkeit im Haushaltskontext ist von zentraler Bedeutung für das

zur Verfügung stehende Einkommen eines Haushalts. Unabhängig von der

maßgeblich über das Einkommen entscheidenden beruflichen Stellung, in der

die Haushaltsmitglieder sich befinden, ist bedeutsam, ob die Eltern überhaupt

erwerbstätig sind. Denn in Haushalten, in denen die Mütter zumindest "dazu-

verdienen" ist die Gefahr, in den unteren Einkommensbereich zu geraten, er-

heblich geringer.

�������� (UZHUEVWlWLJNHLW�GHU�0�WWHU

Die Bedeutung, die die Teilnahme am Erwerbsleben der Mütter für das Haus-

haltseinkommen hat, zeigt sich anhand der Daten des Sozio-ökonomischen

Panels (vgl. Tabelle 38). Ein Resultat ist unabhängig vom Beobachtungszeit-

punkt und auch davon, ob man Ost- oder Westdeutschland betrachtet, auszu-

machen: in den ärmeren Haushalten sind jeweils erheblich weniger Frauen er-

werbstätig. Unabhängig von dieser einheitlichen Tendenz gibt es aber sowohl

im Zeitverlauf als auch vor allem zwischen den alten und neuen Bundesländern

beträchtliche Differenzen.

In der früheren DDR war für Mütter durch ein umfassendes Betreuungssystem

für Kinder die Voraussetzung für die Vereinbarkeit von Kindern und Beruf

geschaffen und eine Berufstätigkeit von Frauen, aber auch Müttern, hat in Ost-

deutschland einen höheren Stellenwert als in den alten Bundesländern. So ver-

steht sich, anders als in Westdeutschland, nur eine kleine Minderheit von ost-

deutschen Frauen als "nicht erwerbstätige Hausfrauen". Weiterhin ist in Ost-

deutschland die Einstellung weit weniger verbreitet, daß Mütter von Kleinkin-

dern nicht erwerbstätig sein sollten (vgl. Weick 1994a; Kurz 1997). Das drückt

sich nicht nur in einer höheren Erwerbsbeteiligung ostdeutscher Mütter aus,

sondern auch darin, daß nicht erwerbstätige Mütter in Ostdeutschland, im Ge-

gensatz zu Westdeutschland, in der Regel arbeitslos gemeldet sind.



122

Betrachtet man zunächst die Entwicklung in Westdeutschland, dann zeigt sich,

daß 1994 etwa 10% mehr Mütter in einkommensschwachen Haushalten einer

Erwerbstätigkeit nachgingen als dies 1984 der Fall war (vgl. Tabelle 38). Die-

ser Zuwachs ist vor allem auf Teilzeitbeschäftigungen zurückzuführen. Das

Risiko eines Haushalts, trotz Erwerbstätigkeit der Mutter mit einem Einkom-

men unter der 50-%-Schwelle auskommen zu müssen, ist also angestiegen.

Gleichzeitig hat sich der Prozentsatz der Frauen, die in einem Haushalt unter-

halb der 50-%-Schwelle leben und arbeitslos gemeldet sind, mehr als verdop-

pelt. Immer mehr Mütter wollen also arbeiten und nicht in ihrer "Alternativrol-

le" Hausfrau verharren. Der Anteil von arbeitslosen Müttern in einkommens-

stärkeren Haushalten ist seit 1984 ebenfalls angestiegen, bleibt aber erheblich

unter demjenigen der Mütter in einkommensschwachen Haushalten zurück. Die

Notwendigkeit einer Erwerbstätigkeit der Frauen im oberen Einkommensbe-

reich ist hier i. d. R. nicht in gleichem Maße gegeben.

In Ostdeutschland zeigen sich zwischen 1990 und 1994 deutliche Unterschiede

in den Erwerbsquoten der Mütter. Diese gingen erheblich in Haushalten zu-

rück, die unterhalb der 50-%-Schwelle leben, noch weit stärker als bei jenen,

denen mehr als 50% des Durchschnittseinkommens zur Verfügung stand. 1994

lag der Anteil von nicht erwerbstätigen Müttern unter der 50-%-Schwelle mehr

als doppelt so hoch als bei einkommensstärkeren Müttern.

Ein erheblicher Anteil von Familien dürfte also aufgrund des Verlustes des

Arbeitsplatzes der Mutter in untere Einkommenspositionen geraten sein. Daß

sich die niedrigeren Erwerbsquoten nicht auf einen freiwilligen Rückzug aus

dem Erwerbsleben der Frauen zurückführen lassen, machen die hohen Anteile

von arbeitslosen Müttern - zumindest für Ostdeutschland  deutlich.
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1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Voll
erwerbstätig

  9,7 18,5   4,3 15,9 47,4 63,8   9,4 12,1 22,7 48,7

Regelmäßige
Teilzeit-
beschäftigung3

  5,0 16,9 15,9 29,3 21,1* 19,5 13,6 27,5   6,8* 16,9

Sonstige4   4,2 12,0  6,3*   6,9 - -  7,2* 10,4  5,3*   2,6

Nicht er-
werbstätig5

81,1 52,5 73,5 47,9 31,5* 16,6 69,7 49,9 65,2 31,8

Arbeitslos
gemeldet

  3,7   1,8   4,4   2,6 / /   7,5   4,2 48,4 21,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenz-

einkommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 1994 incl. Kurzarbeit.
4 In Ausbildung; Umschulung; geringfügig oder unregelmäßig erwerbstätig.
5 Einschließlich Arbeitslose und Frauen in Mutterschafts- und Erziehungsurlaub.
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.
/ Wurde im entsprechenden Jahr nicht erhoben.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

(UZHUEVWlWLJNHLW�XQG�$UEHLWVORVLJNHLW�GHU�0�WWHU�LP�/lQJVVFKQLWW

Hier wird die Fragestellung untersucht, ob das Merkmal "nicht erwerbstätige

Mutter" bzw. "arbeitslose Mutter" verstärkt bei langandauerndem oder eher bei

kurzfristigem Niedrigeinkommen auftritt. Auch für diese Analysen wurden

sozialstrukturelle Merkmale der Querschnittsbefragung mit Merkmalen aus

individuellen Längsschnittanalysen kombiniert (vgl. Kapitel 3.4.1.3).

Bei dieser längsschnittlichen Betrachtung treten die Niveauunterschiede in der

Erwerbsbeteiligung von Müttern in einkommensärmeren und einkommensstär-

keren Haushalten deutlicher zutage als bei der Querschnittsbetrachtung. Die
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individuellen Verläufe lassen erkennen, daß eine Nichterwerbstätigkeit bei

Müttern mit einer höheren Anzahl von Jahren unter der 50-%-Schwelle häufi-

ger zu beobachten ist.

Deutliche Differenzen zwischen den einzelnen Häufigkeitskategorien, findet

man vor allem in Ostdeutschland: Kinder, die "nie" unter der 50-%-Schwelle

lagen, hatten im Durchschnitt über die Beobachtungjahre zu 18,2% nicht er-

werbstätige Mütter, bei Kindern, die 1-2-mal darunter lagen, lag der entspre-

chende Anteil bei 38,9% und bei mindestens dreimaligem Absinken lag er bei

57,1%. In den alten Bundesländern waren die entsprechenden durchschnittli-

chen Anteile über die Beobachtungsjahre höher als in den neuen Bundeslän-

dern. Es fällt auf, daß bei häufigem Absinken in den einkommensschwachen

Bereich (3-mal und mehr), die Unterschiede bei der Erwerbsbeteiligung der

Mütter zwischen Ost- und Westdeutschland am geringsten ausfallen: Jeweils

weniger als die Hälfte der Mütter ist erwerbstätig - auch in den Jahren oberhalb

der 50-%-Schwelle.

Die zeitraumbezogene Analyse zeigt allerdings auch, daß die Erwerbsbeteili-

gung von Müttern, die "nie" in den einkommensschwachen Bereich absanken,

deutlich höher ist als bei Müttern über der 50-%-Schwelle im Querschnitt.

Längerfristig sichere Einkommenspositionen bei Kindern sind somit - vor al-

lem in den neuen Bundesländern - in starkem Umfang mit einer Erwerbstätig-

keit der Mütter verbunden.
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1991-1995
Jahre unter

50-%-Schwelle1
Jahre über

50-%-Schwelle
Anzahl der Jahre
unter der 50-%-Schwelle

Durchschnitt in %2

0 Ost 18,2
West 37,4

1-2 Ost 38,9 28,4
West 55,3 40,3

≥ 3 Ost 57,1 51,0
West 68,7 54,2

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Arithmetisches Mittel der Anteile in den einzelnen Jahren.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Ergänzend zur Erwerbsbeteiligung der Mütter wird auch die Arbeitslosigkeit

über den Zeitraum von 1991 bis 1995 im Zusammenhang mit der Einkom-

mensposition untersucht (vgl. Tabelle 38). Eine Nichterwerbstätigkeit bei

Müttern ist in den neuen Bundesländern eng mit Arbeitslosigkeit verbunden.

Dieses Bild zeigt auch die Längsschnittbeobachtung. Insbesondere häufiges

Absinken in einkommensschwache Positionen geht einher mit Arbeitslosigkeit

bei den Müttern. Die Hälfte der ostdeutschen Mütter (arithmetisches Mittel der

Anteilswerte), die mindestens 3mal unter der 50-%-Schwelle lagen, war zu den

Befragungszeitpunkten unterhalb der 50-%-Schwelle gleichzeitig auch ar-

beitslos. Damit zeigt sich keine hohe Differenz zur Erwerbsbeteiligung (vgl.

Tabelle 39) in diesem Zeitraum für die neuen Bundesländer. In Zeiten über der

50-%-Schwelle ist jeweils auch ein niedrigerer durchschnittlicher Anteil an

arbeitslosen Müttern zu erkennen. Bei längerem Verweilen unter der

50-%-Schwelle (3mal und mehr) ist allerdings auch in Zeiten über der 50-%-

Schwelle der Anteil von arbeitslosen Müttern deutlich erhöht.

In den alten Bundesländern hat auch in der Längsschnittperspektive die Ar-

beitslosigkeit von Müttern bei Kindern in einkommensschwachen Haushalten

ein erheblich geringeres Gewicht als in den neuen Bundesländern, dennoch
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sind in den Jahren unter der 50-%-Schwelle auch dort erhöhte Anteile von ar-

beitslos gemeldeten Müttern zu erkennen. Der Unterschied zwischen kurzfri-

stigem und längerfristigem Absinken unter die 50-%-Schwelle ist bei westdeut-

schen Müttern gering. Die durchschnittlichen Anteile liegen bei 6,9% bzw.

7,6%.

7DEHOOH�����$QWHLO�GHU�.LQGHU�PLW�DUEHLWVORVHQ�0�WWHUQ�LP�/lQJVVFKQLWW

1991-1995
Jahre unter

50-%-Schwelle
Jahre über

50-%-Schwelle
Anzahl der Jahre
unter der 50-%-Schwelle

Durchschnitt in %2

0 Ost 17,0
West 2,9

1 Ost 33,9 24,8
West 6,9 3,0

≥ 3 Ost 49,6 36,1
West 7,6 *

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.
2 Arithmetisches Mittel der Anteile in den einzelnen Jahren.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� (UZHUEVWlWLJNHLW�GHV��(KH��3DUWQHUV�GHU�0XWWHU

Kinder in einkommensschwachen Haushalten leben häufig bei Alleinerziehen-

den. Dennoch überwiegen auch hier Kinder, die in Paarhaushalten leben (vgl.

Kapitel 3.4.1). Daß der Erwerbsbeteiligung der Mütter eine wichtige Rolle für

die Einkommensposition der Haushalte mit Kindern zukommt, wurde bereits

gezeigt. Im folgenden werden nur Kinder in die Betrachtung einbezogen, deren

Mütter mit einem Ehe- oder Lebenspartner zusammenleben. In diesem Ab-

schnitt wird der Zusammenhang zwischen der Erwerbsbeteiligung der Väter

(bzw. Partner der Mütter) und der Einkommensposition des Haushaltes unter-

sucht.

Aufgrund des hohen Anteils von lediglich teilzeitbeschäftigten und nicht er-

werbstätigen Müttern ist in einem Großteil der Haushalte die Erwerbstätigkeit
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des Vaters (bzw. Partner der Mütter) überwiegend einkommensbestimmend.

Allerdings dürfte gerade in den unteren Einkommenspositionen der zusätzliche

Verdienst der Mütter und auch die zusätzliche Absicherung bei einem mögli-

chen Arbeitsplatzverlust des Vaters (bzw. Partner der Mütter) eine wichtige

Rolle für die Sicherung des Lebensstandards spielen.

Tabellarisch ausgewiesen ist neben dem Erwerbsstatus des Vaters (bzw. Part-

ner der Mütter) zusätzlich auch die Angabe, ob ein Befragter arbeitslos gemel-

det ist (vgl. Tabelle 41). Die Auswirkungen von Erwerbstätigkeit und Arbeits-

losigkeit auf die Einkommenssituation des Haushaltes lassen sich mit den Da-

ten des Sozio-ökonomischen Panels belegen. Während in den Haushalten ober-

halb der 50-%-Schwelle die Vollerwerbstätigkeit des Mannes die Regel und

Arbeitslosigkeit die Ausnahme ist, ist das Muster in den Haushalten, die mit

weniger als 50% des Durchschnittseinkommens leben müssen, deutlich davon

abweichend. Lediglich zwischen 60,1% (1994 in Ostdeutschland) und 75,8%

(1984 in Westdeutschland) der Väter (bzw. Partner der Mütter) in diesen Haus-

halten sind voll erwerbstätig. Dagegen liegen die Anteile von Arbeitslosen er-

heblich über denen in der Gesamtbevölkerung. Insbesondere in den neuen

Bundesländern ist hier 1994 mit mehr als 35% ein besonders hoher Anteil von

arbeitslos gemeldeten Vätern (bzw. Partner der Mütter) zu erkennen (West

15,3%). 1994 sind in Ostdeutschland mehr Arbeitslose als Nichterwerbstätige

zu finden. Dieses auf den ersten Blick erstaunliche Bild läßt sich dadurch erklä-

ren, daß auch ein Teil derjenigen, die in die Kategorie "Sonstige" (z. B. gering-

fügig Beschäftigte, Umschulung) fallen, arbeitslos gemeldet ist.
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1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Voll
erwerbstätig

75,8 95,1 67,1 92,3 57,8 96,5  74,6 92,5 60,1 89,1

Regelmäßige
Teilzeit-
beschäftigung3

-  0,3*  2,0*  2,0 8,4* 1,1* 3,7*  1,7* - 2,8*

Sonstige4 1,7* 0,5*  1,2*   1,7 24,9* 1,0  1,6* 1,4*  4,1* 1,4*

Nicht er-
werbstätig5

22,5 4,1 29,7  4,0  9,0* 1,4* 20,0  4,5 33,8  6,8

Arbeitslos
gemeldet

13,2  1,1*  13,4   1,7 / /  15,3   2,4 35,3 7,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 1994 einschließlich Kurzarbeit.
4 In Ausbildung; Umschulung; geringfügig oder unregelmäßig erwerbstätig; Wehr-/Zivildienst.
5 Einschließlich Arbeitslose.
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.
/ Wurde im entsprechenden Jahr nicht erhoben.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Daneben läßt sich aus Tabelle 41 ablesen, daß auch eine Vollbeschäftigung des

Vaters (bzw. Partner der Mütter) nicht immer davor schützen kann, daß ein

Haushalt unter die 50-%-Schwelle fällt. Hier spielt auch die berufliche Qualifi-

kation eine erhebliche Rolle.

�������� %HUXIVDXVELOGXQJ�XQG�%HWHLOLJXQJ�DP�(UZHUEVOHEHQ�YRQ�0�WWHUQ
XQG�GHV��(KH��3DUWQHUV�GHU�0�WWHU�LP�+DXVKDOWVNRQWH[W

Auch bei der folgenden Analyse werden nur Kinder in die Betrachtung einbe-

zogen, deren Mütter mit einem Ehe- oder Lebenspartner zusammenleben. Bis-

her zeigte sich, daß sowohl die Erwerbsbeteiligung der Mütter wie auch die des

Vaters (bzw. Partner der Mütter) einen deutlichen Einfluß darauf hat, ob das
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Haushaltseinkommen unter- oder oberhalb der 50-%-Schwelle liegt. Dabei er-

scheint es sinnvoll, die Informationen von Müttern und Vätern (bzw. Partner

der Mütter) im Haushaltskontext zu betrachten, da hier Problemlagen auch ku-

mulativ auftreten können. Im Sozio-ökonomischen Panel werden alle Haus-

haltsmitglieder ab 16 Jahren auch zur Erwerbstätigkeit befragt. Damit besteht

die Möglichkeit Angaben der Mütter von Kindern als auch von den Vätern

(bzw. Partnern der Mütter) im Haushaltskontext gemeinsam zu betrachten. So

läßt sich unterscheiden, inwieweit z. B. Arbeitslosigkeit nur bei einem Eltern-

teil oder auch bei den Eltern gemeinsam in den unterschiedlichen Einkom-

menspositionen auftreten (vgl. Tabelle 42). Nachdem die Elternteile zunächst

getrennt hinsichtlich ihrer Erwerbsbeteiligung untersucht wurden, wird nun

eine Typologie verwendet, die es gestattet, die Erwerbsbeteiligung von Vätern

und Müttern im Haushalt gleichzeitig zu analysieren.

Bei Kindern, die 1994 mit Mutter und Vater (bzw. Partner der Mutter) zusam-

menlebten, überwog in den alten Bundesländern die Konstellation, daß nur die

Mutter nicht erwerbstätig war. Jeweils mehr als die Hälfte der westdeutschen

Kinder sowohl unter als auch über der 50-%-Schwelle, befand sich in einer

entsprechenden Lebensform. In den neuen Bundesländern war der entsprechen-

de Anteil geringer, vor allem bei Kindern über der 50-%-Schwelle. Auffallend

ist, daß ein Viertel der ostdeutschen Kinder von Lebens- und Ehepartnern so-

wohl eine nicht erwerbstätige Mutter als auch einen nicht erwerbstätigen Vater

(bzw. Partner der Mutter) hatten. Der entsprechende Anteil in den alten Bun-

desländern lag bei 13,9%. Kinder über der 50-%-Schwelle befanden sich nur

selten in einer entsprechenden Lebensform (West: 1,8%; Ost: 3,1%). Eine

Nichterwerbstätigkeit von beiden Elternteilen stellt somit ein hohes Risiko für

das Absinken unter die 50-%-Schwelle dar.
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1994
Westdeutschland Ostdeutschland

unter  50 %2 über 50% unter  50 % über 50%
%

Keine Berufs-
ausbildung
...nur der Mutter 25,5 15,1 14,1* 2,2*
...nur des (Ehe-)
   Partners

6,6 3,9 - 0,7*

...der Mutter
   und des (Ehe-)
   Partners

24,2 3,9 - -

...Trifft für keinen
   der Partner zu

43,7 77,7 81,9 97,1

Arbeitslosigkeit
...nur der Mutter 3,1 3,3 18,6 18,8
...nur des (Ehe-)
   Partners

14,8 2,2 10,3 5,5

...der Mutter
   und des (Ehe-)
   Partners

1,7 0,3 25,0 2,4

...Trifft für keinen
   der Partner zu

80,5 94,3 46,2 73,4

Nichterwerbs-
tätigkeit
...nur der Mutter 54,0 50,7 37,0 28,3
...nur des (Ehe-)
   Partners

7,8 3,1 8,0 3,7

...der Mutter
   und des (Ehe-)
   Partners

13,9 1,8 25,9 3,1

...Trifft für keinen
   der Partner zu

24,3 44,4 29,1 64,9

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens
(Äquivalenzeinkommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Eine Arbeitslosigkeit beider Elternteile ist in Westdeutschland ein Ausnahme-

fall. Wie nach den bisher dargestellten Ergebnissen zu erwarten war, bestätigt

sich, daß weit häufiger die Arbeitslosigkeit des Vaters (bzw. Partner der Mut-

ter), als die der Mutter ausschlaggebend ist, ob ein Haushalt als einkommens-

schwach zu bewerten ist. Anders als in Westdeutschland sind in den neuen
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Bundesländern bei einem Viertel der Kinder, die unter der 50-%-Schwelle le-

ben, beide Eltern von Arbeitslosigkeit betroffen. Auch im Haushaltskontext

zeigt sich, daß in einkommensschwachen Haushalten mehr Mütter als Väter

(bzw. Partner der Mütter) von Arbeitslosigkeit betroffen sind. Hier wird noch-

mals die hohe Wertigkeit der Erwerbstätigkeit für ostdeutsche Frauen deutlich.

Auch wenn der Partner eine Stellung hat, ist für diese Frauen Nichterwerbstä-

tigkeit nicht in der Lebensplanung vorgesehen.

Auch bei einer fehlenden Berufsausbildung wird ein Zusammenhang mit der

Einkommenssituation des Haushalts sichtbar. Bei 77% der Kinder über und nur

bei 43,7% der Kinder unter der 50-%-Schwelle hatten sowohl der Vater als

auch die Mutter eine Berufsausbildung. Vergleichsweise häufig waren entwe-

der die Mutter oder die Mutter und ihr Partner ohne Berufsausbildung in der

Einkommenskategorie unter 50% zu finden. Hier zeigt sich in Westdeutschland

die Bedeutung der Berufsausbildung für eine qualifizierte und damit entspre-

chend dotierte Erwerbstätigkeit in aller Schärfe. Die bildungshomogame Part-

nerwahl verschärft die ungünstige Einkommensposition: Nahezu ein Viertel der

westdeutschen Kinder in einkommensschwachen Haushalten hatte sowohl ei-

nen Vater (bzw. Partner der Mutter) als auch eine Mutter ohne Berufsausbil-

dung. In Ostdeutschland kann dieser Zusammenhang insofern nicht beobachtet

werden, da es hier kaum Eltern gab, die über keinerlei Ausbildung verfügten.19

�������� (UIRUGHUOLFKH�$XVELOGXQJ�I�U�GLH�DXVJH�EWH�7lWLJNHLW�GHU�0�WWHU

In diesem Abschnitt wird für Mütter die Berufsausbildung, die für die ausge-

übte Tätigkeit nötig ist, untersucht. Die Mütter in Haushalten unterhalb der 50-

%-Schwelle unterscheiden sich deutlich von den übrigen. Von ersteren benötigt

die große Mehrheit (in Westdeutschland) weder eine qualifizierte Berufsausbil-

dung noch ein Studium, d. h. diese Mütter arbeiten in entsprechend geringer

dotierten Stellungen. Wenn auch dieser Anteil bei den Müttern in Haushalten

oberhalb der 50-%-Schwelle erheblich niedriger ist, so ist das schlechte Aus-

bildungsniveau der erwerbstätigen Mütter doch insgesamt auffällig. Zuneh-

mend fallen aber auch Haushalte unter die 50-%-Schwelle, in denen die Mütter

hochqualifizierten Tätigkeiten nachgehen. Insbesondere der Anteil der Mütter,
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die einer Beschäftigung nachgehen, für die ein abgeschlossenes Hochschulstu-

dium benötigt wird, ist seit 1984 ständig gestiegen.

Für Ostdeutschland ist wegen der geringen Fallzahlen die Aussagekraft der

Auswertung eingeschränkt. Es läßt sich allerdings eine ähnliche Tendenz fest-

halten: je geringer die benötigte Ausbildung, desto größer ist das Risiko des

Haushalts, unter der 50-%-Schwelle leben zu müssen.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��(UIRUGHUOLFKH
$XVELOGXQJ�I�U�GLH�DXVJH�EWH�7lWLJNHLW�GHU�0XWWHU

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Keine Ausbil-
dung

36,2  19,2 31,0 15,5  4,3*   4,3 21,9* 9,6 13,0* 5,6

Einweisung,
Einarbeitung,
Kurse

33,2 37,3 54,8 35,8 54,6* 19,8 52,9 30,2 32,3* 20,0

Abgeschlossene
Berufsaus-
bildung3

30,6* 34,6 8,4* 36,8 41,2* 67,3 15,6* 46,5 47,4* 64,6

Abgeschlossenes
Studium

- 8,7 5,7* 11,9 - 8,7 9,7* 13,7 - 9,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 1990, 1994 Ostdeutschland einschließlich Fachschule.
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� $UEHLWV]HLWZ�QVFKH�GHU�0�WWHU

1990 wurden die Befragten in Westdeutschland, die erwerbstätig sind oder dies

in den nächsten fünf Jahren werden wollen, nach ihren Arbeitszeitwünschen

befragt. Dabei zeigt sich bei den Müttern ein von der Einkommenssituation des

Haushalts relativ unabhängiger und vor allem sehr starker Wunsch nach Teil-

zeitarbeit. Auch die Wünsche über die Verteilung der Arbeitszeit sind durchaus

ähnlich. Die meisten Mütter erhoffen sich eine Tätigkeit in den Vormittags-

stunden. Hier sind die Kinder i. d. R. durch Kindergarten und Schule betreut.
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Bei den Müttern, die in Haushalten oberhalb der 50-%-Schwelle leben, ist die

Bereitschaft, auch einige ganze Tage oder auch nachmittags zu arbeiten, etwas

größer. Hier dürfte sich der Wunsch der Mütter nach Erwerbstätigkeit nicht nur

um des Verdienstes willen widerspiegeln.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��$UEHLWV]HLWZ�Q�
VFKH��GHU�0XWWHU

1990
West

unter  50%3 über 50%
%

Arbeitszeitpräferenz insgesamt unter
35 Stunden/Woche

74,7 78,5

Gewünschte Arbeitszeitverteilung4:
   - einige Tage ganz   5,7* 17,2
   - jeden Tag einige Stunden 70,4 57,0
   - nur einige Tage einige Stunden   24,0* 25,8
     davon:
        -  nur vormittags 70,0 64,4
        -  auch andere Zeiten   30,0* 35,6

Gründe für Teilzeitpräferenz4

  -  keine Kinderbetreuungsmög-
     lichkeit vorhanden

32,5 25,3

  -  Wunsch nach genügend Zeit für
     die Kinder

74,7 85,8

  -  möchte wegen des Partners
     nicht länger arbeiten

15,7 27,4

  -  andere familiäre Gründe 16,7 17,7
  -  ausreichendes Einkommen    1,6* 24,0
  -  Zeit für andere Dinge (Freizeit,
     Ausbildung etc.) sonst zu knapp

17,7 41,5

Probleme der Vereinbarkeit von
Arbeit und Familienaufgaben bei
vollzeiterwerbstätigen Müttern2,5

50,8 50,9

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Frauen, die erwerbstätig sind oder dies innerhalb von 5 Jahren werden wollen.
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
4 Nur Frauen, die weniger als 35 Stunden pro Woche arbeiten bzw. dies als Arbeitszeitpräfe-

renz angegeben haben.
5 Antwortkategorie "Ja", Fragetext: "Die Arbeitszeit im Beruf läßt sich nicht immer ganz ein-

fach mit Aufgaben in der Familie und im Haushalt vereinbaren. Ist das für sie persönlich ein
Problem?".

* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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Ein zu erwartender und dennoch bemerkenswerter Unterschied zeigt sich bei

den Anteilen der Frauen aus den unterschiedlichen Einkommenspositionen, die

angeben, deshalb eine Teilzeittätigkeit zu wünschen, weil das Einkommen des

Haushalts ausreicht. Bei den Familien unterhalb der 50-%-Schwelle spielt diese

Möglichkeit keine Rolle, aber ein Viertel der Mütter in den Haushalten, die

oberhalb der 50-%-Schwelle leben, geben diesen Grund an.

Der Wunsch nach mehr Freizeit hat bei Müttern unter der 50-%-Schwelle einen

deutlich geringeren Stellenwert für eine Teilzeitpräferenz als bei einkommens-

stärkeren Müttern: Nur 17,7% der Mütter in einkommensschwachen Haushal-

ten geben dies als Grund für den Wunsch nach einer Teilzeitbeschäftigung an,

gegenüber 41,5% der Mütter in einkommensstärkeren Haushalten.

Etwa die Hälfte der Mütter, die voll erwerbstätig sind oder eine Vollerwerbstä-

tigkeit wünschen, sehen Probleme in der Vereinbarkeit von Arbeit und Famili-

enaufgaben. Hier unterscheiden sich die Anteile der Mütter in einkommens-

schwache Haushalten nicht von einkommensstärkeren.

�������� 0D�QDKPHQ�]XU�9HUHLQEDUNHLW�YRQ�)DPLOLH�XQG�%HUXI�GHU�0�WWHU

Die Frauen in Westdeutschland wurden 1990 nach der Bedeutung verschiede-

ner Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf gefragt. Der verläßli-

chen Kinderbetreuung kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, gefolgt von

flexibleren Öffnungszeiten von Kindergärten und Schulen und einer flexibleren

Arbeitszeitgestaltung. Deutlich mehr als die Hälfte aller Mütter erachten diese

Maßnahmen mindestens als wichtig für die Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf.

Einer kürzeren Wochenarbeitszeit wird in diesem Zusammenhang ebenfalls ein

hoher Stellenwert beigemessen, während sich bei der Beurteilung von längeren

Ladenöffnungszeiten zeigt, daß Erwerbszeiten und Kinderbetreuungszeiten

meist wichtiger sind. Insgesamt messen Mütter unter der 50-%-Schwelle den

verschiedenen Maßnahmen (mit Ausnahme von längeren Ladenöffnungszeiten)

eine höhere Bedeutung zu als Mütter in höheren Einkommenspositionen.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��0D�QDKPHQ�]XU
9HUHLQEDUNHLW�YRQ�)DPLOLH�XQG�%HUXI�GHU�0XWWHU�

1990
West

unter 50 %3 über 50 %
Anteile "Sehr wichtig" und "wichtig"

Kürzere Wochenarbeitszeit 59,5 48,8

Flexiblere Arbeitsgestaltung 71,4 66,0

Längere Ladenöffnungszeiten 28,5 33,6

Flexiblere Öffnungszeiten von Kin-
dergärten und Schulen

65,1 57,5

Verläßliche Kinderbetreuung 72,4 66,1

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Antwortvorgaben waren "Sehr wichtig"; "Wichtig"; "Weniger wichtig"; "Ganz unwichtig".
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenz-

einkommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ 6WDDWOLFKH�7UDQVIHUOHLVWXQJHQ�DQ�+DXVKDOWH

Wohlfahrtsstaatliche Transferleistungen sollen ökonomische Risiken abmildern

oder einen Ausgleich für die Betreuung und Erziehung von Kindern gewähren.

Bien (1996b) konnte mit Daten des Deutschen Familiensurveys zeigen, daß vor

allem Trennungen, aber auch der Zuwachs von Kindern das Sozialhilferisiko

erhöht. Hier geht es darum, die Inanspruchnahme von Wohngeld, Kindergeld

und Sozialhilfe im Zusammenhang mit einkommensschwachen Positionen zu

untersuchen. Weiterhin sollen Veränderungen bei der Inanspruchnahme ab

1984 beobachtet erden.

�������� 7UDQVIHUOHLVWXQJHQ�]XP�%HIUDJXQJV]HLWSXQNW�����

Für die Stichprobenhaushalte des Sozio-ökonomischen Panels wurde 1995 der

Bezug staatlicher Transferleistungen zum Befragungszeitpunkt erfaßt. Die An-

teile von Sozialhilfebeziehern sind in den Haushalten unterhalb der 50-%-

Schwelle besonders hoch, da der größte Teil der Sozialhilfeempfänger ein
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Äquivalenzeinkommen in der Spanne zwischen 40% und 60% vom Gesamt-

durchschnitt bezieht und ein erheblicher Anteil unter der 50-%-Schwelle liegt.

Betrachtet man die Bezieher dieser Sozialleistungen, so fällt auf, daß in den

alten Bundesländern Kinder sowohl in einkommensschwachen als auch in den

einkommensstärkeren Haushalten zu einem höheren Teil Sozialhilfe und

Wohngeld beziehen als Personen ab 18 Jahren. In den alten Bundesländern

erhalten 44,9% der Haushalte von Kindern unter der 50-%-

Einkommensschwelle Wohngeld und 32,4% Sozialhilfe. Bei Erwachsenen sind

es jeweils deutlich weniger.

7DEHOOH�����%H]XJ�VWDDWOLFKHU�7UDQVIHUOHLVWXQJHQ��GHU�.LQGHU�����

1995
Westdeutschland Ostdeutschland

unter 50 %2 über 50% unter  50 % über 50%

Wohngeld (%)
unter 18 Jahre 44,9 4,9 55,5 15,2
über 18 Jahre 25,5 2,6 48,6 7,7

Kindergeld (%)
unter 18 Jahre 91,8 94,7 92,7 97,1

Sozialhilfe
unter 18 Jahre (%) 32,4 2,3 9,2 1,2
in DM (∅) 944 993
über 18 Jahre (%) 22,0 1,2 15,4 1,0
in DM (∅) 604 551

1 Frageformulierung: "Wie ist es heute mit Wohngeld, Kindergeld oder Sozialhilfe?
Erhalten Sie oder ein anderes Haushaltsmitglied derzeit eine dieser Leistungen?
Wenn ja, wie hoch ist derzeit der monatliche Betrag?"

2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens  (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung .

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

In den neuen Bundesländern ist gerade bei Kindern der Wohngeldzuschuß

weiter verbreitet als in den alten Bundesländern. Sozialhilfe wird in den neuen

Bundesländern dagegen weit weniger in Anspruch genommen als in den alten

Bundesländern, trotz des niedrigeren Niveaus der Haushaltseinkommen und

damit auch der Schwellenwerte zur Abgrenzung der 50-%-Schwelle. Nur 9,2%

der Kinder unter der 50-%-Schwelle in Ostdeutschland erhielten 1995 zum
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Zeitpunkt der Befragung Sozialhilfe. Maßnahmen zur Bekämpfung von Ein-

kommensarmut bei Haushalten mit Kindern im unteren Einkommensbereich

sind demzufolge verstärkt in den alten Bundesländern anzutreffen. Auffallend

ist, daß in den einkommensschwachen Haushalten in Ostdeutschland ein deut-

lich höherer Anteil von Erwachsenen Sozialhilfe bezog als von Kindern.

Insgesamt erhielten Haushalte von Kindern höhere Beträge bei den ausgewie-

senen Sozialleistungen als Erwachsene. Insbesondere bei der Sozialhilfe macht

sich dies bemerkbar: 1995 bezogen Haushalte von Kindern in den alten Bun-

desländern 944 DM im Monat und in den neuen Bundesländern 993 DM.20

�������� (QWZLFNOXQJ�GHV�%H]XJV�YRQ�7UDQVIHUOHLVWXQJHQ�LP�9RUMDKU

In den verschiedenen Panelwellen wurde retrospektiv gefragt, ob der Haushalt

im letzten Kalenderjahr Transferleistungen erhalten hat. Diese Frage bezieht

sich also nicht auf den Befragungszeitpunkt, sondern auf einen größeren Zeit-

raum vor der Befragung als bei den oben beschriebenen Ergebnissen. Beim

Wohngeld und auch beim Sozialhilfebezug ist in den alten Bundesländern eine

Zunahme in den beiden Einkommensgruppen festzustellen: Bei Kindern in

einkommensschwachen Haushalten stieg der Anteil mit Sozialhilfebezug von

12,4% im Jahr 1984 auf 27,6% im Jahr 1995. Auch bei Kindern oberhalb der

50-%-Schwelle ist ein Anstieg beim Sozialhilfebezug festzustellen. Der stärk-

ste Anstieg ist zwischen 1984 und 1990 zu erkennen.

Betrachtet man aus der Perspektive der Einkommensverteilung die Entwick-

lung der Anteile von Kindern unter der 50-%-Schwelle, so ist in diesem Zeit-

raum ein Rückgang des Anteils von Kindern unter diesen Schwellenwert zu

beobachten. Die Ausdehnung des Sozialhilfebezugs ging in diesem Zeitraum

für Kinder mit einem sinkenden Anteil in einkommensschwachen Haushalten

einher. Im Verlauf der 90er Jahre ist wieder eine Änderung dieser Tendenz

festzustellen. Von 1990 bis 1995 ist neben der weiteren Ausbreitung des Sozi-

alhilfebezugs bei Kindern eine erneute Zunahme des Anteils von Kindern un-

terhalb der 50-%-Schwelle zu erkennen.
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7DEHOOH�����%H]XJ�VWDDWOLFKHU�7UDQVIHUOHLVWXQJHQ�LP�OHW]WHQ�-DKU���(QWZLFNOXQJ����������

1984 1990 1995
West West West Ost

unter
50 %1

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Wohngeld2

unter 18 Jahre 21,9 4,8 40,4 9,7 42,5 4,7 60,4 21,4

Kindergeld3

unter 18 Jahre 97,4 95,7 98,2 97,9 93,9 97,6 98,2 97,1

Sozialhilfe4

unter 18 Jahre 12,4 1,0 22,2 1,8 27,6 2,7 11,4 2,0

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

2 Frageformulierung: "Haben Sie oder ein anderes Haushaltsmitglied im letzten Kalenderjahr
vom Staat :RKQJHOG oder Lastenzuschuß erhalten?"

3 Frageformulierung: "Haben Sie oder ein anderes Haushaltsmitglied im letzten Kalenderjahr
vom Staat .LQGHUJHOG erhalten?"

4 Frageformulierung: "Haben Sie oder ein anderes Haushaltsmitglied im letzten Kalenderjahr
vom Staat 6R]LDOKLOIH erhalten?"

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ %LOGXQJ

Ein mangelndes Bildungsniveau ist ein zentraler Risikofaktor für Einkom-

mensarmut. 1988 waren ein Drittel der Erwachsenen in einkommensschwachen

Positionen ohne beruflichen Ausbildungsabschluß (Schott-Winterer 1990: 63).

Die Bildung der Eltern ist nicht nur relevant für Arbeitsmarkrisiken und Ein-

kommensarmut (vgl. Weick 1998a), sondern hinsichtlich der Reaktionen auf

Einkommensverluste: Eltern mit niedrigem Bildungsniveau reagieren stärker

mit restriktiven Erziehungsmethoden (Walper 1995: 207). Auch beim Über-

gang in weiterführende Schulen wirkt sich die Einkommenssituation im Haus-

halt aus (Lauterbach und Lange 1998). Hier wird der Frage nachgegangen, in-

wieweit Bildungsungleichheiten in Zusammenhang mit einkommensschwachen

Positionen im Haushaltskontext von Kindern bestehen. Dabei wird einerseits

die Bildung der Eltern und andererseits der Besuch von unterschiedlichen

Schultypen bzw. Kinderbetreuungseinrichtungen der Kinder untersucht. Unter-
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suchungseinheiten sind hier wiederum Kinder bis 16 Jahren die im Sozio-

ökonomischen Panel nicht selbst befragt wurden.

�������� .LQGHUJDUWHQ��XQG�6FKXOEHVXFK

In Tabelle 48 ist die Verteilung von Kindern unter 16 Jahren auf verschiedene

Bildungs- und Betreuungseinrichtungen ausgewiesen. Kein Kindergarten-oder

Schulbesuch liegt in erster Linie dann vor, wenn es sich um Kleinkinder han-

delt. Binder und Wagner (1996) stellen fest, daß 95% der Vorschulkinder vor

ihrer Einschulung zumindest zeitweise eine Betreuungseinrichtung besuchen.

Die kleine Minderheit von Kindern, die diese Erfahrung nicht macht, kommt

meist aus Familien mit niedrigem Einkommen, mit mehreren Geschwistern und

einer nicht erwerbstätigen Mutter.

Ungleichheit im Bildungsbereich äußert sich insbesondere beim Besuch weiter-

führender Schulen nach der Grundschulzeit. Betrachtet man die Verteilung im

Sekundarschulbereich, so erkennt man vor allem den hohen Anteil von Kindern

in einkommensschwachen Haushalten in Hauptschulen und den geringen An-

teil in Gymnasien. Kinder in einkommensschwachen Haushalten konnten in

den alten Bundesländern seit 1984 kaum von der Bildungsexpansion profitie-

ren. Während bei Kindern in einkommensstärkeren Haushalten nach 1984 der

Anteil auf Hauptschulen deutlich unter 30% gesunken ist, blieb er bei Kindern

in einkommensschwachen Haushalten bei etwa 50%. Beim Besuch von Real-

schulen sind im bivariaten Querschnittsvergleich kaum Unterschiede zwischen

Kindern in einkommensärmeren und -stärkeren Haushalten festzustellen.

Eine Längsschnittuntersuchung zur Schulwahl zeigt, daß die Chance des Über-

gangs in weiterführende Schulen sinkt, wenn Kinder am Ende der Grundschul-

zeit längerfristig in einkommensschwachen Haushalten lebten, auch wenn die

Bildung der Eltern kontrolliert wird (Schöb 1997). Das geringere Bildungsni-

veau von Kindern in einkommensschwachen Haushalten ist demzufolge nicht

nur von der intergenerationalen Bildungsmobilität ab, sondern auch direkt von

der Einkommensposition ab.
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7DEHOOH�����.LQGHUJDUWHQ��XQG�6FKXOEHVXFK�GHU�.LQGHU�

1984 1990 1994

West West Ost West Ost
unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Kein Kinder-
garten- oder
Schulbesuch

16,4 20,9 24,0 26,1 / / 17,2 28,0 17,5 7,9

Kindergarten,
Krippe

11,1 14,9 14,2 20,6 33,2* 35,7 17,5 23,3 26,5 28,4

Grundschule 22,7 23,7 20,5 24,2 / / 29,7 23,6 26,4 30,8
Sekundärbereich
davon:

49,8 40,5 41,3 29,1 36,1 25,1 29,6 32,9

Hauptschule 53,6 38,4 49,7 26,4 / / 50,2 27,5 19,3* 8,5
Realschule 22,1 20,9 22,5 25,4 / / 26,5 20,9 45,2* 40,9
Gymnasium 9,1 26,9   8,3* 35,6 / / 11,4* 41,8 10,8* 38,8
Gesamtschule   4,3* 6,2   7,8* 6,2 / / 4,7* 6,2 16,6* 8,9
Sonstige3 10,8 7,6 11,6* 6,4 / / 7,2* 3,6* - 2,9*

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Einschließlich Berufsschule.
* Fallzahl < 30; - Fallzahl < 5;  / Wurde im entsprechenden Jahr nicht erhoben.
Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� %LOGXQJVDEVFKO�VVH�GHU�0�WWHU�XQG�9lWHU

Auch die Bildungsabschlüsse der Mütter sind bei Kindern in einkommens-

schwachen und -stärkeren Haushalten ungleich verteilt. Vor allem in den alten

Bundesländern haben die Mütter von Kindern unter der 50-%-Schwelle nur

selten einen höheren allgemeinbildenden Schulabschluß, und es ist vor allem

zu beobachten, daß der Anteil ohne allgemeinbildenden Schulabschluß um ein

Vielfaches höher ist als bei Kindern über der 50-%-Schwelle. Die Daten weisen

allerdings darauf hin, daß seit 1984 der Anteil von Kindern unter der 50-%-

Schwelle, deren Mütter über eine Fachhochschulreife oder ein Abitur verfügen,

zugenommen hat.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��%LOGXQJVDE�
VFKOX��GHU�0XWWHU

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
 50 %

über
 50%

unter
50 %

über
50%

unter
 50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Hauptschul-
abschluß3

69,5 58,3 59,3 44,0 33,5* 13,2 57,1 36,1 34,0 7,3

Mittlere Reife4  8,6 22,2 10,8 29,3 64,3 70,1 18,4 33,5 57,3 75,7
Fachhochschul-
reife/Abitur

  1,4* 10,7  5,4* 18,3 - 15,7  7,9* 24,1  8,7* 16,6

Anderer Ab-
schluß5

  8,3 5,0 10,3 5,0 - 1,0* 5,7 3,4 - 0,4*

Kein Schulab-
schluß6

12,2 3,9 14,2 3,3 / / 10,9 2,8 / /

Kein Berufsab-
schluß

62,2 30,5 57,9 24,4 13,1* 3,7 49,4 18,8 12,4* 2,1*

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 1990, 1994 Ostdeutschland: Abschluß 8. Klasse.
4 1990, 1994 Ostdeutschland: Abschluß 10. Klasse.
5 Einschließlich Schulabschluß im Ausland.
6 Einschließlich Pflichtschule ohne Abschluß im Ausland.
* Fallzahl < 30.
- Fallzahl < 5.
/ Wurde im entsprechenden Jahr nicht erhoben.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

In den alten Bundesländern hatte 1994 nahezu die Hälfte der Kinder in ein-

kommensschwachen Haushalten Mütter ohne beruflichen Abschluß. Seit 1984

sind hier insgesamt abnehmende Anteile zu erkennen. Kinder in einkommens-

schwachen Haushalten haben zunehmend auch Mütter mit Berufsabschluß. In

den neuen Bundesländern findet man erheblich weniger Mütter ohne Berufsab-

schluß.

Auch Väter (bzw. Partner der Mütter) von Kindern unter der 50-%-Schwelle

haben eine niedrigere Schulbildung als diejenigen von Kindern über der 50-%-

Schwelle. Das hohe Risiko für westdeutsche Männer ohne Berufsabschluß, in

den unteren Einkommensbereich zu geraten, wird aus der Perspektive der Kin-

der besonders deutlich. Während 1994 31,7% der Väter (bzw. Partner der

Mütter) von Kindern in einkommensschwachen Haushalten keinen Berufsab-
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schluß besaßen, waren es bei den einkommensstärkeren nur 7,6%. Die Ent-

wicklung weist darauf hin, daß die Bedeutung der beruflichen Bildung seit

1984 zugenommen hat.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��%LOGXQJVDE�
VFKOX��GHV��(KH��3DUWQHUV�GHU�0XWWHU

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

%

Hauptschul-
abschluß3

70,4 54,3 65,7 46,3 45,0* 17,9 62,7 44,5  38,4 12,1

Mittlere Reife4 4,9* 17,7  6,8 18,9 50,7 62,3 13,9 20,3  46,9 68,8
Fachhochschul-
reife/Abitur

1,6* 19,2 2,6 26,1 - 18,7 5,3* 28,9 10,1* 18,0

Anderer Ab-
schluß5

13,1 6,3 16,1 6,1 - 0,9* 12,7 4,4 3,3* 0,8*

Kein Schulab-
schluß6

10,1 2,5  8,9 2,6 4,3* 0,2* 5,4 1,9 1,2* 0,4*

Kein Berufsab-
schluß

25,4 14,4 39,6 12,4 20,5* 1,4 31,7 7,6 4,0* 0,7*

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 1990, 1994 Ost: Abschluß 8. Klasse.
4 1990, 1994 Ost: Abschluß 10. Klasse.
5 Einschließlich Schulabschluß im Ausland.
6 Einschließlich Pflichtschule ohne Abschluß im Ausland.
* Fallzahl < 30.
- Fallzahl < 5.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ :RKQEHGLQJXQJHQ

Die Lebensqualität der Menschen wird durch die Wohnbedingungen zu einem

erheblichen Anteil mitbestimmt. Hier soll nun gezeigt werden, inwiefern Un-

terschiede in den objektiven Wohnbedingungen zwischen einkommensstärke-

ren und -schwächeren Haushalten zu finden sind. Betrachtet wird dabei die

Miete, der zur Verfügung stehende Wohnraum, die Ausstattung der Wohnung

und die Wohngegend. Neben den objektiven Bedingungen ist die subjektive

Beurteilung der Situation von Interesse und findet daher in ausgewählten
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Aspekten Berücksichtigung. Hier werden Personen unter und ab 18 Jahren ver-

gleichend untersucht.

�������� 0LHWNRVWHQ�LQ�:HVW��XQG�2VWGHXWVFKODQG�����

Die durchschnittliche Miete lag 1994 im Westen Deutschlands bei 722 DM, im

Osten mit 466 DM noch deutlich darunter. Es fällt auf, daß bei den unter

18jährigen, unabhängig davon, ob sie unter oder über der 50-%-Schwelle leben,

vergleichsweise hohe Mietkosten zu finden sind. Dies ist darauf zurückzufüh-

ren, daß Haushalte mit Kindern in der Regel größer sind und somit größere

Wohnungen benötigen.

Berücksichtigt man die Personenzahl (Angaben der Miete pro Person), dann

zeigt sich, daß in größeren Haushalten die Werte dieses Indikators niedriger

ausfallen als in kleineren. Die Mietkosten steigen demzufolge nicht proportio-

nal mit der Haushaltsgröße. In Westdeutschland wurde pro Person monatlich

durchschnittlich 345 DM Miete gezahlt, in Ostdeutschland 196 DM. Hinsicht-

lich der unter 18jährigen sind zwei Befunde festzuhalten: Zum einen liegen in

beiden Teilen Deutschlands unter 18jährige mit 221 DM im Westen und 140

DM im Osten deutlich unter diesem Durchschnittswert. Andererseits wird bei

Kindern, die unter der 50-%-Schwelle leben, jeweils weniger für die Miete auf-

gewendet als bei denjenigen, denen mehr als die Hälfte des Durchschnittsein-

kommens zur Verfügung steht.
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7DEHOOH�����0LHWNRVWHQ�LQ�:HVW��XQG�2VWGHXWVFKODQG

1994
West Ost

Gesamt unter
50%1

über
50%

Gesamt unter
50%

über
50%

Ø in DM

Miete
gesamt 722 653 733 466 514 462
unter 18 Jahre 807 726 835 504 493 506
über 18 Jahre 702 609 713 455 528 450

Miete pro Person
gesamt 345 212 365 196 193 196
unter 18 Jahre 221 183 234 140 126 142
über 18 Jahre 374 230 391 211 238 209

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� :RKQEHGLQJXQJHQ�GHU�.LQGHU�QDFK�+DXVKDOWVIRUPHQ

Die Bedeutung sowohl der Haushaltsgröße wie auch der Einkommensgruppe,

der der Haushalt angehört, wird deutlich, wenn man die Mietkosten betrachtet,

die in verschiedenen Haushaltsformen mit Kindern aufgebracht werden. Je

mehr Kinder in einem Haushalt leben, desto geringer sind die Mietkosten pro

Person. Dies gilt bei einkommensstarken Haushalten genauso wie bei einkom-

mensschwachen. Der Abstand zwischen diesen beiden Gruppen reduziert sich

dabei mit der Zahl der Kinder. Auch in den einkommensstärkeren Haushalten

kann bei drei und mehr Kindern keine hohe Miete mehr aufgebracht werden.

Den Befragten im Sozio-ökonomischen Panel wurde die Möglichkeit gegeben,

ihre Mieten zu beurteilen. Dabei ergab sich ein verhältnismäßig geringer Unter-

schied zwischen den Einkommensgruppen in Westdeutschland; nur etwa 5%

mehr der einkommensschwachen Befragten gaben hier an, die Miete sei etwas

oder viel zu hoch. Erheblich deutlicher ist der Abstand zwischen den Personen

der verschiedenen Einkommensgruppen dagegen in Ostdeutschland. Etwas

mehr als die Hälfte der Einkommensschwachen beurteilt die Miete als zu hoch

gegenüber etwa einem Drittel der Einkommensstärkeren. Insgesamt fühlten
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sich die Ostdeutschen also vier Jahre nach der Wiedervereinigung zu einem

sehr großen Anteil durch hohe Mietkosten überlastet.

7DEHOOH�����:RKQEHGLQJXQJHQ�GHU�.LQGHU�XQWHU����-DKUHQ�QDFK�+DXVKDOWVIRUPHQ

1994
West Ost

unter 50%1 über 50% unter 50% über 50%

Miete pro Person (in DM) bei 183 234 127 142
Alleinerziehenden 235 331 141 207
Paaren mit 1 Kind 220 275 136* 148
Paaren mit 2 Kindern 160 203 130 134
Paaren mit 3 und mehr Kindern 146 174 93 100

Beurteilung der Miete als etwas zu
hoch/viel zu hoch (in %)

20,0 15,1 52,6 32,7

Wohnfläche pro Person (in qm) bei 22,4 28,8 17,6 22,3
Alleinerziehenden 29,5 33,7 19,5 27,2
Paaren mit 1 Kind 26,9 34,5 19,8* 24,8
Paaren mit 2 Kindern 22,9 28,1 18,1 21,5
Paaren mit 3 und mehr Kindern 18,1 24,6 14,6 19,0

Wohnräume2 pro Person bei 0,93 1,12 0,86 1,00
Alleinerziehenden 1,17 1,28 1,03* 1,26
Paaren mit 1 Kind 1,07 1,23 0,93* 1,06
Paaren mit 2 Kindern 0,88 1,15 0,85 0,97
Paaren mit 3 und mehr Kindern 0,79 0,97 0,76 0,88

Beurteilung der Wohngröße als viel zu
klein oder etwas zu klein (in %)

38,2 30,1 36,5 38,8

Zufriedenheit mit der Wohnung3 (∅) 6,7 7,6 6,0 6,4

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

2 Ohne Küche, Bad und ohne Räume unter 6 qm.
3 Angaben der Mutter; Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden"

bis 10 "ganz und gar zufrieden".
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Ein weiterer interessanter Faktor, um die objektiven Wohnbedingungen zu be-

urteilen, stellt die einem Haushalt bzw. pro Person zur Verfügung stehende

Wohnfläche dar. Auch die Ausstattung der Wohnung ist ein wichtiger Indikator

der erreichten Wohnqualität. Sowohl bei der Wohnfläche als auch bei den pro

Person zur Verfügung stehenden Räumen sind die einkommensschwächeren

Haushalte jeweils schlechter gestellt, und dies in zunehmendem Maße, je mehr

Kinder im Haushalt leben. Ein weithin akzeptierter Mindeststandard liegt bei

einem Raum pro Person. Ostdeutsche Kindern liegen auch in einkommensstär-
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keren Haushalten häufig unter diesem Standard. Lebt mehr als ein Kind in ei-

nem einkommensschwachen Haushalt, wird dieser Standard auch in West-

deutschland nicht mehr erreicht. Entsprechend geben (in Westdeutschland)

auch mehr derjenigen, die unter der 50-%-Schwelle leben, an, daß ihre Woh-

nung zu klein sei. Allerdings sind auch 30% derjenigen mit einem Haushalt-

seinkommen, das über 50% des Durchschnittseinkommens liegt, dieser An-

sicht. In Ostdeutschland zeigt sich kaum ein Einfluß des Einkommens, hier

sind die Befragten insgesamt zu über 35% der Ansicht, ihre Wohnung sei zu

klein. In diesen Angaben spiegelt sich wider, daß Haushalte mit Kindern es in

Deutschland schwer haben, adäquaten Wohnraum zu finden.

�������� :RKQDXVVWDWWXQJ�GHU�.LQGHU

Bei der Ausstattung der Wohnung wird deutlich, daß auch hier die einkom-

mensschwächeren Haushalte eher Abstriche hinzunehmen haben als die ein-

kommensstärkeren (vgl. Tabelle 53). Während in den besser situierten Haus-

halten in Westdeutschland in aller Regel ein Standard mit Bad/Dusche, WC in

der Wohnung und Zentralheizung vorhanden ist, kann dieser in etwa einem

Sechstel der Haushalte, die unterhalb der 50-%-Schwelle leben, nicht erreicht

werden. Dies liegt überwiegend am Fehlen einer Zentralheizung. Die Situation

in Ostdeutschland ist insgesamt erheblich schlechter, aber auch hier sind es die

einkommensschwächeren Haushalte, die deutlich seltener an den Standard her-

anreichen. Auch hier ist die nicht vorhandene Zentralheizung der häufigste

Grund, aber in 14% der einkommensschwachen Haushalte in den neuen Bun-

desländern ist kein Bad oder Dusche in der Wohnung vorhanden, und ca. 18%

müssen auf ein WC innerhalb der Wohnung verzichten. Auch solche Ausstat-

tungsmerkmale, die die Lebensqualität erheblich verbessern können, wie Bal-

kon, Terrasse oder Garten, sind in den einkommensschwächeren Haushalten

erheblich seltener zu finden.
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7DEHOOH�����:RKQDXVVWDWWXQJ�GHU�.LQGHU�XQWHU����-DKUHQ

1994
West Ost

unter 50%1 über 50% unter 50% über 50%
%

Wohnausstattung
Bad/Dusche 96,8 99,2 86,3 94,8
WC in Wohnung 97,4 99,7 82,2 90,1
Zentral-, Etagenheizung 83,0 93,7 45,9 63,8
Balkon/Terrasse 71,2 84,7 36,9 51,3
Garten 59,5 77,2 37,5 49,5

Standard2 83,0 93,5 41,6 61,9
unter Standard 17,0   6,5 58,4 38,1

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

2 Wohnung mit Bad, Toilette und Zentralheizung.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� ,QIUDVWUXNWXU�GHU�:RKQJHJHQG�XQG�8PZHOWEHHLQWUlFKWLJXQJHQ�LQ
GHU�:RKQJHJHQG�EHL�.LQGHUQ

Westdeutsche Kinder in einkommensstärkeren Haushalten wohnen nur zu 6,7%

in einem Großstadtzentrum, während Kinder in einkommensschwachen Haus-

halten zu 14,4% im Großstadtzentrum wohnen. In den neuen Bundesländern ist

dieser Zusammenhang nicht zu beobachten, dort wohnen 16,6% der Kinder in

Haushalten über der 50-%-Schwelle im Großstadtzentrum. Benachteiligungen

für Kinder in einkommensschwachen Haushalten bezüglich der Erreichbarkeit

verschiedener Infrastruktureinrichtungen sind nicht zu erkennen. Nur in den

neuen Bundesländern fühlen sich Haushaltsvorstände von Kindern in Haushal-

ten unter der 50-%-Schwelle sogar weniger stark durch Lärmbelästigung und

Luftverschmutzung beeinträchtigt als in einkommensstärkeren Haushalten. Die

besseren Wohnbedingungen bei höherem Einkommen drücken sich auch in

einer höheren Zufriedenheit mit der Wohnsituation aus.
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7DEHOOH�����,QIUDVWUXNWXU�GHU�:RKQJHJHQG�XQG�8PZHOWEHHLQWUlFKWLJXQJHQ�LQ�GHU�:RKQ�
JHJHQG�EHL�XQWHU���MlKULJHQ

1994
West Ost

unter
50%1

über
50%

unter
50%

über
50%

%
Wohnung liegt im Großstadtzentrum 14,4 6,7 12,0 16,6

Entfernung von unter 10 Minuten zu ...
... Geschäften des alltäglichen Bedarfs 58,4 60,4 72,4 72,2
... Gaststätte, Kneipe, Restaurant 70,8 65,4 74,5 66,9
... Bank, Sparkasse 54,8 54,9 50,3 47,1
... Hausarzt 49,8 41,1 44,6 43,3
... Kindergarten 54,9 56,4 57,8 55,9
... Grundschule 46,5 48,2 47,9 48,7
... Einrichtung/Treffpunkt für Jugendliche 28,5 26,6 28,8 29,2
... Einrichtung/Tagesstätte für alte Menschen 32,3 21,9 24,0 21,4
... öffentlichen Grünanlagen 50,4 58,0 49,8 40,6
... öffentlichen Sport- und Freizeitanlagen 38,9 40,9 28,4 29,9
... Haltestelle für öffentliche Verkehrsmittel 81,2 82,6 78,5 82,5

Beeinträchtigung der Wohngegend gar nicht oder
gering durch

-  Lärmbelästigung 75,4 79,1 66,3 56,9
-  Luftverschmutzung 72,5 73,6 61,8 54,3
-  Mangel an zugänglichen Grünflächen/freier
   Natur

82,3 93,0 77,8 74,2

1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-
kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ *HVXQGKHLW�LP�+DXVKDOWVNRQWH[W

Da die Gesundheit einen beträchtlichen Einfluß auf die Lebensqualität hat, in-

teressiert hier, ob sich hinsichtlich dieses Aspektes Deprivationen bei Müttern

im unteren Einkommensbereich zeigen. Zum Gesundheitszustand wurden im

Verlauf des Sozio-ökonomischen Panels verschiedene Fragen gestellt. 1984

wurde danach gefragt, ob man seit mindestens einem Jahr an chronischen Be-

schwerden oder Krankheiten leidet. Nur etwa ein Viertel der Mütter berichtete

über entsprechende Beschwerden. Auch bei der Frage nach Beeinträchtigungen

bei der Erfüllung alltäglicher Aufgaben durch den Gesundheitszustand zeigt

sich zwischen Müttern, die unterhalb der 50-%-Schwelle leben, und jenen, de-

nen mehr zur Verfügung steht, nur ein geringer Unterschied.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��*HVXQGKHLWV]X�
VWDQG�GHU�0XWWHU

1984 1994
West West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Keine Behinderung des
Gesundheitszustandes im
Alltag und Beruf3

72,2 75,9 / / / /

Kein Leiden an chronischen
Beschwerden/Krankheiten4

78,0 77,9 / / / /

Gegenwärtiger Gesundheits-
zustand5

/ / 40,6 58,2 58,9 63,3

Keine Erwerbsminderung/
Schwerbehinderung6

/ /   95,0   98,2    95,5    98,3

Zufriedenheit mit der Ge-
sundheit7

7,2 7,5 6,2 7,1 6,6 6,9

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Antwortkategorie "Überhaupt nicht", Fragetext: Von kurzen Erkrankungen einmal abgesehen.

Behindert Sie ihr Gesundheitszustand bei der Erfüllung alltäglicher Aufgaben, z. B. Haushalt,
Beruf oder Ausbildung?

4 Antwortkategorie "Nein", Fragetext: Leiden Sie seit mindestens einem Jahr oder chronisch an
bestimmten Beschwerden oder Krankheiten?

5 Antwortkategorie "Sehr gut"/"Gut", Fragetext: Wie würden Sie ihren gegenwärtigen Gesund-
heitszustand beschreiben?

6 Antwortkategorie "Nein", Fragetext: Sind Sie nach amtlicher Feststellung erwerbsgemindert
oder schwerbehindert?

7 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "Ganz und gar unzufrieden" bis 10 "Ganz und gar
zufrieden.

* Fallzahl < 30.
/ Wurde im entsprechenden Jahr nicht erhoben.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Bei den Indikatoren, die für 1994 ausgewertet wurden, findet man durchaus

Unterschiede zwischen den Einkommensgruppen. Hier wurde nach eher allge-

meinen Bewertungen des Gesundheitszustandes gefragt. Es zeigt sich, daß

Mütter in einkommensschwachen Haushalten ihre Gesundheit schlechter be-

werten als Mütter in einkommensstärkeren Haushalten. Nur 40% der westdeut-

schen Mütter unter der 50-%-Schwelle beurteilten ihren gegenwärtigen Ge-

sundheitszustand als gut oder sehr gut, während 58,2% der Mütter über der
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50-%-Schwelle dies angaben. Ostdeutsche Mütter bewerteten 1994 ihren Ge-

sundheitszustand insgesamt besser als westdeutsche, und auch die Differenzen

zwischen den Einkommensgruppen waren geringer. Mütter in einkommens-

schwachen Haushalten haben auch häufiger eine Erwerbsminderung oder

Schwerbehinderung als in den höheren Einkommenspositionen.

Die objektiven Befunde spiegeln sich auch in der Zufriedenheit mit der Ge-

sundheit. So findet man bei der Zufriedenheit mit der Gesundheit, die auf einer

Skala von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden) gemes-

sen wird, z. T. deutliche Unterschiede zwischen einkommensschwachen und

einkommensstärkeren Müttern. In den alten Bundesländern erkennt man 1990

und 1994 insgesamt eine niedrigere Gesundheitszufriedenheit gegenüber 1984

bei gleichzeitiger Zunahme der Differenzen in den verschiedenen Einkom-

menspositionen. Die durchschnittliche Zufriedenheit mit der Gesundheit lag

1994 bei Müttern unter der 50-%-Schwelle bei 6,2 und bei Müttern über der

50-%-Schwelle bei 7,1. Hier handelt es sich um eine vergleichsweise deutliche

Differenz. In Ostdeutschland ist die Differenz zwischen den Einkommensgrup-

pen zwar geringer, hier ist aber insgesamt ein deutliches Absinken der  Ge-

sundheitszufriedenheit gegenüber 1990 auf Durchschnittswerte von 6,6 bzw.

6,9 festzustellen.

������ )UHL]HLWDNWLYLWlWHQ�XQG�3DUWL]LSDWLRQ�DP�JHVHOOVFKDIWOLFKHQ�/HEHQ

LP�+DXVKDOW

Im folgenden Abschnitt steht im Vordergrund, inwieweit Kinder in einkom-

mensschwachen Haushalten bei den Aktivitäten in der Freizeit und bei der Par-

tizipation am sozialen Leben benachteiligt sind. Analysiert werden hier die

Aktivitäten der Mütter. Die Befragten im SOEP sollten angeben, welche Tätig-

keiten sie wie häufig in ihrer freien Zeit ausüben. Privaten Kontakten kommt

dabei ein besonderer Stellenwert zu. Die von allen befragten Müttern am häu-

figsten angegebene Tätigkeit ist die Geselligkeit mit Freunden, Verwandten

oder Nachbarn. Dies ist eine der wenigen Freizeitaktivitäten, bei der sich (zu-

mindest 1990) nur geringe Unterschiede zwischen Müttern unterhalb und ober-
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halb der 50-%-Schwelle zeigen. 1994 zeigt sich auch hier ein Phänomen, das

ansonsten nahezu durchgängig zu beobachten ist: Mütter in Haushalten unter-

halb der 50-%-Schwelle geben in geringerem Ausmaß an, Freizeitaktivitäten

auszuführen. Dennoch gibt nur eine kleine Minderheit an, nie gesellig mit

Freunden, Verwandten und Bekannten beisammen zu sein. Auch wenn es dar-

um geht mitzuhelfen, wenn bei Freunden oder Nachbarn etwas zu tun ist, sind

Mütter in einkommensschwachen Haushalten nicht weniger aktiv als solche in

einkommensstärkeren. Die Häufigkeit sozialer Kontakte im privaten Bereich

sind offensichtlich nicht allzu stark von der Einkommenslage abhängig.

$EELOGXQJ�����7lWLJNHLWHQ�GHU�0�WWHU�LQ�LKUHU�IUHLHQ�=HLW���$QWHLOH��1LH��LQ��

* 1990
Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel 1990, 1994.
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6

7

34,7

46

24,5

64,7

:HVW

Kulturelle Veranstaltungen
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Lesen*

Künstlerische Arbeiten*

2VW

Kulturelle Veranstaltungen

Kinobesuche

aktiver Sport

0 20 40 60 80 100

unter 50% über 50%

Besonders deutliche Unterschiede zeigen sich bei Aktivitäten kultureller Art,

und zwar sowohl das Ausgehen in Theater, Konzerte usw. als auch eigene

künstlerische oder musische Aktivitäten oder Lesen. Da die Partizipation im

Bereich kultureller Aktivitäten in starkem Maße bildungsabhängig ist, dürfte

die geringere Beteiligung nicht nur aus der mangelnden Finanzkraft, sondern

auch aus der geringeren Schulbildung der Mütter in einkommensschwachen

Haushalten resultieren. Aber auch bei anderen Freizeitaktivitäten, die weniger

bildungsabhängig sind, geben Mütter in den ärmeren Haushalten eher an, daß
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sie nie ausgehen, auch nicht ins Kino, zu Popkonzerten, in die Disco oder zu

Sportveranstaltungen.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��)UHL]HLWWlWLJNHL�
WHQ�GHU�0XWWHU�LP�%HUHLFK�6SRUW��*HVHOOLJNHLW�XQG�5HLVHQ

1990 1994
West West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Besuch von Sportveran-
staltungen

Monatlich3

Seltener
Nie

  6,9*
18,7
74,4

12,5
26,1
61,4

/ / / /

Aktiver Sport Monatlich
Seltener
Nie

18,1
18,1
63,9

39,3
28,8
31,9

 8,2
20,1
71,7

36,8
19,2
44,0

  8,2*
17,8
73,9

15,3
20,1
64,7

Geselligkeit mit Freunden,
Verwandten oder Nach-
barn

Monatlich
Seltener
Nie

76,3
19,3
  4,4

79,9
18,6
  1,5

68,3
30,8
  0,9*

82,3
17,1
  0,6*

55,8
35,2
9,0*

71,1
26,8
2,1*

Essen oder Trinken gehen
(Café, Kneipe, Restaurant)

Monatlich
Seltener
Nie

21,9
55,4
22,8

45,3
48,8
  5,9

/ / / /

Ausflüge oder kurze Rei-
sen machen

Monatlich
Seltener
Nie

20,7
55,8
23,5

43,3
50,6
  6,0

/ / / /

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Antwortkategorie "Jeden Monat".
* Fallzahl < 30.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Die Mütter in den einkommensschwächeren Haushalten üben aber auch weni-

ger Aktivitäten aus, bei denen das geringere Einkommen eine eher untergeord-

nete Rolle spielen dürfte wie z. B. aktiven Sport. Ehrenamtliche oder politische

Aktivitäten werden sehr selten angegeben, aber auch hier wieder von den ärme-

ren Müttern in noch geringerem Ausmaß. Im eher öffentlichen Bereichen parti-

zipieren Mütter in einkommensschwachen Haushalten deutlich weniger als

Mütter in günstigeren Einkommenslagen. In diesem Bereich unterscheiden sich
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die Haushaltskontexte von Kindern in unterschiedlichen Einkommensverhält-

nissen deutlich.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��)UHL]HLWWlWLJNHL�
WHQ�GHU�0XWWHU�LP�%HUHLFK�.XOWXU

1990 1994
West West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Besuch von kulturellen
Veranstaltungen, z. B.
Konzerten, Theater, Vor-
trägen

Monatlich3

Seltener
Nie

  3,5*
17,8
78,6

 8,7
42,7
48,6

  5,7*
37,5
56,8

10,6
54,5
34,9

 -
35,3
63,1

  4,5
49,5
46,0

Kinobesuch, Besuch von
Popkonzerten, Tanzver-
anstaltungen, Discos,
Sportveranstaltungen4

Monatlich
Seltener
Nie

  8,0*
23,7
68,3

10,6
48,7
40,7

 7,9
51,1
41,0

14,0
59,4
26,6

  7,2*
54,0
38,8

15,30
62,6
24,5

Lesen von Sach- und Un-
terhaltungsliteratur, Roma-
ne, Krimis, Comics

Monatlich
Seltener
Nie

59,5
18,4
22,2

74,2
18,8
  7,0

/ / / /

Künstlerische oder musi-
sche Tätigkeiten

Monatlich
Seltener
Nie

11,3
27,5
61,2

29,1
36,2
34,7

/ / / /

Basteln/Reparatur am
Haus, in der Wohnung, am
Auto, Gartenarbeit

Monatlich
Seltener
Nie

48,9
22,5
28,6

69,3
19,2
11,5

/ / / /

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Antwortkategorie "Jeden Monat".
4 Der Besuch von Sportveranstaltungen wird 1990 getrennt ausgewiesen.
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Die hier gezeigten Auswertungen zeichnen ein Bild von generell eher passiven

Müttern in einkommensschwachen Haushalten. Dabei ist allerdings zu beden-

ken, daß viele Waren und Dienstleistungen, die die Alltagsarbeit deutlich er-

leichtern können (z. B. Haushaltshilfe, Kinderbetreuung, Haushaltsgeräte) aus

finanziellen Gründen von diesen Müttern häufig nicht vom Markt bezogen

werden können. Dann fällt es auch schwer, Freiräume für Freizeitaktivitäten zu
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finden. Die subjektive Zufriedenheit mit der Freizeit fällt bei Müttern in ein-

kommensschwachen Haushalten in den alten Bundesländern auch etwas niedri-

ger aus als bei finanziell besser gestellten. Dennoch sind die Unterschiede 1994

nicht stark ausgeprägt. Dies hängt nicht zuletzt damit zusammen, daß der Frei-

zeit, im Vergleich zu den zentralen Lebensbereichen wie der Familie oder dem

Erwerbsleben, doch ein deutlich geringerer Stellenwert zugemessen wird. So ist

seit 1990 bei westdeutschen Müttern auch eine abnehmende Bedeutung der

Freizeit zu erkennen, die einhergeht mit geringeren Differenzen in der Zufrie-

denheit mit der Freizeit bei Müttern unter und über der 50-%-Schwelle.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��)UHL]HLWWlWLJNHL�
WHQ�GHU�0XWWHU�LP�%HUHLFK�GHV�VR]LDOHQ�XQG�SROLWLVFKHQ�(QJDJHPHQWV

1990 1994
West West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Ehrenamtliche Tätigkeiten
in Vereinen, Verbänden
oder sozialen Diensten

Monatlich3

Seltener
Nie

  8,3*
10,3
81,4

14,3
14,7
71,0

  5,7*
4,9*
89,3

13,9
18,1
68,0

  6,5*
1,9*
91,5

 5,4
10,0
84,6

Beteiligung in Bürger-
initiativen, in Parteien
oder in der Kommunal-
politik

Monatlich
Seltener
Nie

  0,9*
12,1
87,0

  2,8
15,4
81,8

-
6,8*
93,2

 1,8
6,1
92,1

-
-

99,2

  1,7*
5,6
92,7

Kirchgang, Besuch religiö-
ser Veranstaltungen

Monatlich
Seltener
Nie

31,3
28,1
40,6

29,9
37,6
32,4

20,5
36,9
42,5

24,4
38,1
37,6

  8,4*
10,1
81,5

  8,7
15,6
75,8

Mithelfen, wenn bei
Freunden, Verwandten
oder Nachbarn etwas zu
tun ist

Monatlich
Seltener
Nie

/ / 33,3
59,5
  7,2

33,5
57,1
  9,3

34,5
57,0
  8,5*

33,3
59,9
  6,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Antwortkategorie "Jeden Monat".
* Fallzahl < 30.
-  Fallzahl < 5.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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Betrachtet man die Zeitverwendung der Mütter, die 1990 für durchschnittliche

Werktage retrospektiv erfragt wurde, so sieht man, daß die einkommensschwä-

cheren Mütter auch hier seltener angeben, aktiv zu sein (vgl. Tabelle 57). Bei

der Zeitverwendung für die verschiedenen Aktivitäten findet man weniger Un-

terschiede zwischen den Einkommensgruppen über die durchschnittliche Zeit,

die jeweils aufgewendet wird, als zwischen den Anteilen von denjenigen, die

angeben, überhaupt Zeit für diese Aktivität aufzuwenden.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��=HLWYHUZHQGXQJ
GHU�0XWWHU�DQ�GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�:HUNWDJHQ�

1990
West Ost

unter
50%3

über
50%

unter
50%

über
50%

Berufstätigkeit, Lehre4

   Anteil Aktive (%) 37,3 57,3 37,7 73,4
   Stunden ∅5  5,3  5,4  8,7  8,4

Besorgungen
   Anteil Aktive (%) 96,0 97,4 97,0 96,0
   Stunden ∅   1,6   1,7   1,8   1,4

Hausarbeit
   Anteil Aktive (%) 99,8 100 100 99,9
   Stunden ∅  4,4  3,9  3,4  2,8

Kinderbetreuung
   Anteil Aktive (%) 94,3 96,4 89,9 95,0
   Stunden ∅   7,1  7,0  5,8  4,2

Aus-, Weiterbildung, Lernen
   Anteil Aktive (%)    5,8
 15,4 10,7* 20,6
   Stunden ∅    1,7
   1,5   5,3*  2,3

Reparaturen6

   Anteil Aktive (%) 46,1 52,5 45,2 40,2
   Stunden ∅   1,6   1,3   1,9   1,3

Hobbys und sonstige Freizeitbe-
schäftigungen

   Anteil Aktive (%) 72,9 84,8 66,1 75,7
   Stunden ∅   2,0   1,8   2,3   1,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Fragetext: "Wie sieht gegenwärtig ihr normaler Alltag aus? Wie viele Stunden pro Tag ent-

fallen bei Ihnen an einem durchschnittlichen Werktag auf die folgenden Tätigkeiten?".
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
4 Einschließlich Arbeitsweg und nebenberufliche Tätigkeiten.
5 Nur für Aktive.
6 Am Haus, in der Wohnung, am Auto, Gartenarbeit.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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���� (LQVWHOOXQJHQ�XQG�VXEMHNWLYHV�:RKOEHILQGHQ�LP�+DXVKDOWVNRQWH[W
YRQ�.LQGHUQ

Eine objektive Unterversorgung muß sich nicht zwangsläufig in den Einstel-

lungen und dem subjektiven Wohlbefinden der Betroffenen widerspiegeln (vgl.

Noll 1989). So kann der Umgang mit niedrigen Einkommenspositionen sehr

unterschiedlich ausfallen. Es gibt Menschen, die mit dieser Situation sehr gut

zurechtkommen und andere, denen dies weit schlechter gelingt (vgl. auch Lud-

wig u. a. 1995: 27f.). Einkommenseinbußen sind mit subjektiven Unsicherhei-

ten verbunden und lösen Sorgen bei den Betroffenen aus (Glatzer 1988). Armut

und finanzielle Verknappung tragen auch zu emotionalen Beeinträchtigungen

bei Kindern bei (Walper 1997: 275). Hier ist allerdings nicht von direkten

Auswirkungen auszugehen, sondern eher indirekt über Beeinträchtigungen des

„Familienklimas“ (vgl. Lang 1985). Den elterlichen Reaktionen auf Einkom-

mensengpässe kommt eine Mediatorfunktion für die subjektive Betroffenheit

von Kindern zu. In dieser Arbeit werden zunächst eher allgemeine Einstellun-

gen der deutschen Bevölkerung zur Einkommensungleichheit untersucht. Einen

Schwerpunkt der Untersuchung stellt in diesem Kapitel allerdings die Frage

dar, ob Kinder in Abhängigkeit vom Haushaltseinkommen mit erhöhten psy-

chischen Belastungen konfrontiert sind, was anhand der Angaben von Müttern

analysiert wird. Auch subjektive Prioritäten hängen von den faktischen Le-

bensverhältnissen ab, und dem privaten Bereich von Partnerschaft und Familie

wird eine besondere Bedeutung beigemessen (Weick 1993; Weick 1997a). Hier

wird nun untersucht, welche Prioritäten Mütter in prekären Einkommenssitua-

tionen äußern. Neben Zufriedenheiten mit einzelnen Lebensbereichen und dem

Leben allgemein als eher kognitive Maße, werden auch weitere Indikatoren des

subjektiven Wohlbefindens einbezogen, die stärker negative Aspekte des Be-

findens messen (vgl. Glatzer 1984c).

Das subjektive Wohlbefinden im Haushaltskontext von Kindern wird neben der

Querschnittbetrachtung in der Längsschnittperspektive untersucht, d. h. welche

Veränderungen bei unterschiedlichen Verläufen im Niedrigeinkommensbereich

zu beobachten sind. Für diese Längsschnittbetrachtung wurden einerseits Sor-
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gen um die eigene wirtschaftliche Situation und die Einkommenszufriedenheit

als spezifische subjektive Indikatoren zur ökonomischen Situation des Haus-

haltes ausgewählt und andererseits die Lebenszufriedenheit als stärker kogniti-

ve Bewertung der objektiven Lebensbedingungen insgesamt. Dabei geht es

auch um die Frage, ob im Zeitverlauf eine Anpassung der subjektiven Bewer-

tungen an die objektive Situation zu erkennen ist (vgl. Inglehart und Rabier

1986).

������ (LQVWHOOXQJHQ

Einstellungen zu sozialer Ungleichheit informieren über Vorstellungen in der

Bevölkerung zur sozialen Gerechtigkeit und stellen auch eine Legitimation für

sozialpolitische Maßnahmen dar. Weiterhin sind Eltern und Kinder bei sozialen

Kontakten in vielfältiger Form damit konfrontiert.

�������� $OOJHPHLQH�(LQVWHOOXQJHQ�]XU�(LQNRPPHQVXQJOHLFKKHLW

Zur Untersuchung der Einstellungen zur Einkommensungleichheit in der Be-

völkerung, wurde auf die Daten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage für die

Sozialwissenschaften (ALLBUS) zurückgegriffen. Untersuchungseinheit sind

Befragte des ALLBUS, d. h. Personen ab 18 Jahren. Zur Beschreibung des Zu-

sammenhangs zwischen den Einstellungen mit dem Haushaltseinkommen wur-

de eine Disaggregation nach Quintilen für das bedarfsgewichtete Haushalts-

nettoeinkommen vorgenommen. Es zeigt sich, daß 1994 nur etwa ein Fünftel

der Bevölkerung in den alten Bundesländern und ein Zehntel in den neuen

Bundesländern glaubte, daß die wirtschaftlichen Gewinne in Deutschland ge-

recht verteilt werden (vgl. Tabelle 60). Nahezu die Hälfte der westdeutschen

und etwa ein Drittel der ostdeutschen Befragten stimmten allerdings der Aus-

sage zu, daß man die sozialen Ungleichheiten kaum geringer machen könne, als

sie derzeit (1994) sind. Im Trendverlauf nimmt vor allem in den höheren Ein-

kommensquintilen die Einschätzung zu einer gerechten Verteilung ab.
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7DEHOOH�����=XVWLPPXQJ��]X�$XVVDJHQ�]XU�(LQNRPPHQVXQJOHLFKKHLW�LQ��

1984 1988 1991 1994
West Ost West Ost

Die wirtschaftlichen Gewinne werden
heute im großen und ganzen gerecht ver-
teilt

Gesamt 38 / / / 29 10
Hauhaltseinkommen2

unterstes Quintil 24 / / / 22 9*
2. Quintil 32 / / / 27 8*
3. Quintil 39 / / / 32 10*
4. Quintil 45 / / / 28 9*
oberstes Quintil 46 / / / 35 12*

Selbst wenn man es wollte, könnte man die
sozialen Ungleichheiten kaum geringer
machen, als sie bei uns in Deutschland sind

Gesamt 56 / / / 49 34
Hauhaltseinkommen2

unterstes Quintil 49 / / / 46 33
2. Quintil 53 / / / 51 35
3. Quintil 59 / / / 47 29
4. Quintil 59 / / / 47 29
oberstes Quintil 60 / / / 56 41

Das Einkommen sollte sich nicht allein
nach der Leistung des einzelnen richten.
Vielmehr sollte jeder das haben, was er mit
seiner Familie für ein anständiges Leben
braucht

Gesamt 46 / 47 49 40 42
Hauhaltseinkommen2

unterstes Quintil 58 / 57 61 53 46
2. Quintil 53 / 48 51 48 44
3. Quintil 50 / 48 52 40 34
4. Quintil 42 / 46 48 39 47
oberstes Quintil 37 / 35 35 35 29

Nur wenn die Unterschiede im Einkommen
und im sozialen Ansehen groß genug sind,
gibt es auch einen Anreiz für persönliche
Leistungen

Gesamt 55 57 64 59 62 44
Hauhaltseinkommen2

unterstes Quintil 46 55 66 53 59 44
2. Quintil 54 53 62 57 62 38
3. Quintil 58 63 62 57 60 43
4. Quintil 56 61 63 63 64 47
oberstes Quintil 63 64 67 63 65 46

1 Anteile "Stimme voll zu"/"Stimme eher zu".
2 Nettoäquivalenzeinkommen des Haushaltes nach BSHG.
* Fallzahl < 30.
/ Wurde im entsprechenden Jahr nicht erhoben.

Datenbasis: ALLBUS.
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Daß Einkommensunterschiede als Leistungsanreiz wichtig sind, fand vor allem

in den alten Bundesländern eine breite Zustimmung. Eine starke Abhängigkeit

von der Einkommenssituation weist die Einstellung zu leistungsunabhängigen,

sozialstaatlichen Einkommenskomponenten auf. Dazu gab es im ALLBUS fol-

gendes Statement: 'DV�(LQNRPPHQ� VROOWH� VLFK� QLFKW� DOOHLQ� QDFK�GHU�/HLVWXQJ

GHV�HLQ]HOQHQ�ULFKWHQ��9LHOPHKU�VROOWH� MHGHU�GDV�KDEHQ��ZDV�HU�PLW�VHLQHU�)D�

PLOLH�I�U�HLQ�DQVWlQGLJHV�/HEHQ�EUDXFKW��Etwa 40% der Befragten in den alten

und neuen Bundesländern stimmten 1994 dieser Aussage zu. Sowohl in West-

als auch in Ostdeutschland ist seit 1991 eine Abnahme bei der Zustimmung zu

verzeichnen. Mit zunehmendem Haushaltseinkommen nimmt die Zustimmung

zu diesem Statement ab. Hier macht sich wohl bemerkbar, daß sich Personen in

höheren Einkommensbereichen eher auf der Geberseite von Sozialleistungen

sehen und sich Einschränkungen wünschen. Aber auch im untersten Einkom-

mensquintil stimmen in den alten Bundesländern nur etwas mehr als die Hälfte

und in den neuen Bundesländern etwas weniger als die Hälfte der Befragten

diesem Statement zu. Gegen Einkommen ohne entsprechende Leistung gibt es

wohl viele Vorbehalte in weiten Teilen der deutschen Bevölkerung, auch wenn

die Lebensqualität der Betroffenen wesentlich tangiert wird.

�������� (LQVFKlW]XQJ�GHV�PRQDWOLFKHQ�0LQGHVWHLQNRPPHQV�GXUFK�GLH
0�WWHU�����

Aus einer objektiv schlechten Einkommenssituation in einem Haushalt läßt

sich nicht zwangsläufig schließen, daß in diesem Haushalt das Einkommen

auch als nicht ausreichend bewertet wird. Es gibt Menschen, die sich mit einem

niedrigen Einkommen sehr gut arrangieren können, und andererseits solche, die

trotz eines objektiv "guten" Einkommens nicht mit den vorhandenen Mitteln

auskommen. Die subjektiven Einschätzungen des Haushaltseinkommens und

der Zusammenhang mit dem tatsächlichen Haushaltseinkommen im Haushalts-

kontext von Kinder bis 16 Jahren stehen in diesem Abschnitt im Vordergrund

des Interesses.
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Im Sozio-ökonomischen Panel wurde 1992 gefragt, welches Haushaltsein-

kommen man unter den persönlichen Lebensumständen als das notwendige

Mindesteinkommen betrachtet. Diese Frage wurde zur Ermittlung von subjek-

tiven Armutsschwellen in der Bevölkerung entwickelt (van Praag 1994). Hier

wird sie zum Vergleich von individuellen Berwertungen der Einkommenshöhe

und tatsächlicher Einkommenssituation verwendet. Es wird hier wieder auf die

Angaben der Mütter der Kinder zurückgegriffen, die noch nicht selbst befragt

wurden. Der Unterschied zwischen Müttern in Haushalten unterhalb der 50-%-

Schwelle und solchen, die oberhalb dieser Schwelle leben, ist in beiden Teilen

Deutschlands beträchtlich (vgl. Tabelle 61). Die Einschätzung des Mindestein-

kommens steigt mit dem tatsächlichen Einkommen und zunehmender Haus-

haltsgröße (vgl. Leu a.a. 1997: 33). Dementsprechend schätzen Mütter in ein-

kommensschwachen Haushalten den unbedingt notwendigen Einkommensbe-

darf vergleichsweise niedrig ein. In den einkommensärmeren Haushalten liegt –

wie zu erwarten - das durchschnittlich für notwendig erachtete Einkommen

über dem tatsächlich zur Verfügung stehenden Einkommen. In den Haushalten

oberhalb der 50-%-Schwelle steht dagegen durchschnittlich ein höheres Ein-

kommen zur Verfügung als es für notwendig erachtet wird.

Bei der Frage, wie groß die Differenz zwischen tatsächlich vorhandenem und

für notwendig erachtetem Einkommen ist, zeigt sich, daß in den einkommens-

ärmeren Haushalten immerhin ca. ein Drittel der westdeutschen und weniger

als ein Fünftel der ostdeutschen Mütter angeben, daß das tatsächliche Haushalt-

seinkommen mindestens so hoch ist wie das als notwendig erachtete. Durchaus

nicht alle Mütter, die unterhalb der 50-%-Schwelle leben, sind also der Ansicht,

daß das dem Haushalt zur Verfügung stehende Einkommen nicht ausreichend

ist. In den einkommensstärkeren Haushalten ist das tatsächliche Haushaltsein-

kommen überwiegend höher als das als notwendig erachtete.
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1992
West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

Notwendiges Einkommen3 (Ø in DM) 2599 3519 2282 2557

Tatsächliches Einkommen4 (Ø in DM) 2248 4683 1393 2908

Abweichung des tatsächlichen Einkommens
vom notwendigem Einkommen (in %)

mehr als 1000 DM weniger als notwendig 11,4 2,4 35,1  5,5
bis 1000 DM weniger als notwendig 54,0 13,8 46,4 20,7
mindestens soviel wie notwendig und mehr 34,6 83,9   18,5* 73,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Fragetext: "Welches Haushaltseinkommen würden sie persönlich - unter ihren Lebensumstän-

den - als das notwendige Mindesteinkommen betrachten? Gemeint ist der monatliche Netto-
betrag, den ihr Haushalt unbedingt braucht, um zurechtzukommen".

4 Monatliches Haushaltsnettoeinkommen.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Jede zehnte westdeutsche und mehr als ein Drittel der ostdeutschen Mütter in

Haushalten unter der 50-%-Schwelle haben monatlich mehr als 1000 DM we-

niger zur Verfügung als den Betrag, den sie für nötig erachten, um zurechtzu-

kommen. Auch bei den Müttern, die in Haushalten oberhalb der 50-%-

Schwelle leben, liegt bei 15% in Westdeutschland und bei 25% in Ostdeutsch-

land das tatsächliche Einkommen unter dem als notwendig erachteten Haus-

haltseinkommen.

�������� (LQNRPPHQVEHZHUWXQJHQ�GXUFK�GHQ�+DXVKDOWVYRUVWDQG

Zusätzlich zu den Angaben der Mütter konnte auf Informationen aus dem

Haushaltsfragebogen des Sozio-ökonomischen Panels zurückgegriffen werden.

Gefragt wurde der Haushaltsvorstand danach, welches Haushaltsnettoeinkom-

men er - bezogen auf seine Lebensumstände - als ein sehr schlech-

tes/schlechtes/noch ungenügendes/gerade ausreichendes Einkommen ansieht.
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Auch Haushaltsvorstände von Kindern, die unterhalb der 50-%-Schwelle leb-

ten, gaben zu den einzelnen Items jeweils deutlich niedrigere Werte an als die

besser situierten Befragten. Dies gilt in beiden Teilen Deutschlands. Wer über

ein höheres Einkommen verfügt, hat i. d. R. auch höhere Ansprüche an seinen

Lebensstandard. Im Westen ist dabei auffällig, daß der Durchschnittswert, der

von den Ärmeren als gerade ausreichend bezeichnet wurde, etwa dem ent-

spricht, was die Haushaltsvorstände, die oberhalb der 50-%-Schwelle lebten,

als sehr schlechtes Einkommen bezeichneten.

Nur wenige Haushaltsvorstände von Kindern in einkommensstärkeren Haus-

halten hatten tatsächlich ein niedrigeres Einkommen als den Betrag, den sie als

ein sehr schlechtes Einkommen erachteten. Bei Haushaltsvorständen von Kin-

dern unter der 50-%-Schwelle sieht dies anders aus: 27,7% in Westdeutschland

und 44,3% in Ostdeutschland lagen mit ihrem tatsächlichen Haushaltseinkom-

men unter dem Betrag, den sie als sehr schlecht beurteilten. Der Betrag für ein

gerade ausreichendes Einkommen wurde insgesamt höher eingeschätzt. Das

tatsächliche Haushaltsnettoeinkommen bei Kindern unter der 50-%-Schwelle

lag bei 77,7% in den alten und sogar bei 92% in den neuen Bundesländern un-

ter dem gerade als ausreichend erachteten.
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1992
West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

Beurteilung des Einkommens als ein....

....sehr schlechtes3 (Ø in DM) 1736 2560 1111 1659

Tatsächliches Einkommen geringer/gleich (in %) 27,7 1,1* 44,3 5,1

....schlechtes4(Ø in DM) 1947 2914 1260 1923

Tatsächliches Einkommen geringer/gleich (in %) 33,9 2,3 51,7 9,5

....noch ungenügendes (Ø in DM) 2220 3326 1558 2265

Tatsächliches Einkommen geringer/gleich (in %) 45,7 7,0 74,9 20,1

....gerade ausreichendes (Ø in DM) 2594 3834 1859 2723

Tatsächliches Einkommen geringer/gleich (in %) 77,7 31,8 92,0 53,0

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Fragetext: "Welches Haushaltsnettoeinkommen würden Sie - bezogen auf ihre Lebensumstän-

de - als ein sehr  schlechtes Einkommen ansehen?".
4 Fragetext: "Und was wäre für Sie - immer bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen ein

schlechtes/noch ungenügendes/gerade ausreichendes Einkommen? ".

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� %HZHUWXQJ�GHU�ILQDQ]LHOOHQ�$EVLFKHUXQJ�LQ�YHUVFKLHGHQHQ�/HEHQV�
VLWXDWLRQHQ�GXUFK�GLH�0�WWHU

Ein Wohlfahrtsstaat wie die Bundesrepublik Deutschland ist durch ein umfang-

reiches System der sozialen Sicherung gekennzeichnet. Das Vertrauen in die

Funktionsfähigkeit dieses Systems in einer schwierigen Einkommenssituation

wird nun untersucht. Im Sozio-ökonomischen Panel wurde 1992 nach der Ein-

schätzung der persönlichen finanziellen Absicherung bei Krankheit, Arbeitslo-

sigkeit, im Alter und bei Pflegebedürftigkeit gefragt. In allen erfragten Berei-

chen fühlten sich die Mütter in Haushalten unterhalb der 50-%-Schwelle

schlechter abgesichert. Die insgesamt bei diesem Fragenkomplex zutage tre-

tende hohe Unsicherheit, die sich in der häufigen Auswahl der Kategorie "weiß

nicht" zeigte, war bei den ärmeren Müttern noch ausgeprägter, insbesondere bei

der Einschätzung der Absicherung bei Arbeitslosigkeit.
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1992
West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Persönliche finanzielle Absicherung ist....
....bei Krankheit

sehr gut/gut 48,4 69,5 30,1 55,3
befriedigend 29,5 18,7 32,6 24,9
weniger gut/schlecht 18,8 9,2 21,0* 12,0
weiß nicht 3,3 2,6 12,9* 7,7

....bei Arbeitslosigkeit
sehr gut/gut 14,1 27,4 11,7* 12,4
befriedigend 22,3 21,1 28,1 23,8
weniger gut/schlecht 37,4 34,4 51,8 54,6
weiß nicht 26,3 14,5    7,0* 8,7
trifft nicht zu, Rentner -     2,6* -    0,6*

....für das Alter
sehr gut/gut 16,1 34,4 6,7* 23,1
befriedigend 21,3 26,4 30,5* 26,6
weniger gut/schlecht 46,9 28,6 38,9 33,4
weiß nicht 15,6 10,6 23,9* 16,8

....bei Pflegebedürftigkeit
sehr gut/gut 7,4 12,2 - 9,4
befriedigend 8,2 12,8    9,9* 11,4
weniger gut/schlecht 58,6 54,8 57,3 55,2
weiß nicht 25,8 20,2 29,0 24,0

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
* Fallzahl < 30
- Fallzahl < 5

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Auffallend viele Mütter gaben an, daß sie ihre Absicherung im Alter und bei

Pflegebedürftigkeit für weniger gut bzw. schlecht halten. Diese Einschätzung

ist insgesamt weit verbreitet, bei den Müttern unter der 50-%-Schwelle aller-

dings besonders deutlich. Hier herrscht offensichtlich eine hohe Unsicherheit

bezüglich der sozialen Sicherung.
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������ :LFKWLJNHLWVHLQVFKlW]XQJ�YHUVFKLHGHQHU�/HEHQVEHUHLFKH�EHL�GHQ

0�WWHUQ

Im folgenden steht die Frage im Vordergrund, ob sich subjektive Prioritäten in

den unterschiedlichen Lebenslagen unterscheiden. In den Jahren 1990 und 1994

wurden die Befragten des Sozio-ökonomischen Panels gebeten anzugeben, wie

wichtig verschiedene Bereiche für ihr Wohlbefinden und ihre Zufriedenheit

bzw. für ihr Leben sind. Die Antwortmöglichkeiten lauten sehr wichtig, wich-

tig, weniger wichtig und ganz unwichtig (vgl. Noll 1989). Vor allem der private

Bereich von Familie, Ehe und Partnerschaft sowie Kindern hat in der Bevölke-

rung eine besonders hohe Bedeutung (vgl. Weick 1997a). - und wird von Müt-

tern noch häufiger als sehr wichtig eingestuft. Die Differenz beträgt bei der

Wichtigkeit von Familie jeweils mehr als 10% und bei der Wichtigkeit von

Kindern etwa 20% (tabellarisch nicht ausgewiesen). Es sind aber durchaus

Unterschiede zwischen den Müttern der verschiedenen Einkommensgruppen zu

beobachten (vgl. Tabelle 64). Die Mütter unterhalb der 50-%-Schwelle geben

bei den verschieden Items zum privaten Bereich seltener als die Mütter, die

oberhalb dieser Schwelle leben, "sehr wichtig" an. Einer glücklichen Ehe bzw.

Partnerschaft wird von den Müttern eine höhere Priorität zugemessen als Kin-

dern. 81,3% der westdeutschen Mütter über der 50-%-Schwelle und 68,4% der

Mütter unter der 50-%-Schwelle erachteten 1990 eine glückliche Ehe oder

Partnerschaft als sehr wichtig im Leben.
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1990 1994
West Ost West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

Für mein Wohlbefinden
u. meine Zufriedenheit/

mein Leben ist3 .....
%

die Familie
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

95,4
  4,6*

96,5
3,5

84,2
15,1

90,9
8,7

88,3
11,7*

94,9
 4,9

eine glückliche Ehe/
Partnerschaft

sehr wichtig
wichtig

68,4
27,7

81,3
16,7

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

Kinder haben
sehr wichtig
wichtig

62,3
34,0

69,8
27,8

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

die Freizeit
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

45,7
45,6

38,0
52,1

27,1
60,1

27,9
62,0

24,0
61,0

21,9
64,5

der Freundeskreis
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

28,0*
53,7

29,2
55,6

34,7
56,4

34,6
57,4

25,0
62,8

26,7
59,4

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Fragetext 1990 Westdeutschland: "Verschiedenen Menschen sind verschiedene Dinge im

Leben wichtig. Sind für Sie persönlich folgende Dinge heute sehr wichtig, wichtig, weniger
wichtig, oder ganz unwichtig?".

* Fallzahlen < 30.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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1990 1994
West Ost West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

Für mein Wohlbefinden
u. meine Zufriedenheit/

mein Leben ist3 .....
%

die Wohnung
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

/
/

/
/

56,4
41,4

47,2
49,9

78,5
19,2

56,2
42,9

ein eigenes Haus haben
sehr wichtig
wichtig

17,4
44,8

21,8
39,4

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

die Gesundheit
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

90,5
9,5*

91,6
8,0

87,0
13,0

80,6
18,8

91,7
8,3*

81,1
18,3

sich politisch, gesell-
schaftlich einsetzen

sehr wichtig
wichtig

 1,1*
14,8

2,0*
21,3

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

der Schutz der natürli-
chen Umwelt

sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

72,9
25,2*

61,3
35,8

51,2
44,5

45,6
47,0

49,4
44,3

36,0
56,3

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Fragetext 1990 Westdeutschland: "Verschiedenen Menschen sind verschiedene Dinge im

Leben wichtig. Sind für Sie persönlich folgende Dinge heute sehr wichtig, wichtig, weniger
wichtig oder ganz unwichtig?".

* Fallzahlen < 30.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Ein breiter Konsens besteht in Ost und West sowie zwischen den Einkom-

mensgruppen über die Wichtigkeit der Gesundheit (vgl. Tabelle 65). Nahezu

alle befragten Mütter geben an, das dieser Bereich für ihr Wohlbefinden sehr

wichtig oder wichtig ist. Dabei ist die Gesundheit für die einkommensschwä-

cheren Mütter noch relevanter; sie geben häufiger "sehr wichtig" an. Die Be-

deutung der Freizeit ist dagegen deutlich geringer. Zwar wird sie überwiegend

als wichtig erachtet, aber der Anteil derjenigen Mütter, die Freizeit als sehr

wichtig einstufen, lag 1994 deutlich geringer als bei der Gesundheit oder der

Partnerschaft. In den neuen Bundesländern ist zudem ein deutlicher Rückgang

in der Bedeutung der Freizeit zu beobachten.
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1990 1994
West Ost West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

Für mein Wohlbefinden
u. meine Zufriedenheit/

mein Leben ist3 .....
%

die Arbeit
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

59,6
36,2

49,8
46,5

19,0
55,0

21,9
61,6

55,7
40,8

49,3
46,4

Erfolg im Beruf
sehr wichtig
wichtig

15,8
39,7

12,0
54,3

45,6*
44,3

28,7
60,2

20,0
35,8

12,6
45,6

35,7
45,5

22,7
61,1

das Einkommen
sehr wichtig
wichtig

/
/

/
/

76,7
16,2*

63,1
33,5

61,1
35,2

39,1
55,9

83,4
16,0*

63,7
34,9

sich etwas leisten kön-
nen

sehr wichtig
wichtig

12,9
65,7

10,1
64,1

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

/
/

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Fragetext 1990 Westdeutschland: "Verschiedenen Menschen sind verschiedene Dinge im

Leben wichtig. Sind für Sie persönlich folgende Dinge heute sehr wichtig, wichtig, weniger
wichtig, oder ganz unwichtig?".

* Fallzahlen < 30.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Der Stellenwert zentraler materieller Lebensbereiche wie Einkommen und Ar-

beit, die Bereiche also, die auf die Existenzsicherung ausgerichtet sind, haben

insbesondere in Ostdeutschland einen ähnlich hohen Stellenwert wie der pri-

vate Bereich. Über 90% der Mütter geben an, daß ihnen die Arbeit und das

Einkommen sehr wichtig oder wichtig sind. Erfolg im Beruf liegt in der Be-

deutung etwas niedriger, wird aber noch vergleichsweise hoch bewertet. In al-

len drei Bereichen geben ostdeutsche Mütter, die unterhalb der 50-%-Schwelle

leben, z.T. erheblich häufiger an, daß dieser Bereich für sie sehr wichtig ist.

Eine besonders hohe Bedeutung kommt dem Einkommen zu. Hier finden sich

gerade bei Müttern unter der 50-%-Schwelle erstaunlich viele, die das Ein-

kommen als sehr wichtig für das Wohlbefinden und die Zufriedenheit einschät-

zen. Gerade in einer Mangelsituation kommt den materiellen Grundlagen bei

Müttern mit Kindern eine große Bedeutung zu.
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Hier werden nun verschiedene spezifische Aspekte des subjektiven Wohlbefin-

dens bei Müttern in die Untersuchung einbezogen, um das subjektive „Klima“

in den Familien von Kindern in einkommensschwachen Haushalten zu be-

schreiben. Dazu werden negative Aspekte des subjektiven Befindens (Glatzer

1984c) und Zukunftserwartungen im Haushaltskontext von Kindern ausgewer-

tet.

�������� 6RUJHQ�GHU�0�WWHU

Im folgenden werden auf konkrete Probleme bezogene Sorgen als Indikatoren

des subjektiven Wohlbefindens herangezogen. Erwachsene in einkommens-

schwachen Positionen äußern vermehrt allgemeine Ängste und Sorgen (vgl.

Schott-Winterer 1990: 64). In Bereichen, die sich auf die persönliche Situation

beziehen, werden weniger Sorgen geäußert als im Bezug auf allgemeine Pro-

bleme wie Umweltschutz oder Kriminalität (Buhlmann und Habich 1997). Bei

Müttern in einkommensschwachen Haushalten treten allerdings auch im priva-

ten Bereich vermehrt Sorgen zutage (vgl. Tabelle 67). Mütter, die unterhalb der

50-%-Schwelle leben, äußern im Vergleich zu Müttern in höheren Einkom-

menspositionen bei den verschiedenen Problembereichen häufiger, daß sie sich

große Sorgen machen. Dies trifft vor allem auf solche Bereiche zu, die direkt

mit ihrer materiellen (existentiellen) Situation zusammenhängen. Besonders

deutlich wird dies bei den Sorgen um die eigene wirtschaftliche Entwicklung.

Hier ist ein drastischer Unterschied zwischen den Müttern der verschiedenen

Einkommensgruppen auszumachen. Je nach Erhebungszeitpunkt machen sich

2- bis mehr als 3mal so viele Mütter der unteren Einkommensgruppe große

Sorgen um die eigene wirtschaftliche Entwicklung. Die eigene Betroffenheit

von einer wirtschaftlich schwierigen Situation drückt sich hier besonders stark

aus. Die raschen wirtschaftlichen Veränderungen in den neuen Bundesländern

gehen mit Unsicherheiten und Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation

einher. In den alten Bundesländern sind vor allem bei Müttern von Kindern in

einkommensschwachen Haushalten ab 1994 zunehmende Sorgen zu beobach-
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ten, in den neuen Bundesländern hat die Differenzierung zwischen den beiden

Einkommensgruppen zugenommen. Weniger spezifische Sorgen um die allge-

meine wirtschaftliche Entwicklung sind auch bei Müttern in besseren Einkom-

menspositionen verbreitet - mit einem erneuten Anstieg des Anteils mit großen

Sorgen im Jahr 1994.

Die Sicherheit des Arbeitsplatzes bereitet etwa doppelt so vielen der ärmeren

Mütter große Sorgen als den einkommensstärkeren. Im Vergleich zu anderen

Bereichen ist die Angst um die Arbeitsstelle i. d. R. allerdings eher sekundär,

dabei bilden jedoch die ostdeutschen Mütter 1994 eine Ausnahme. Gerade

diejenigen, die mit ihren Familien schon jetzt zu den Ärmeren zählen, sehen

die Lage auf dem Arbeitsmarkt mit großer Sorge.

Mütter in einkommensschwachen Haushalten sind auch stärker von Sorgen um

die Möglichkeiten der Kinderbetreuung betroffen. Für sie ist die Möglichkeit

der Erwerbstätigkeit üblicherweise an eine funktionierende Kinderbetreuung

gekoppelt, denn in diesen Haushalten stehen kaum finanzielle Ressourcen für

Tagesmütter oder andere private Möglichkeiten zur Kinderbetreuung zur Ver-

fügung.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��6RUJHQ�GHU�0XW�
WHU

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

"Große Sorgen"
machen sich über...

%

...die allgemeine
wirtschaftliche
Entwicklung

36,6 32,5 35,7 19,1  39,4* 36,7 43,6 35,9 44,3 35,8

...ihre eigene wirt-
schaftliche Ent-
wicklung

36,8 17,9 37,2 10,6  33,9* 33,4 40,6 14,6 59,9 29,2

...den Schutz der
Umwelt

42,9 55,8 59,6 70,6 49,0 59,0 43,7 48,2 42,9 37,1

...die Entwicklung
des Friedens

53,7 57,7 41,9 29,6 37,1 40,5 52,3 45,3 68,4 50,6

...die Sicherheit
ihres Arbeits-
platzes3

23,3 15,7  11,9* 5,8 36,3* 38,2    9,5* 5,1 52,4* 20,0

...die Möglichkeiten
der Kinder-
betreuung 4

/ / / / 51,6* 35,0 21,0 10,1 18,2* 12,9

...den Verlust Ihrer
bisherigen Nut-
zungs- und Vermö-
gensrechte5

/ / / / 10,8* 13,7 15,7 7,8 29,0 16,0

...Sich-zurecht-
finden unter den
neuen Bedingungen

/ / / / 12,6* 10,6 / / / /

...die Entwicklung
der Kriminalität in
Deutschland

/ / / / / / 60,3 45,6 74,6 70,6

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
3 Nur Erwerbstätige.
4 Nur Befragte, in deren Haushalt kleine Kinder leben.
5 Beispielsweise an Wohnung, Grund und Boden, Gebäuden.
* Fallzahl < 30.
/ Frage wurde in dem entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� 6RUJHQ�GHU�0�WWHU�LP�/lQJVVFKQLWW

Andreß (1996a: 343) konnte bei der Bevölkerung ab 16 Jahren nach einem Ab-

stieg in Einkommensarmut ein höheres Ausmaß an Sorgen um die eigene wirt-

schaftliche Entwicklung identifizieren (34,5%) als ohne Abstieg (12,3%) oder

bei einem Aufstieg aus Einkommensarmut (25,6%). Auch im Haushaltskontext
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von Kindern sind deutliche Unterschiede zwischen Zeiten über und unter der

50-%-Schwelle nachzuweisen. Die Einbeziehung der Dauer (bzw. der Häufig-

keit) von Einkommensarmut macht den Zusammenhang der Armutserfahrung

und vermehrten Sorgen um die eigene wirtschaftliche Entwicklung besonders

deutlich (vgl. Tabelle 68). Bereits die Erfahrung eines Absinkens unter die 50 -

 %-Schwelle erhöht die Besorgnis, selbst wenn der einkommensschwache Be-

reich wieder verlassen wurde. Mütter, die zu keinem Beobachtungszeitpunkt

von 1991 bis 1995 unter der 50-%-Schwelle lagen, äußerten in einem erheblich

geringeren Umfang Sorgen um die eigene wirtschaftliche Entwicklung als

Mütter, die mindestens einmal unter der 50-%-Schwelle lagen. Auch in den

Jahren über der 50-%-Schwelle machte sich ein vergleichsweise hoher Anteil

von Müttern große Sorgen. In den alten Bundesländern ist der durchschnittliche

Anteil der Besorgten bei mindestens dreimaligem Absinken unter die 50-%-

Schwelle am höchsten (41,5%), während in den neuen Bundesländern keine

weitere Zunahme – bei dem ohnehin hohen Niveau - zu verzeichnen ist

(54,9%). Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß in den neuen Bundesländern

die Zeiten unter der 50-%-Schwelle - bei höherer Fluktuation - kürzer sind.

Insgesamt zeigt die Längsschnittbeobachtung, daß die Erfahrung von niedrigen

Einkommenspositionen vielfach von nachhaltigen Sorgen um die eigene wirt-

schaftliche Entwicklung begleitet wird. Sie stellen sich somit nicht nur als

kurzfristige Reaktion auf eine Veränderung der materiellen Lage ein, sondern

können sich bei lang anhaltender prekärer Einkommenssituation verschärfen.

Diese Befunde sprechen nicht für eine Adaption der Anspruchsniveaus an die

objektive Einkommenssituation bei zunehmender Dauer der Einkommensde-

privation (vgl. Inglehart und Rabier 1986), zumindest wenn es sich wie hier um

sehr spezifische Defizite beim subjektiven Wohlbefinden handelt und nicht um

allgemeine Zufriedenheitsbewertungen.
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7DEHOOH�����6RUJHQ�GHU�0�WWHU�LP�/lQJVVFKQLWW

1991-1995
Jahre unter

50-%-Schwelle1
Jahre über

50-%-Schwelle
Anzahl der Jahre
unter der 50-%-Schwelle

%

0 Ost 26,7
West 10,0

1-2 Ost 57,5 49,5
West 30,0 20,0

≥ 3 Ost 54,9 36,2
West 41,5 21,1

1 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� =XNXQIWVHUZDUWXQJHQ�GHU�0�WWHU�����

Die Erwartungen an die Zukunft geben Hinweise darauf, ob Mütter momentane

Probleme in verschieden Bereichen als eher vorübergehend erachten oder ob

hier vermehrt Hoffnungslosigkeit zu erkennen ist. Die Zukunftseinschätzung

der verschiedenen Bereiche läßt erkennen, daß auch Mütter in einkommens-

schwachen Positionen insgesamt nur wenig pessimistischer nach vorne sehen

als Mütter in einkommensstärkeren Positionen. Gerade im Hinblick auf die

Kinder in diesen Haushalten erscheint es wichtig, daß hier nicht nur eine pes-

simistische Grundtendenz vorherrscht, sondern daß Probleme als zu bewälti-

gend angesehen werden. Bei den eher allgemeinen Zukunftserwartungen hin-

sichtlich der persönlichen Zukunft der Müttern in den nächsten Jahren (vgl.

Tabelle 69) zeigen sich erstaunlich geringe Unterschiede sowohl zwischen Ost-

und Westdeutschen als auch zwischen einkommensstärkeren und -schwächeren

Müttern. Optimistisch oder eher optimistisch zeigen sich etwas mehr als 70%

der Mütter unterhalb der 50-%-Schwelle, während entsprechende Aussagen

von knapp 80% der Mütter in den einkommensstärkeren Haushalten getroffen

werden.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��=XNXQIWVHUZDU�
WXQJHQ�GHU�0�WWHU

1994
West Ost

unter  50%2 über 50% unter  50% über 50%
Ganz allgemein, sind Sie
da ...

%

... optimistisch 27,0 27,9 29,1 24,2

... eher optimistisch als
    pessimistisch

44,7 50,5 44,0 54,5

... eher pessimistisch als
    optimistisch

21,9 19,7 21,0 18,2

... pessimistisch 6,4* 2,0 5,9* 3,1

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Bei der Zukunftseinschätzung einzelner Bereiche, die mit den materiellen Le-

bensbedingungen zu tun haben, erkennt man Differenzen zwischen den Ein-

kommensgruppen. Bei der Entwicklung des Einkommens sehen Mütter unter-

halb der 50-%-Schwelle etwas pessimistischer in die Zukunft als in den höhe-

ren Einkommenspositionen, dennoch überwiegt auch hier eine optimistische

Sicht. Die Entwicklung der beruflichen Möglichkeiten wird von Müttern im

unteren Einkommensbereich auch weniger optimistisch wahrgenommen als bei

Müttern mit einem höheren Haushaltseinkommen, was aufgrund des geringeren

Ausbildungsniveaus in dieser Bevölkerungsgruppe auch realistisch erscheint.

Immerhin sehen auch diesen zentralen Bereich etwa die Hälfte der einkom-

mensschwächeren Mütter mit Zukunftsoptimismus.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ���=XNXQIWVRSWL�
PLVPXV�GHU�0XWWHU�LQ�YHUVFKLHGHQHQ�%HUHLFKHQ�

Westdeutschland Ostdeutschland
unter  50%3 über 50 % unter  50% über 50 %

Entwicklung... "optimistisch"/"eher optimistisch" in %

... des Einkommens 54,9 68,0 54,3 64,8

... der Gesundheit 89,2 88,6 82,3 91,4

... der beruflichen Möglichkeiten 51,2 67,2 47,8 61,0

... der familiären Situation 89,4 91,6 93,2 95,4

... der Kosten für den
    Lebensunterhalt

46,9 50,6 37,0 39,3

... der regionalen Umweltsituation 50,0 51,7 45,7 53,5

... der politischen Einflußnahme 10,4 10,9 12,6*   9,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Antwortvorgaben waren "optimistisch"; "eher optimistisch"; "eher pessimistisch"; "pessimi-

stisch".
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach  BSHG) zur Verfügung steht.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

�������� (LQVFKlW]XQJ�GHU�6HOEVW��)UHPGEHVWLPPWKHLW�GHU�0�WWHU

Anhand verschiedener Statements wird untersucht, inwieweit Mütter von Kin-

dern unter 16 Jahren glauben, daß ihr persönliches Schicksal durch das eigene

Verhalten bestimmt wird (vgl. Tabelle 71). Die Angaben von Müttern unter der

50-%-Schwelle erscheinen hier uneinheitlich: Sowohl Items zur Fremdbe-

stimmtheit als auch zur Selbstbestimmtheit finden mehr Zustimmung als bei

Müttern oberhalb der 50-%-Schwelle. Die einkommensärmeren Mütter wählen

diesbezüglich eher extreme Antwortvorgaben.



176

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��(LQVFKlW]XQJ�GHU
6HOEVW��)UHPGEHVWLPPWKHLW�LP�/HEHQ�GHU�0�WWHU���$QWHLOH�PLW�=XVWLPPXQJ�]X�YHUVFKLH�
GHQHQ�$XVVDJHQ

1994
West Ost

unter
50%3

über
50%

unter
50%

über
50%

%

Ich kann ziemlich viel von dem, was in
meinem Leben passiert, selbst bestimmen.

30,0 20,0 39,8 19,2

Planen macht einen Menschen nur unglück-
lich, da Pläne sich kaum jemals in die
Wirklichkeit umsetzen lassen.

   8,5*    3,7 17,5*    2,3*

Mein Leben wird von meinem Verhalten
bestimmt.

32,0 18,7 33,0 25,0

Ich meine, keiner kann seinem Schicksal
entgehen. Es kommt im Leben alles wie es
kommen muß.

37,5 17,3 35,9 16,5

Wenn ich bekomme, was ich will, so ge-
schieht dies meistens aus Glück.

   9,0*    3,8 20,6*    2,4*

Wenn ich Pläne schmiede, bin ich sicher,
daß das Geplante auch Wirklichkeit wird.

   8,2*    5,6 20,6*    5,5

Es hat wenig Sinn, fest umrissene Ziele zu
verfolgen, weil doch immer etwas Uner-
wartetes dazwischenkommt.

19,0    4,7 24,8    6,1

Es kommt doch immer anders als man
denkt, man kann sich auf nichts verlassen.

   21,6    5,0 37,1    6,8

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Antwortvorgaben waren "Stimme voll zu"; "Stimme eher zu"; "Stimme eher nicht zu",

"Stimme überhaupt nicht zu".
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Ein Statement zur Fremdbestimmtheit, das eine stark resignative Haltung indi-

ziert, lautet: ,FK�PHLQH��NHLQHU�NDQQ�VHLQHP�6FKLFNVDO�HQWJHKHQ��(V� NRPPW� LP

/HEHQ� DOOHV�� ZLH� HV� NRPPHQ�PX��� In den alten Bundesländern stimmten von

den Müttern unter der 50-%-Schwelle 37,5% diesem Statement voll zu, von

den einkommensstärkeren nur 17,3%. In den neuen Bundesländern stimmen
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39,8% der Mütter unter und 19,2% der Mütter über der 50-%-Schwelle diesem

Statement zu. Eine andere Aussage zur Selbstbestimmtheit lautet: 0HLQ�/HEHQ

ZLUG�YRQ�PHLQHP�9HUKDOWHQ�EHVWLPPW��Auch dieses Statement findet bei Müt-

tern unter der 50-%-Schwelle mehr Zustimmung (West: 32%; Ost: 33%) als bei

Müttern in höheren Einkommenspositionen (West: 18,7%; Ost: 25%). Fremd-

bestimmtheit, aber auch Selbstbestimmtheit wird im unteren Einkommensbe-

reich akzentuiert wahrgenommen. Insgesamt findet man das durchgängige Mu-

ster, daß Mütter in einkommensstärkeren Positionen sowohl Aussagen zur

Selbstbestimmtheit als auch Aussagen zur Fremdbestimmtheit weniger stark

zustimmen als Mütter in einkommensschwachen Positionen.  Das weist auf ein

stärkeres Abwägen zwischen Selbst- und Fremdbestimmtheit in höheren Ein-

kommenspositionen hin. Ein einzelner Faktor wird als weniger deterministisch

erachtet.

�������� $QRPLHV\PSWRPH�0�WWHU

Ob Personen mit ihrer Umwelt zurechtkommen und sich in die Gesellschaft

integriert fühlen, kann auf der subjektiven Ebene anhand von Anomiesys-

mptomen untersucht werden (vgl. Glatzer 1984c; Bulmahn und Habich 1994).

Insbesondere verwitwete Menschen, aber auch getrennt lebende Personen wei-

sen vermehrt Anomiesymptome auf, während dies in Familienformen mit Kin-

dern seltener der Fall ist (Weick 1997a). Verstärkt zeigen sich diese Symptome

in Ostdeutschland. Auch bei einkommensschwächeren Müttern findet man

überdurchschnittlich häufig Orientierungsprobleme und geringe Zuversicht für

die Zukunft (vgl. Tabelle 70). Der Aussage, daß sie "sehr" zuversichtlich an die

Zukunft denken, stimmen 41% der Mütter unter der 50-%-Schwelle in den al-

ten Bundesländern zu, gegenüber 62,6% bei den einkommensstärkeren Müt-

tern. In den neuen Bundesländern sind diese Unterschiede etwas weniger aus-

geprägt, und vor allem Einsamkeit ist in der einkommensschwachen Gruppe

weniger verbreitet als in Westdeutschland. Ostdeutsche Mütter fühlen sich of-

fensichtlich auch bei einer prekären finanziellen Situation gesellschaftlich stär-

ker integriert. Mütter unter der 50-%-Schwelle äußerten Probleme, sich mit

komplizierten Verhältnissen zurechtzufinden. Zu Beginn des ostdeutschen
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Transformationsprozesses 1990, waren bei den ostdeutschen Müttern in der

einkommensschwachen Gruppe vermehrt Anomiesymptome festzustellen. Of-

fensichtlich haben schwierige private finanzielle Verhältnisse Gefühle der Ori-

entierungslosigkeit in der Zeit des rapiden sozialen Wandels verstärkt.

7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��,QGLNDWRUHQ�]X
(LQVFKUlQNXQJHQ�GHV�VXEMHNWLYHQ�:RKOEHILQGHQV��$QRPLHV\PSWRPH��GHU�0�WWHU

1990 1992
Ost West Ost

unter
50%2

über
50%

unter
50%

über
50%

unter
50%

über
50%

"stimmt ganz und gar"/"stimmt eher" in  %

Wenn ich an die Zukunft denke bin
ich eigentlich sehr zuversichtlich.

66,8 59,6 41,0 62,6 54,7 62,9

Ich fühle mich oft einsam.  40,6* 18,2 34,0 18,0 21,8 18,4

Meine Arbeit macht mir eigentlich
keine Freude.

 17,5* 12,8 27,3 18,3 10,2* 17,3

Die Verhältnisse sind so kompliziert
geworden, daß ich mich fast nicht
zurechtfinde.

50,9 24,9 32,7 10,6 44,5 21,4

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
* Fallzahl < 30.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

������ /HEHQV��XQG�%HUHLFKV]XIULHGHQKHLWHQ�GHU�0�WWHU

Während bisher in erster Linie die affektiven Komponenten des subjektiven

Wohlbefindens untersucht wurden, werden nun mit den Zufriedenheitsbewer-

tungen stärker kognitive Komponenten - als Ergebnis von Vergleichsprozessen

– in den Vordergrund gestellt (vgl. Glatzer 1988; Glatzer 1984c; Buhlmann und

Habich 1997). Niedrigeinkommensbezieher äußerten sich in Bevölkerungsum-

fragen vermehrt unzufrieden mit dem Leben (Schott-Winterer 1990; Berger

1984a). Die Zufriedenheit der Eltern, insbesondere der Mütter, mit denen die

Kinder i. d. R. erheblich mehr Zeit verbringen als mit einer anderen Bezugsper-

son innerhalb des Haushalts, ist auch für die Kinder von besonderer Relevanz.
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Neben der Zufriedenheit mit der materiellen Versorgung sollen auch andere

spezifische und allgemeine Zufriedenheitsangaben berücksichtigt werden. Es

wird daher für einige zentrale Lebensbereiche die Zufriedenheit der Mütter von

Kindern bis 16 Jahren, die im Sozio-ökonomischen Panel noch nicht selbst

befragt wurden, dargestellt. Die Zufriedenheiten werden als Mittelwerte aus-

gewiesen. Die Basis ist eine Skala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10

"ganz und gar zufrieden".

Lebensformen im Familienverbund gehen in der Regel mit einer höheren Le-

benszufriedenheit einher als das Leben ohne Partner (Weick 1997a; Weick

1997c). Es ist auch bei Müttern ein deutlicher Zusammenhang bei der allge-

meinen Lebenszufriedenheit mit dem Einkommen zu finden. Die allgemeine

Lebenszufriedenheit - als summarisches Maß des subjektiven Wohlbefindens -

ist bei Müttern, die in Haushalten unterhalb der 50-%-Schwelle leben, in der

Regel durchschnittlich deutlich niedriger als bei Müttern in einkommensstärke-

ren Haushalten (vgl. Tabelle 84). Eine eindrucksvolle Ausnahme bilden 1990

die ostdeutschen Mütter. Hier zeigten sich die einkommensärmeren Mütter

deutlich zufriedener. Die Angaben dieser Frauen waren zudem von einem aus-

geprägten Optimismus gekennzeichnet: Sie erwarteten eine Steigerung ihrer

Lebenszufriedenheit in fünf Jahren. In dieser besonderen Situation vor der

deutschen Wiedervereinigung glaubte man an eine deutliche Verbesserung im

materiellen Bereich und auch beim subjektiven Wohlbefinden. Die vergangene

Lebenszufriedenheit (vor 5 Jahren) wurde von ostdeutschen Müttern dagegen

deutlich schlechter eingestuft als die gegenwärtige. Die Durchschnittswerte von

1994 lassen von dem Wiedervereinigungsoptimismus jedoch nichts mehr er-

kennen. Die Lebenszufriedenheit ist vor allem bei den einkommensschwachen

Müttern deutlich gesunken, und diese Frauen erwarten auch für die nächsten

fünf Jahre kaum noch eine Verbesserung ihrer Situation.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��$OOJHPHLQH�XQG
HUZDUWHWH�/HEHQV]XIULHGHQKHLW��GHU�0�WWHU

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %3

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

∅

Gegenwärtige Le-
benszufriedenheit

6,7 7,7 6,8 7,4 7,2 6,5 6,7 7,2 5,7 6,3

Lebenszufriedenheit
vor 5 Jahren
(1984 vor 1 Jahr)

6,4 7,5 / / 6,4 6,0 / / / /

Lebenszufriedenheit
in 5 Jahren
(1984 in 1 Jahr)

6,9 7,7 / / 7,6 7,6 6,6 7,4 5,8 6,9

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10 "ganz und gar

zufrieden".
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Insgesamt zeigen sich die Mütter im Osten Deutschlands erheblich unzufriede-

ner mit ihrem Leben als diejenigen im Westen. Westdeutsche Mütter bewerte-

ten in den beiden Einkommensgruppen ihre Lebenszufriedenheit jeweils um

etwa einen Skalenpunkt höher als ostdeutsche (vgl. Weick 1997d). Ähnliche

Zufriedenheitsrelationen für Ost und West findet man auch bei der erwachse-

nen Bevölkerung insgesamt. Während Mütter unter der 50-%-Schwelle in den

alten Bundesländern 1994 ein leichtes Absinken ihrer Lebenszufriedenheit für

die Zukunft erwarteten, gingen Mütter in einkommensstärkeren Haushalten von

einer leichten Erhöhung in der Zukunft aus.



181

Nicht nur die Lebenszufriedenheit, sondern auch die Zufriedenheit mit ausge-

wählten Lebensbereichen war bei denjenigen Müttern, die mit ihren Kindern

unterhalb der 50-%-Schwelle lebten, im allgemeinen niedriger. Zu den geringe-

ren Zufriedenheiten bei einkommensschwächeren Müttern ist anzumerken, daß

diese mit einer erhöhten Heterogenität der Zufriedenheitsbewertungen einher-

gingen.

$EELOGXQJ�����=XIULHGHQKHLWHQ�GHU�0�WWHU�PLW�GHP�+DXVKDOWVHLQNRPPHQ�XQG�GHP�/HEHQ
DOOJHPHLQ�QDFK�(LQNRPPHQVYLHOIDFKHQ�

Mittelwert2

4,4

6

6,7

7,2

7,2

8,1

6,7

7,1

7,2

7,5

7

7,8

3,3

4,2

5,2

6,4

7,1

7,7

5,7

5,8

6,4

6,7

7

7

+DXVKDOWVHLQNRPPHQ

< 0,5

0,5-0,75

0,75-1

1-1,25

1,25-1,5

> 1,5

/HEHQV]XIULHGHQKHLW

< 0,5

0,5-0,75

0,75-1

1-1,25

1,25-1,5

> 1,5

0 2 4 6 8 10

West Ost

*

* Fallzahl < 30.
1 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommens nach BSHG) zur Verfügung steht.
2 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10 "ganz und gar

zufrieden".
Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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7DEHOOH�����+DXVKDOWVNRQWH[W�YRQ�.LQGHUQ��QDFK�(LQNRPPHQVJUXSSHQ��=XIULHGHQKHLWHQ�

GHU�0�WWHU�PLW�YHUVFKLHGHQHQ�/HEHQVEHUHLFKHQ

1984 1990 1994
West West Ost West Ost

unter
50 %2

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

unter
50 %

über
50%

Zufriedenheit mit... ∅

...Gesundheit 7,2 7,5 6,6 7,2 7,5 7,3 6,2 7,1 6,6 6,9

...Haushalts-
einkommen

4,8 6,9 5,2 6,9 5,5 5,5 4,4 6,6 3,3 5,4

...Wohnung 6,9 7,8 6,6 7,5 6,5 6,7 6,7 7,6 6,0 6,4

...Wohngegend / / / / 7,2 6,4 7,4 7,7 6,0 6,5

...Arbeit4 6,5 7,7 7,5 7,4 7,9 7,1 6,4 7,0 6,1 6,9

...Tätigkeit im
Haushalt5

7,1 7,1 6,6 6,6 / / 6,0 6,4 6,1 6,4

...ihrer freien Zeit6 5,9 6,7 / / / / 5,7 6,0 5,3 5,3

...Umfang der
   freien Zeit

/ / 5,7 5,9 / / / / / /

...Freizeit-
verwendung

/ / 6,3 6,8 / / / / / /

...dem Lebens-
standard

/ / / / / / / / / /

...vorhandenen
Möglichkeiten der
Kinderbetreuung7

/ / / / 7,4 7,8 / / / /

...Angebot an
Waren und
Dienstleistungen

/ / / / 3,3 2,9 5,9 6,8 5,5 5,6

...Zustand der
Umwelt in der
Region

/ / / / 2,9 2,8 6,1 6,3 5,0 5,0

1 Kinder bis 16 Jahre, die im SOEP nicht selbst befragt wurden.
2 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10 "ganz und gar

zufrieden".
3 Personen, denen weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Einkommens (Äquivalenzein-

kommen nach BSHG) zur Verfügung steht.
4 Bei Erwerbstätigen.
5 Bei im Haushalt Tätigen.
6 1994: ihrer Freizeit.
7 Bei Kindern im Haushalt.
/ Frage wurde im entsprechenden Jahr nicht gestellt.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.
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Wie schon bei der allgemeinen Lebenszufriedenheit wichen auch bei den Be-

reichszufriedenheiten die ostdeutschen Mütter 1990 von dem ansonsten domi-

nierenden Muster in einigen Bereichen ab. Beispielsweise sind die einkom-

mensschwächeren Mütter mit der Arbeit und dem Lebensstandard insgesamt

sogar etwas zufriedener als die einkommensstärkeren Mütter. Vier Jahre nach

der Wiedervereinigung waren aber auch in Ostdeutschland die einkommens-

schwächeren Mütter in nahezu allen Lebensbereichen unzufriedener als die

einkommensstärkeren. In Ost- und Westdeutschland trifft das Muster "ein-

kommensschwächer = unzufriedener" beispielsweise deutlich auf die Zufrie-

denheit mit der Arbeit zu. Eine mögliche Ursache ist darin zu sehen, daß Frau-

en, die unterhalb der 50-%-Schwelle leben, häufig ohne Rücksicht auf ihre

Wünsche und Fähigkeiten nur wegen des Verdienstes arbeiten müssen. Dieje-

nigen Mütter dagegen, bei denen der Zwang des "Dazuverdienens" nicht in

dem Maße relevant ist, arbeiten i. d. R., weil ihnen die eigene Berufstätigkeit

wichtig ist, sie sind dann auch entsprechend zufriedener.

������ =XIULHGHQKHLWHQ�GHU�0�WWHU�LP�/lQJVVFKQLWW

Bei den spezifischen Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation sind bei

zunehmender Armutshäufigkeit auch vermehrt Sorgen zu beobachten. Es wird

nun der Frage nachgegangen, wie sich subjektive Zufriedenheiten im Zeitver-

lauf, in Zeiten oberhalb und unterhalb der 50-%-Einkommensschwelle, dar-

stellen. So geht z. B. die Theorie der Anpassung der Anspruchsniveaus davon

aus, daß auf Verschlechterungen der objektiven Lebensbedingungen eine sin-

kende Zufriedenheit folgt. Bleibt die objektive Lebensbedingung allerdings

über einen längeren Zeitraum schlecht, findet eine Adaption der Ansprüche an

die tatsächlichen Lebensbedingungen statt. Mit dieser Anspruchsanpassung an

die faktischen Gegebenheiten sollte auch die Zufriedenheit - trotz objektiv

schlechter Lebensbedingungen - wieder steigen (vgl. Campbell u.a 1976; Glat-

zer 1988; Inglehart und Rabier 1986). Anhand der Längsschnittstichprobe von

1991 bis 1995 wurden Zufriedenheitsangaben der Mütter über fünf Panelwellen

in Abhängigkeit vom Haushaltseinkommen untersucht. Dabei werden unter-

schiedliche Häufigkeiten von Zeitpunkten unter der 50-%-Schwelle differen-
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ziert. Ausgewiesen wird der Durchschnitt über alle Jahre sowie die Durch-

schnitte in Zeiten oberhalb und unterhalb der 50-%-Schwelle.

7DEHOOH�����*HJHQZlUWLJH�/HEHQV]XIULHGHQKHLW�GHU�0�WWHU�LP�/lQJVVFKQLWW

Durchschnittliche JHJHQZlUWLJH Lebenszufriedenheit1

Anzahl der Jahre unter
50-%-Schwelle

1991-1995 Jahre unter 50-%-
Schwelle2

Jahre über 50-%-
Schwelle

0 Ost 6,4 6,4
West 7,4 7,4

1-2 Ost 5,9 5,5 6,0
West 6,8 6,6 6,8

≥ 3 Ost 5,8 5,6 6,4
West 6,5 6,5 6,7

1 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10 "ganz und gar
zufrieden".

2 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Wer keinen Abstieg in einkommensschwache Positionen erlebt hat, hat auch

längerfristig ein vergleichsweise hohes Zufriedenheitsniveau. Die höchste Le-

benszufriedenheit weisen Mütter auf, die nie unter der 50-%-Schwelle lagen.

Bei ihnen lag die durchschnittliche Zufriedenheit im Untersuchungszeitraum

bei 7,4 in Westdeutschland und bei 6,4 in Ostdeutschland. In den Jahren unter

der 50-%-Schwelle sind auch bei unterschiedlicher Häufigkeit des Absinkens

unter die 50-%-Schwelle im Beobachtungszeitraum kaum Unterschiede bei der

Lebenszufriedenheit zu beobachten. Dieses Ergebnis weist darauf hin, daß,

zumindest was die Lebenszufriedenheit angeht, mit der Zeit eine moderate An-

passung an die objektiven Lebensverhältnisse stattfindet. Die Veränderung der

Einkommensposition geht nur mit vergleichsweise geringen Zufriedenheitsver-

änderungen einher. Die durchschnittliche Zufriedenheit in Jahren unter der 50-

%-Schwelle lag bei westdeutschen Müttern mit 0,2 Skalenpunkten nur wenig

unter der in den Jahren über der 50-%-Schwelle. Bei ostdeutschen Müttern sind

die Zufriedenheitsdifferenzen zwischen Zeiten unter und über der 50-%-

Schwelle größer als bei westdeutschen. Ostdeutsche Mütter, die mindestens

dreimal unter der 50-%-Schwelle lagen, hatten in den Jahren unter der 50-%-
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Schwelle einen Zufriedenheitsdurchschnitt von 5,6 und in den Jahren oberhalb

der 50-%-Schwelle von 6,4.

Bei der zukünftig erwarteten Lebenszufriedenheit fällt in der Längsschnittper-

spektive auf, daß in den verschiedenen Gruppen die Differenzen zwischen Ost-

und Westdeutschland geringer sind, als es die Querschnittperspektive vermuten

läßt. Insbesondere ostdeutsche Mütter, die nie unter der 50-%-Schwelle lagen,

erwarteten mit durchschnittlich 7,2 eine vergleichsweise hohe Lebenszufrie-

denheit in fünf Jahren. Die Erfahrung von materiellen Einbrüchen im Untersu-

chungszeitraum geht also mit einem gedämpften Zukunftsoptimismus beim

subjektiven Wohlbefinden einher, auch wenn die momentane Einkommenslage

sich wieder verbessert hat.

7DEHOOH�����(UZDUWHWH�/HEHQV]XIULHGHQKHLW�GHU�0�WWHU�LQ�I�QI�-DKUHQ�LP�/lQJVVFKQLWW

Durchschnittliche erwartete Lebenszufriedenheit
LQ�I�QI�-DKUHQ1

Anzahl der Jahre unter
50-%-Schwelle

1991-1995 Jahre unter 50-%-
Schwelle

Jahre über 50-%-
Schwelle

0 Ost 7,2 7,2
West 7,6 7,6

1-2 Ost 6,8 6,6 6,9
West 6,8 6,8 6,9

≥ 3 Ost 6,7 6,6 6,5
West 6,7 6,6 7,1

1 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10 "ganz und gar
zufrieden".

2 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Die Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen hängt enger mit den Ein-

kommenspositionen und deren Veränderung zusammen als Zufriedenheiten in

anderen Bereichen oder die allgemeine Lebenszufriedenheit, die zusätzlich von

vielen anderen Einflußfaktoren abhängt, z. B. in starkem Maße von der Be-

wertung der familiären Situation. Ungünstige Einkommenspositionen schlagen

sich von daher auch besonders deutlich und direkt in der Einkommenszufrie-

denheit nieder.
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7DEHOOH�����=XIULHGHQKHLW�GHU�0�WWHU�PLW�GHP�+DXVKDOWVHLQNRPPHQ

Durchschnittliche Einkommenszufriedenheit1

Anzahl der Jahre unter
50-%-Schwelle

1991-1995 Jahre unter 50-%-
Schwelle2

Jahre über 50-%-
Schwelle

0 Ost 5,6 5,6
West 7,1 7,1

1-2 Ost 4,4 3,8 4,7
West 5,8 5,2 6,0

≥ 3 Ost 3,5 3,1 4,9
West 5,0 4,8 6,2

1 Mittelwerte der Zufriedenheitsskala von 0 "ganz und gar unzufrieden" bis 10 "ganz und gar
zufrieden".

2 Personengewichte basieren auf den Regelsatzproportionen der Sozialhilfe.

Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel.

Die Zufriedenheitsdifferenzen zwischen den Gruppen, aber auch zwischen den

Jahren unter und über der 50-%-Schwelle sind stark ausgeprägt. Deutlich er-

kennt man auch bei der Einkommenszufriedenheit, daß ein hohes Niveau ins-

besondere dann auftritt, wenn längerfristig kein Abstieg in einkommensschwa-

che Positionen stattgefunden haben. Einkommensmobilität im oberen Ein-

kommensbereich wird hier allerdings nicht beobachtet. Daher kann man nicht

folgern, daß diese erhöhten Zufriedenheitswerte nicht auch aus Einkommens-

mobilität im mittleren und höheren Einkommensbereich resultieren. Einen kla-

ren Niveauunterschied findet man jedenfalls zwischen Müttern, die nie unter

die 50-%-Schwelle absanken, und denjenigen, die einmal oder öfter unter der

50-%-Schwelle lagen. Je länger sich Mütter in einkommensschwachen Positio-

nen befanden, desto geringer war ihre durchschnittliche Einkommenszu-

friedenheit in den Jahren unter der 50-%-Schwelle. Allerdings fallen die Diffe-

renzen zwischen kürzerem und längerem Absinken unter die 50-%-Schwelle

nicht mehr so groß aus. Eine Anpassung der Einkommenszufriedenheit an eine

längerandauernde ungünstige Einkommenssituation – mit einem Wiederanstieg

der Zufriedenheitswerte – kann während der fünf Beobachtungsjahre nicht

nachgewiesen werden. Die Differenzen zwischen den Zeiten oberhalb und un-

terhalb der 50-%-Schwelle verdeutlichen allerdings, daß mit den Auf- und Ab-
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stiegen in der Einkommensposition auch deutliche Veränderungen bei der Ein-

kommenszufriedenheit einhergehen, während bei der allgemeinen Le-

benszufriedenheit als übergreifendes Zufriedenheitsmaß diese Veränderungen -

auch bei einer mehrjährigen einkommensschwachen Position - erheblich gerin-

ger ausfallen.
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�� =XVDPPHQIDVVXQJ

���� .LQGHU�XQG�(LQNRPPHQVDUPXW�LQ�GHU�VR]LDOZLVVHQVFKDIWOLFKHQ�)RU�
VFKXQJ

Nachdem in den USA ein System zur Sozialberichterstattung über Kinder ent-

wickelt wurde, das mit standardisierten Instrumenten die Entwicklung der Le-

bensbedingungen von Kindern über einen Zeitraum von 50 Jahren aufzeigt

(Hernandez 1993), gibt es auch in Deutschland Initiativen Kinder als Gegen-

stand sozialwissenschaftlicher Forschung stärker zu etablieren. Neben speziel-

len Umfragen bei Kindern zum subjektiven Wohlbefinden (Lang 1985; Klocke

1998), werden auch größere Umfragen bei der erwachsenen Bevölkerung für

sozialstrukturelle Analysen zu Kindern nutzbar gemacht (Nauck und Bertram

1995a).

In der sozialwissenschaftlichen Literatur werden zur Identifikation von Armut

in der Regel drei Konzepte verwendet: absolute, relative und subjektiv em-

pfundene Armut (Piachaud 1992). In der empirischen Armutsforschung wird

überwiegend eine monetäre Abgrenzung von Armut verwendet, die auf einem

relativen Armutskonzept basiert (Hauser 1997: 20f). International vergleichen-

de Untersuchungen zur relativen Einkommensarmut bei Kindern konnten in

verschiedenen westlichen Industrieländern – insbesondere in den USA - einen

Trend zu steigenden Kinderarmutsquoten identifizieren (Cornia 1997a: 57), der

in Deutschland allerdings nur gering ausfällt.

Die Verwendung von Äquivalenzskalen mit geringen Personengewichten, die

auf der Basis subjektiver Einschätzungen von Befragten ermittelt wurden, führt

in den mitteleuropäischen Ländern zu vergleichsweise niedrigen Armutsquoten

unter 10%, während in den USA auch bei dieser Berechnungsweise Quoten

von über 20% zu beobachten sind (Rainwater und Smeeding 1995). Untersu-

chungen mit der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, die bis in die sech-

ziger Jahre zurückreichen, konnten zu Beginn der siebziger Jahre eine erhebli-
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che Abnahme des Anteils von Kindern in relativer Einkommensarmut identifi-

zieren - mit einem anschließenden geringeren Wiederanstieg (Hauser und Sem-

rau 1989: 19).

���� $XVPD��XQG�(QWZLFNOXQJ�GHU�(LQNRPPHQVXQJOHLFKKHLW�EHL�.LQGHUQ

Mit den Daten des Sozio-ökonomischen Panels konnten ab 1984 die folgenden

Ergebnisse ermittelt werden. Bei der Teilpopulation "Kinder unter 18 Jahren"

wirken sich unterschiedliche Äquivalenzskalen und Abgrenzungen von

Schwellenwerten (z. B. Median; arithmetisches Mittel) stärker auf die Anteile

unterhalb einer 50-%-Einkommensschwelle aus als bei der Erwachsenen- oder

Gesamtpopulation. Für die alten Bundesländer zeigt sich bei drei ausgewählten

Berechnungsverfahren der Bedarfsgewichtung (BSHG-, OECD-, Rainwater-

Smeeding-Skala) Ende der 80er Jahre eine Tendenz zu sinkenden Anteilen von

Kindern in einkommensschwachen Haushalten und ein neuerlicher Anstieg bis

Mitte der 90er Jahre, der durch die Zuwanderung in die alten Bundesländer

verstärkt wird. Allerdings findet man 1996 im Zusammenhang mit einem

Rückgang der Einkommensvariation insgesamt auch ein Absinken des Anteils

von Kindern in einkommensschwachen Haushalten (BSHG: 15,2%; OECD:

10,6%; Rainwater-Smeeding: 5,9%). Somit zeigte sich kein anhaltender Trend

zum Anstieg der Quote in den neunziger Jahren. Im Vergleich zu anderen

westlichen Industrieländern liegt der Anteil von Kindern in einkommens-

schwachen Haushalten im unteren Mittelfeld. Vor allem die USA und inner-

halb der Europäischen Union auch Großbritannien haben deutlich höhere

Quoten.

In den neuen Bundesländern hat sich mit der Zunahme der Einkommensun-

gleichheit und der Erhöhung des Einkommensniveaus im Transformationspro-

zeß auch der Bevölkerungsanteil unter der 50-%-Einkommensschwelle deutlich

erhöht, insbesondere bei Kindern. Seit 1994 hat sich diese Tendenz abge-

schwächt, und 1995 ist bei ostdeutschen Kindern eine Abnahme der Intensität

der einkommensschwachen Position (Einkommensdistanz zum Schwellenwert)

zu erkennen. 1996 ist in den neuen Bundesländern erstmals nach der deutschen
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Wiedervereinigung ein Rückgang des Anteils von Kindern in einkommens-

schwachen Haushalten zu verzeichnen (BSHG: 8,5%; OECD: 6,0%; Rainwa-

ter-Smeeding: 4,1%).

In Westdeutschland ist bei Kindern mit ausländischem Haushaltsvorstand für

1995 eine besonders starke Zunahme des Anteils in einkommensschwachen

Haushalten zu erkennen. Diese Entwicklung geht einher mit einer zunehmen-

den Einkommensdistanz zur westdeutschen Bevölkerung über der 50-%-

Schwelle. Im Jahr 1996 sinkt zwar auch bei ausländischen Kindern der Anteil

unter der 50-%-Schwelle wieder, dennoch bleibt das Niveau und der Einkom-

mensabstand deutlich höher als bei deutschen Kindern. Obwohl sich bei Aus-

siedlern auch ein erheblicher Anteil der Kinder in einkommensschwachen Po-

sitionen befindet (Anteil unter der 50-%-Schwelle allerdings stark abhängig

vom Berechnungsverfahren), zeigt sich 1995 die Intensität deutlich geringer als

bei der ausländischen Bevölkerung.

���� 'DXHU�HLQNRPPHQVVFKZDFKHU�3RVLWLRQHQ

Die dargelegten Maße zur Einkommensungleichheit bei der Querschnittsbe-

trachtung sagen wenig über eine Verfestigung von individuellen Einkommens-

lagen im Zeitverlauf aus. Die jährliche Wiederbefragung der Untersuchungs-

personen im Sozio-ökonomischen Panel erlaubt es, individuelle Längsschnitt-

daten von Kindern und Erwachsenen in verschiedenen Bevölkerungsgruppen

zu vergleichen. Es zeigt sich, daß das Absinken in einkommensschwache Posi-

tionen kein Zustand ist, sondern eine Phase im Lebensverlauf. Bei Kindern ist

diese Phase allerdings weniger beweglich als bei Volljährigen: Während Er-

wachsene meist kurzfristig unter die 50-%-Einkommensschwelle absinken,

verweilen Kinder länger im unteren Einkommensbereich, vor allem Kinder mit

ausländischem Haushaltsvorstand. In den neuen Bundesländern sind Einkom-

menspositionen unter der 50-%-Schwelle kurzfristiger als in den alten Bun-

desländern. Ein Absinken in den unteren Einkommensbereich geht meist mit

erheblichen Verlusten beim Haushaltseinkommen einher.
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���� 2EMHNWLYH�/HEHQVEHGLQJXQJHQ�YRQ�.LQGHUQ�LQ�XQWHUVFKLHGOLFKHQ
(LQNRPPHQVSRVLWLRQHQ

Neben dem Ausmaß und der Entwicklung von einkommensschwachen Positio-

nen, soll die Darstellung von objektiven Lebensbedingungen in ausgewählten

Bereichen das Ausmaß des Wohlfahrtsgefälles zwischen Kindern in einkom-

mensschwachen und einkommensstärkeren Haushalten aufzeigen.

Bezüglich der Haushalts- und Familienstruktur läßt sich folgende Entwicklung

erkennen: Bei Kindern unter der 50-%-Einkommensschwelle hat der Anteil in

Alleinerziehendenhaushalten zugenommen. In Ostdeutschland hat sich seit der

Wiedervereinigung vor allem das Risiko von Kindern in Haushalten von

Alleinerziehenden erheblich vergrößert, unter die 50-%-Einkommensschwelle

zu fallen. Auch bei Kindern in einkommensschwachen Haushalten, die mit

beiden Elternteilen in einem gemeinsamen Haushalt leben, sind typische Kon-

stellationen objektiver Lebensbedingungen zu erkennen: Im Bereich der Er-

werbstätigkeit findet man häufig Kumulationen von ungünstigen Vorausset-

zungen bei den Eltern. In den alten Bundesländern verfügen vielfach sowohl

Mütter als auch Väter (Partner der Mütter) über keine Berufsausbildung. Bil-

dungshomogame Eheschließungen (und Partnerschaften) erhöhen hier deutlich

das Risiko in einkommensschwache Bereiche zu fallen. Kinder in einkom-

mensschwachen Haushalten besuchen auch seltener weiterführende Schulen als

Kinder in einkommensstärkeren Haushalten. In den neuen Bundesländern stellt

die Arbeitslosigkeit beider Elternteile ein besonders hohes Risiko für ein Ab-

sinken unter die 50-%-Einkommensschwelle dar.

Beim Bezug von staatlichen Transferleistungen in einkommensschwachen

Haushalten fällt auf, daß in den alten Bundesländern ein deutlich höherer An-

teil der Kinder Sozialhilfe bezieht als in den neuen Bundesländern. Offensicht-

lich werden in Ostdeutschland entsprechende Ansprüche häufig nicht geltend

gemacht. In den alten Bundesländern hat sich seit 1984 vor allem bei Kindern

unter der 50-%-Schwelle der Anteil in Haushalten mit Sozialhilfebezug deut-

lich erhöht. Auch die Daten des Sozio-ökonomischen Panels zeigen somit die

gestiegene Bedeutung der Sozialhilfe für Kinder im unteren Einkommensbe-
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reich. Eine deutliche Ausweitung des Anteils von Kindern unter der 50-%-

Schwelle geht damit allerdings nicht einher.

Zentral für die Lebensqualität sind auch die Wohnbedingungen. Kindern in

einkommensschwachen Haushalten steht weniger Wohnraum pro Person zur

Verfügung als Kindern in einkommensstärkeren Haushalten. Die Wohnungs-

ausstattung unterscheidet sich allerdings stärker zwischen alten und neuen

Bundesländern als zwischen den Haushalten von Kindern in den verschiedenen

Einkommensgruppen. Auch im Freizeitbereich unterscheiden sich die Haus-

haltskontexte von Kindern in den verschiedenen Einkommenspositionen. Müt-

ter von Kindern in einkommensschwachen Haushalten sind in der Freizeit ins-

gesamt weniger aktiv als in einkommensstärkeren Haushalten, insbesondere bei

kulturellen und sportlichen Aktivitäten.

���� (LQVWHOOXQJHQ�XQG�VXEMHNWLYHV�:RKOEHILQGHQ�LP�+DXVKDOWVNRQWH[W
YRQ�.LQGHUQ

Bei der Bewertung von Einkommensungleichheit tritt die Frage auf, inwieweit

diese von der Bevölkerung akzeptiert werden kann. Das hängt allerdings auch

davon ab, welches Ausmaß an sozialer Ungleichheit in der Bevölkerung wahr-

genommen wird und welche Kosten zur Vermeidung antizipiert werden. In der

allgemeinen Einschätzung der deutschen Bevölkerung findet man sowohl zu

wohlfahrtsstaatlichen als auch zur Notwendigkeit von leistungsorientierten

Einkommenskomponenten breite Zustimmung. Vor allem Personen im unteren

Einkommensbereich sehen eher Ungerechtigkeiten in der Einkommensvertei-

lung und befürworten ein mehr bedarfsorientiertes Einkommen.

Einkommensschwache Positionen gehen auch überwiegend mit ungünstigen

subjektiven Bewertungen des eigenen Haushaltseinkommens einher. In der

Einschätzung der Mütter von Kindern in einkommensschwachen Haushalten

lag das tatsächliche Haushaltseinkommen in den alten Bundesländern 1992 im

Durchschnitt etwa 250 DM unter dem als notwendig erachteten, in den neuen

Bundesländern betrug die Differenz nahezu 900 DM. Private Bereiche wie Fa-

milie oder Partnerschaft finden bei Müttern im unteren und im höheren Ein-
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kommensbereich eine hohe Priorität. Materielle Bereiche, insbesondere das

Einkommen, haben bei Müttern unter der 50-%-Schwelle, wie erwartet, eben-

falls einen hohen Stellenwert.

Kinder in einkommensschwachen Haushalten sind bei ihren Müttern häufig mit

einem geringen subjektiven Wohlbefinden konfrontiert. Das äußert sich in spe-

zifischen Sorgen und vermehrten Problemen, sich mit den Verhältnissen zu-

rechtzufinden. Auch die Lebenszufriedenheit und die Einzelzufriedenheiten mit

den materiellen Lebensbereichen der Mütter hängen eng mit der Einkommens-

position zusammen. Mütter in einkommensschwachen Haushalten äußern ge-

ringere Zufriedenheiten - bei erhöhter Heterogenität der Zufriedenheitsbewer-

tungen. Mütter in einkommensstärkeren Haushalten geben dagegen höhere und

homogenere Zufriedenheitsbewertungen ab. Im Längsschnitt zeigt sich, daß die

spezifische Einkommenszufriedenheit bei dauerhaftem Absinken unter die 50-

%-Schwelle sehr niedrig wird. Entsprechende Unterschiede zwischen kurz- und

langfristigem Absinken unter die 50-%-Schwelle sind bei der allgemeinen Le-

benszufriedenheit nicht zu erkennen.
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1 Einen Überblick zur Sozialberichterstattung bietet Habich, Noll und
Zapf. 1994

2 Übergänge über mehrere Panelwellen wurden auch anhand latenter Mar-
kov-Ketten untersucht (Berntsen und Rendtel 1991; Rendtel, Langeheine
und Berntsen 1996).

3 An dieser Stelle möchte ich mich bei Herrn Peter Krause bedanken, der
mir während seines Aufenthaltes als Gastprofessor an der Syracuse Uni-
versity die Manuskripte der Studie zugänglich machte und mich auf die
wissenschaftliche Auseinandersetzung zur Äquivalenzskalenformulie-
rung von Rainwater und Smeeding aufmerksam machte.

4 Die ausgewiesen Armutsquoten bei Kindern von alleinerziehenden
Müttern, vor und nach staatlicher Umverteilung (Rainwater und Smee-
ding 1995: Appendix, Tabelle A-2), weisen für Deutschland eine beson-
ders hohe Reduktion der Kinderarmutsquote durch wohlfahrtsstaatliche
Maßnahmen aus. Eine Quote von 43,9% wird in dieser Tabelle einer
Quote von 4,2% gegenübergestellt. Hier handelt es sich allerdings offen-
sichtlich um einen Druckfehler, da eigene Berechnungen gezeigt haben,
daß auch die Quote nach Steuern und Transferleistungen bei etwa 42%
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(ca. 10-fache) liegen müßte. Daraus ergibt sich ein Reduktionseffekt der
Quote nach der staatlichen Umverteilung von nur etwa 1% - 2% und
nicht von nahezu 40%.

5 Das Niveau der Einkommensarmut liegt bei diesen Berechnungen deut-
lich höher als bei der Berechnungsweise nach Rainwater und Smeeding
(1995), was bei den Quoten von 1983 deutlich wird, die auf der gleichen
Datenbasis beruhen.

6 Für die Verknüpfungen wurden Zeigervariablen verwendet, die vom
DIW im Datensatz bereitgestellt werden.

7 Haushaltsnettoeinkommen aller Haushaltsmitglieder nach Abzug von
Steuern und Sozialabgaben; regelmäßige Zahlungen wie Wohngeld,
Kindergeld, BAföG, Unterhaltszahlungen usw. werden dazugerechnet.

8 Zu Sensitivitätsanalysen über Einfluß von Äquivalenzskalen auf Ein-
kommensungleichheit vgl. Faik (1995).

9 Äquivalenzelastizität (e) mit 0 < e < 1.
10 Personengewichte: Haushaltsvorstand 1; Personen ab 19 Jahren 0,8, 15-
18 Jahre 0,9, 8-14 Jahre 0,65, bis 7 Jahre 0,5, Kind eines alleinerziehen-
den Elternteils bis 7 Jahre 0,55 (vgl. Bundessozialhilfegesetz §22 und
§23).

11 Ermittelt wird der Bedarf als Produkt der Kubikwurzel multipliziert mit
einem Faktor, nachdem der Bedarf des Haushaltsvorstandes um etwa 1%
pro Jahr bis zum Alter von 45 steigt und ab 45 jährlich wieder ca 1%
fällt entsprechend der folgenden Formel:

EI = Y/(S.33  * .99 |A-45|).

EI = Äquivalenzeinkommen

Y  = Verfügbares Familieneinkommen (Haushaltseinkommen)

S  = Familiengröße (Haushaltsgröße)

A= Alter des Haushaltsvorstands

Für 1995 ergaben sich hieraus folgende durchschnittlichen Personenge-
wichte bei N Personen im Haushalt:

1. Person (P. ): 0,81; 2 P. : 0,53; 3 P. : 0,43; 4 P. : 0,36; 5 P. : 0,32; ... ; 13
P. : 0,15.

12 Einen kurzen Überblick zum Gini-Index und anderen Maßzahlen der
Dispersion bietet Diekmann (1995: 563 f.); eine detailliertere Beschrei-
bung findet sich in Hartmann (1985: 96 f.).

13 Die weiteren Wellen des Europäischen Haushaltspanels werden für die
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Sozio-ökonomischen Pa-
nels durchgeführt.

14 Die Quote auf Basis unserer Berechnungen mit den Daten des Sozio-
ökonomischen Panels liegt für das Jahr 1989 mit 6,6% geringfügig unter
derjenigen von Rainwater und Smeeding (1995) auf Basis der Luxem-
burg Income Study.
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15 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sind in Seewald
(1997; 1998) ausgewiesen.

16 Untersuchungen in den USA, die Bereiche von Einkommensverteilun-
gen aus verschiedenen Jahren vergleichend untersucht haben, finden eine
Zunahme des Anteils im unteren Einkommensbereich (Morris u.a. 1994).
17 Abgrenzungen des unteren Einkommensbereichs, die geringere An-
teile erfassen, wären in diesem Zusammenhang wegen der daraus fol-
genden Fallzahlprobleme, bei der Stichprobengröße des Sozio-
ökonomischen Panels, teilweise nicht sinnvoll einzusetzen.
18 Im Sozio-ökonomischen Panel können von Stichprobenpersonen bis
16 Jahren, die noch nicht selbst befragt wurden, Verknüpfungen zu den
Angaben der Mütter im Haushalt hergestellt werden.
19 Ein Ausbildungsabschluß wurde in der früheren DDR auch nach eini-
gen Jahren der ungelernten Tätigkeit zugeschrieben, auch wenn faktisch
niemals eine formale Ausbildung vollendet wurde.
20 Die Beträge liegen unterhalb derjenigen, die die amtliche Statistik für
Haushalte mit Kindern für 1994 ausweist (vgl. Statistisches Bundesamt
1997). Dabei ist anzunehmen, daß bei der Beantwortung des Fragebo-
gens nicht alle Kostenfaktoren, insbesondere die Kosten für die Unter-
kunft, immer berücksichtigt werden.
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